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Squeeze-out-Spaltung – Wird der VfGH die für die gerichtliche
Überprüfung des Barabfindungsangebots vorgesehene Antragsschwelle
zu Fall bringen?

RA Dr. Andreas Aigner, Wien
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Nicht vergessen: Vertrauen Sie in Vermögens-
fragen nur Ihrem Kundenbetreuer.

DENN PERSÖNLICHE BETREUUNG UND INDIVIDUELLE ANGEBOTE sind uns genauso wichtig wie absolute Diskretion.
Holen Sie sich bei Ihrem Kundenbetreuer die Anti-Vergessens-Pille, damit Sie nicht vergessen, dass er die besten Lösungen
für Ihre Geldangelegenheiten hat.



Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 7 . J a h r g a n g , A p r i l 2 0 0 5 , H e f t 4

D e r a k t u e l l e B e i t r a g

Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Recht einfach

Die Qualität der Leistung, die
der Rechtsanwalt für seinen
Klienten erbringt, und das Ver-
trauen des Klienten in seinen
Rechtsanwalt sind die bestim-
menden Faktoren einer leis-
tungsfähigen Rechtsanwalt-
schaft.

Die Anwaltschaft hat aber nicht
nur tatsächlich Qualität zu bie-
ten, es ist auch notwendig, im
Auftritt nach außen die Kom-
petenz des Rechtsanwaltes zu
vermitteln und gleichzeitig zu
zeigen, dass diese Leistungen
zwar ihren Preis haben, aber
sich im Ergebnis rechnen. Dass
die Kompetenz des Rechts-
anwaltes nicht nur den streitigen
Bereich betrifft, sondern der im
Streit erprobte Rechtsanwalt
auch der am besten geeignete
zur streitvermeidenden Vertrags-
gestaltung ist, ist der Öffentlich-
keit deutlich zu machen.

Das ist nicht einfach, das kann
auch nicht durch Marketing-

maßnahmen des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammer-
tages allein erreicht werden.
Dazu sind gemeinsame An-
strengungen mit der Kollegen-
schaft notwendig. Jeder Kol-
lege ist daher aufgerufen, in
seinem Bereich die ihm richtig
und zweckmäßig erscheinen-
den Maßnahmen mit anwaltli-
chem Augenmaß zu ergreifen.
Der Arbeitskreis Öffentlichkeits-
arbeit hat hiezu ein, wie ich
meine, sehr gelungenes Hilfs-
mittel geschaffen, das nunmehr
vorliegt.

„Recht einfach“ ist eine Bro-
schüre, die der Öffentlichkeit
ein Leistungsprofil anwaltlicher
Tätigkeit vorstellt. Dabei ist
selbstverständlich, dass der
weite Bereich anwaltlicher
Tätigkeit auch viele andere
Gebiete mit umfasst, die hier
nicht angesprochen werden
konnten. Wir haben uns aber
bemüht, all jene Bereiche auf-

zuarbeiten, von denen wir
meinten, dass sie von besonde-
rem Interesse für eine große
Anzahl von Klienten sein kön-
nen.

„Recht einfach“ liegt dieser
Ausgabe des Anwaltsblattes
bei und ist auch in Kürze
bei Gericht aus den dort auf-
gestellten Displays von jeder-
mann entnehmbar. Die Bro-
schüre kann mit dem beiliegen-
den Formular gegen einen Un-
kostenbeitrag bestellt werden.
Sie ist so gestaltet, dass der
Rechtsanwalt vor der Weiter-
gabe seine Geschäftskarte in
den Umschlag vorne einlegen
kann.

Wir werden „Recht einfach“ in
der Öffentlichkeit bewerben
und wir hoffen, damit der Kolle-
genschaft ein taugliches Marke-
tinginstrument in die Hand ge-
geben zu haben, auf dem auf-
gebaut werden kann.
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Steuern Sie
den Erfolg
Ihrer
Klienten!
Die neue Zeitschrift für Steuerrecht, Sozialversicherungs-
und Arbeitsrecht für die betriebliche Praxis
JETZT in Ihrem Postkasten!

Jahresabonnement 2005 (12 Hefte, davon 4 Hefte gratis) EUR 90,– inkl. Versand,
Einzelheft 2005 EUR 11,10; Ab 2006 jährlich 16 Hefte
Schriftleiter: Univ.-Prof. Dr. Markus Achatz und Univ.-Prof. Dr. Sabine Kirchmayr

4 Hefte gratis

– Sie sparen

EUR 44,40!
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Neue Informationsbroschüren
Rechtsanwälte sind Berater, Vertreter und Helfer in allen Rechtsan-
gelegenheiten. Ihr primäres Ziel ist der Schutz, die Verteidigung
und die Durchsetzung der Rechte ihres Mandanten.
Um der rechtsuchenden Bevölkerung einen besseren Überblick ge-
ben zu können, wie vielfältig das Tätigkeitsgebiet der Rechtsan-
wälte ist, hat der Österreichische Rechtsanwaltskammertag eine In-
formationsbroschüre mit dem Titel „Recht einfach“ aufgelegt. Diese
wird in Kürze bei den Informationsständern bei den Bezirksgerich-
ten und den Bezirkshauptmannschaften zur Entnahme bereitste-
hen.
Dieses Informationsheft – ein Exemplar ist dieser Ausgabe des An-
waltsblattes beigelegt – bietet die besten Tipps, Antworten auf die
häufigsten Fragen und die wichtigsten Adressen. In jedem der da-
rin angeführten Rechtsgebiete wird hervorgehoben, worauf zu ach-
ten ist, wie ein Rechtsanwalt unterstützen kann und was dieser hier-
für benötigt.
Oft herrscht Ungewissheit über das Honorar des Rechtsanwaltes.
Daher gibt es zu diesem Thema eine eigene Informationsbroschüre
mit dem Titel „Mein Recht ist kostbar – Was Sie über das Honorar

des Rechtsanwaltes wissen sollten“. Darin wird erklärt, welche Ho-
norarvereinbarungen möglich sind, wie der Rechtsanwalt seine
Leistungen verrechnet und wer für welche Kosten aufkommen muss.
Diese mit Fallbeispielen aufbereitete Unterlage soll (potenziellen)
Klienten eine erste Information zu Themen wie Aufbau des Tarifs
oder Kostenübernahme durch eine Rechtsschutzversicherung bie-
ten und so die mitunter bestehenden Vorbehalte verringern, recht-
zeitig die Beratung durch einen Rechtsanwalt in Anspruch zu neh-
men.

Info-Broschüren: „Recht einfach“, „Mein Recht ist kostbar“

Beide Broschüren können im Internet von der Seite www.rechtsan-
waelte.at heruntergeladen werden. Sollten Sie für Ihre Kanzlei wei-
tere Printausgaben von „Recht einfach“ benötigen, so können Sie
mittels des beiliegenden Formulars eine Bestellung vornehmen.

Pauschalvergütung
Zurückgehend auf einen Antrag des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertags hat das Bundesministerium für Justiz im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen und dem Haupt-
ausschuss des Nationalrats eine Verordnung über eine Nachzah-
lung der Pauschalvergütung für die Jahre 2001 und 2002 be-
schlossen.

Durch diese Nachzahlung fließen der Pension Teil A insgesamt Mit-
tel in der Höhe von E 4,8 Mio zu. Die entsprechende Kundma-
chung erfolgte im BGBl II 2005/53.

www.rechtsanwaelte.at
Die Internetseite des Österreichischen Rechtsanwaltskammertags
unter der Adresse www.rechtsanwaelte.at wendet sich mit ihrem In-
formationsangebot an den Rechtsrat suchenden Bürger (vor allem
mit dem täglich aktualisierten Rechtsanwaltsverzeichnis und den
Rechtsthemen), an Medienvertreter und insb an alle Rechtsanwälte
in Österreich.

www.rechtsanwaelte.at – Zahlenverweise siehe unten

Nachfolgend ein kurzer Überblick über jene Inhalte der Homepa-
ge, die sich vordringlich bzw ausschließlich (Zugang über den ge-
schützten Login-Bereich) an den Rechtsanwalt richten. Unter Geset-
zestexte (1) in der Toolbox findet man berufs- und standesrechtlich
relevante Vorschriften – ua die RAO, das EuRAG, das DSt, die RL-
BA, das RAPG, das RATG und die AHR stets in aktueller Fassung.
Kundmachungen (2), dh neue Richtlinien ebenso wie Eintragungen
bzw Verzichte von Rechtsanwälten werden seit der RAO-Novelle
im Herbst 2003 ausschließlich im Internet veröffentlicht. Diese
Form der Kundmachung im Internet bringt neben einer nicht unbe-
trächtlichen Kostenersparnis auch den Vorteil der wesentlich größe-
ren Aktualität.

Wichtige

Informationen
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Ebenso findet man auf www.rechtsanwaelte.at nicht nur die vom
ÖRAK abgegebenen Stellungnahmen (3) zu Gesetzesvorhaben

und die jährlich erscheinenden Wahrnehmungsberichte, sondern
auch alle Ausgaben des Anwaltsblatts (3) im pdf-Format ab dem
Jahr 1998. In Zukunft wird es auch die Möglichkeit geben, eine
Online-Suche in diesen Ausgaben des Anwaltsblatts vorzunehmen.

Zentraler Bestandteil des Informationsangebots für Rechtsanwälte
ist der geschützte Login-Bereich (4), zu dem nur Rechtsanwälte Zu-
gang haben. Der Einstieg in diesen Bereich erfolgt mit dem R- bzw
J-Code und einem individuell zugeteilten Passwort. Sollten Sie Pro-
bleme beim Login haben, kontaktieren Sie bitte den Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertag.

Folgende Services werden im Login-Bereich angeboten:

OBDK-Entscheidungen

Hier finden Sie die Leitsätze der auch im Anwaltsblatt veröffentlich-
ten Entscheidungen der Obersten Berufungs- und Disziplinarkom-
mission beginnend ab dem Jahr 1976. Die Abfrage kann über
Schlüsselwörter, den Jahrgang der Veröffentlichung im Anwalts-
blatt oder über eine Volltextsuche in den Leitsätzen vorgenommen
werden und bietet somit höchste Funktionalität, um sich über die Ju-
dikatur der OBDK zu informieren. Die Datenbank wird laufend mit
aktuellen Entscheidungen erweitert.

Infom@il – Newsletter

Bis Anfang März 2005 wurden insgesamt 58 Ausgaben des
Newsletters, der Rechtsanwälten in kurzer Form aktuelle Informatio-
nen liefern soll, versendet. Im Internen Bereich finden Sie ein mit
einer Suchfunktion ausgestattetes Archiv aller bisher versendeten
Infom@ils.

Beim Empfang des Newsletters kann es vereinzelt zu Problemen
bei der HTML-Darstellung, die durch Spamblocker, Virenschutzpro-
gramme etc hervorgerufen werden, kommen. Sie haben die Mög-
lichkeit auszuwählen, ob Sie die Zustellung im HTML-Format oder
im Text-Format wünschen. Wir empfehlen das HTML-Format, dies
kann aber, wie zuerst angeführt, vereinzelt zu Problemen führen.
Beim Aufruf über das Newsletterarchiv erfolgt die Anzeige direkt
im Internetbrowser, sodass auch die HTML-Darstellung keine Pro-
bleme hervorrufen sollte.

Unter dem Menüpunkt Newsletter haben Sie – neben der Auswahl
HTML/Text – auch die Möglichkeit sich zum Bezug des Newsletters
an- und abzumelden sowie die E-Mail-Adresse für die Zustellung zu
ändern.

Der Newsletter verweist in der Regel auf Informationen, die im In-
ternen Bereich (siehe unten) als pdf-Dokumente stehen. ZumÖffnen
bzw Lesen benötigen Sie den Adobe (Acrobat) Reader mindestens
in der Version 6.0. Dieses Programm können Sie kostenlos über
www.adobe.de beziehen.

Ebenso wird im Infom@il auf neue Umfragen, die über www.rechts-
anwaelte.at durchgeführt werden, hingewiesen.

Umfragen

Durch eine Online-Umfrage besteht die Möglichkeit, schnell und
kostengünstig die Meinung innerhalb der Rechtsanwaltschaft zu ei-
nem bestimmten Thema auszuloten. An der Umfrage zur Gerichts-
organisation, die im Februar 2005 stattgefunden hat, haben sich
800 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte beteiligt.

Interner Bereich

Im Internen Bereich stehen Ihnen wichtige Informationen (im pdf-
Format), gegliedert in die Abschnitte
* Formulare
* Gesetze, Erlässe
* ERV
* Weitere Informationen
* Firmen-Compass
* Unfallversicherung
* Europa, International
* Nachrichten aus Brüssel
* Abfrage ZMR
* Anwaltsausweis
* Umfrageergebnisse

Wichtige Informationen

POLEN  DEUTSCHLAND 

übernehme Substitutionen vor Gerichten &

Schiedsgerichten in Deutschland und Polen

Dr. Andrzej Remin 

-Rechtsanwalt & Mediator- 

 Neue Weltgasse 21; 1130 Wien; 

phone: 1/403 87 15,

mobile: 0676/ 670 49 54

e-mail: office@remin.at
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* Versorgungseinrichtung
* Newsletterarchiv

zur Verfügung. Stehen neue Dokumente im Internen Bereich, so er-
folgt im Regelfall ein Hinweis im Infom@il.

Firmen-Compass

Über den Firmen-Compass sind die im Firmenbuch enthaltenen In-
formationen mit einer Aktualisierungsverzögerung von im Regelfall
12 Stunden verfügbar, wobei das Datum des Firmenbuchstandes
in der Fußzeile angezeigt wird. Die Benutzung ist äußerst komfor-
tabel, da interne Verweisungen ein schnelles Navigieren ermögli-
chen.

Für die Benutzung dieses von der RADOK GmbH bereitgestellten
Dienstes ist eine gesonderte Anmeldung erforderlich, wobei seit
April 2005 für den Bezug der Daten bis zum 31. 12. 2005 ein Pau-

schalbetrag von E 200,– (zzgl USt) zu entrichten ist. Eine geson-
derte Gebühr für den Abruf einzelner Firmeninformationen ist

nicht zu entrichten, bis zu 750 Abfragen pro Benutzer und Monat

sind möglich. Das Anmeldeformular zu diesem Dienst kann im Inter-
nen Bereich heruntergeladen werden.

Unternehmensprofile KSV

Informationen über die Bonität von Unternehmen müssen manch-
mal umgehend verfügbar sein. Über den Menüpunkt KSV-Profile
haben Sie in Kürze die Möglichkeit, Unternehmensprofile aus der
Wirtschaftsdatenbank des Kreditschutzverbandes von 1870 abzu-
rufen. Die Auskünfte beinhalten neben allgemeinen Informationen
das KSV-Rating, die Zahlweise sowie die Beurteilung der finanziel-
len Situation. In der KSV-Wirtschaftsdatenbank sind Daten zu rund
300.000 Unternehmen im Österreich verfügbar. Der Abruf einer
Firmeninformation kostet E 19,60 (zzgl USt).

Um diesen vom KSV gemeinsam mit der RADOK GmbH angebote-
nen Informationsdienst in Anspruch nehmen zu können, ist eine ein-
malige unentgeltliche Anmeldung erforderlich. Bei Interesse sen-
den Sie bitte ein E-Mail mit Ihrem R-Code und dem Betreff „KSV-Un-
ternehmensprofile“ an die Adresse office@radok.at.

GS Dr. Alexander Christian

Wichtige Informationen

RECHTaktuell
Der Literaturtipp

Ernst A. Kramer
Juristische Methodenlehre, 2. Auflage 

Die Lehre von der Methode der richterlichen Rechtsfindung ist in den letzten Jahren
stark in Bewegung geraten. Die traditionelle Auffassung von einer auf die etablierten
Auslegungselemente gestützten, möglichst objektiven Interpretation wurde durch die
Kategorie des „Vorverständnisses“ des Rechtsanwenders grundsätzlich in Frage ge-
stellt. Zudem wurde immer deutlicher, dass die klassische Methode der Rechtsfindung
nur ein Segment der richterlichen Rechtsfindung abdecken kann und durch Überlegun-
gen zur Methode richterlicher Rechtsfortbildung ergänzt werden muss. 
Vor diesem Hintergrund versucht das Buch eine die Diskussion strukturierende, ein-
führende Gesamtschau in die Hauptprobleme der Methode richterlicher Rechtsfindung

zu geben. Aus der Optik des schweizerischen Rechts geschrieben, berücksichtigt das Buch aber in starkem
Maß auch die ausländischen, va die deutsche und österreichische Diskussion. 

2. Auflage 2005. 286 Seiten. Br. EUR 29,80 ISBN 3-214-06740-0
Kooperation von Manz, Stämpfli und C.H. Beck

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Inland
13. April Wien

Verlag Österreich Akademie: NEUES Pensionsrecht –

Gesetzliche Pensionsversicherung nach der Harmoni-
sierung – Mag. Dr. Peter Dumpfhart

13. April Wien
Verlag Österreich Akademie: Grundwissen GmbH-
Recht für Geschäftsführer und Gesellschafter – Rechte
– Pflichten – Wissenswertes – Dr. Lukas Fantur

18. April Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Einführung in

das Vertragsrecht – RA Dr. Georg Kresbach
19. April Wien

Akademie für Recht und Steuern (ARS): Vom WGG

zum WEG – ao. Univ.-Prof. Dr. Andreas Klete

^

cka/
Dr. Rudolf Schweinhammer/Dr. Harald Friedl

27. April Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Sanierung von

Wohnbauten – aus technischer, architektonischer und
juristischer Sicht – Prof. Univ.-Lekt. DI Dr. Manfred
Bruck/Sen.-Rat Dr. Peter Heindl/Arch. DI Georg
W. Reinberg/Dr. Hans Langer

28. April Wien
Institut für Europäisches Recht: Organizational and

Working Procedures of the EC/EU institutions – Univ.-
Lekt. Dr. Moritz Röttinger LL.M. (ULB)

28. und
29. April

Salzburg
International Bar Association: Distributing Goods in

the EU: The Impact of Recent EU Rules

1. bis
3. Mai

Salzburg
International Bar Association (IBA): The Bankrupt Em-

pires – The Creditors Strike Back
4. Mai Wien

Institut für Europäisches Recht: Organizational and

Working Procedures of the EC/EU institutions – Univ.-
Lekt. Dr. Moritz Röttinger LL.M. (ULB)

9. Mai Wien
Institut für Europäisches Recht: Organizational and

Working Procedures of the EC/EU institutions – Univ.-
Lekt. Dr. Moritz Röttinger LL.M. (ULB)

10. Mai Graz
Verlag Österreich Akademie: Beendigung von Dienst-
verhältnissen – Kündigung und Entlassung – Mag. Dr.
Gabriela Petrovic

10. und
11. Mai

Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Forum: Kartell-
recht – Referententeam

11. Mai Wien
Österreichischer Rechtsanwaltsverein: Gründung ei-
ner Ges.m.b.H. – RegRat G. Wetschnig

12. Mai Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Vertragsrecht
aktuell – RA Dr. Georg Kresbach/RA Mag. Simone
Petsche-Demmel

22. bis
25. Mai

Wien
International Pension & Employee Benefits Lawyers As-
sociation: 10th International Conference

6. und
7. Juni

Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): WGG für Spe-

zialisten – Dr. Wolfgang Dirnbacher/HR Dr. Helmut
Würth

21. Juni Wien
Verlag Österreich Akademie: Einführung in die prakti-
sche Hausverwaltung – Dkfm. Mag. Gudrun Hasen-
auer

23. Juni Salzburg
Verlag Österreich Akademie: Gewerbeordnung im

Umbruch – Dr. Josef Unterweger

7. Juli Wien
Österreichischer Rechtsanwaltsverein: Sommer-Block-

seminar (BU-Kurs)

10. bis
14. Juli

Rust
4th International Tax Law Summer Conference

5. Sept. Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Wohnungsei-
gentumsbegründung im WGG neu – Dr. Wolfgang
Dirnbacher/HR Dr. Helmut Würth

28. Sept. Wien
Akademie für Recht und Steuern (ARS): Vom WGG

zum WEG – ao. Univ.-Prof. Dr. Andreas Klete

^

cka/
Dr. Rudolf Schweinhammer/Dr. Harald Friedl

6. bis
8. Okt.

Innsbruck
Tiroler RAK/ÖRAK: Anwaltstag

17. und
18. Okt.

Bad Waltersdorf
Akademie für Recht und Steuern (ARS): WGG für Spe-
zialisten – Dr. Wolfgang Dirnbacher/HR Dr. Helmut
Würth

Termine
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§§ 1002 ff ABGB; §§ 15 a, 89, 90, 92 GmbHG; § 149 HGB:

GmbH in Liquidation

1. Die vom Liquidator einer GmbH erteilte Vollmacht erlischt nicht
durch den Tod des Liquidators.
2. Der Umfang der Vertretungsmacht des vom Liquidator Bevoll-
mächtigten ist kausal auf Abwicklungsgeschäfte begrenzt. Liquida-
tionsfremde Geschäfte sind grundsätzlich wirksam. Dass ein Dritter
schlechtgläubig und das Geschäft liquidationsfremd war, ist von
der Gesellschaft zu beweisen.
3. Die Veräußerung des Vermögens als Ganzes ist von der Vertre-
tungsmacht des Liquidators und des von ihm Bevollmächtigten nicht
gedeckt, sondern bedarf der Genehmigung durch die Gesellschaf-
ter mit ¾-Mehrheit.
OGH 24. 2. 2004, 5 Ob 89/03d, RdW 2004/376.

&

§§ 89 ff, 93 GmbH:

Bucheinsicht bei einer aufgelösten bzw gelöschten GmbH

1. Gläubiger sind schon aufgrund ihres Bucheinsichtsrechts Betei-
ligte im Liquidationsverfahren.
2. Das Recht auf Bucheinsicht besteht nach Löschung der GmbH ge-
genüber dem nach § 93 Abs 3 GmbHG bestellten Verwahrer der
Bücher. Der Anspruch ist im außerstreitigen Verfahren durchzuset-
zen.
3. Das Bucheinsichtsrecht ist grundsätzlich unbeschränkt; allfällige
Hindernisse rechtlicher oder tatsächlicher Natur sind vom Antrags-
gegner konkret zu behaupten und zu bescheinigen.
OGH 19. 2. 2004, 6 Ob 314/03 z, RdW 2004/377.

&

§§ 25, 42 AktG; §§ 6, 6 a GmbHG; Art 24 RL 84/253/EWG des

Rates v 10. 4. 1984

1. Sacheinlagen oder Sachübernahmen können nur Vermögensge-
genstände sein, deren wirtschaftlicher Wert feststellbar ist, dies ist
eine Tatfrage.
2. DenWert einer Sacheinlage oder Sachübernahme hat ein Sach-

verständiger zu beurteilen, der sich einer – nach dem jeweiligen
Stand des Wissens – anerkannten Methode bedienen darf.
OGH 18. 11. 2003, 1 Ob 253/03 t, ecolex 2004/214 (LS).

&

§ 180 Abs 1 StPO (Art 4 Abs 3 PersFrSchG):

Analog § 182 Abs 2 und § 429 Abs 2 Z 5 StPO ist § 180 Abs 1
StPO infolge vorzunehmender Lückenfüllung des § 179a Abs 1
StPO dahin zu verstehen, dass die Vernehmung des Beschuldigten
nur dann unabdingbare Voraussetzung für die Verhängung der Un-
tersuchungshaft ist, wenn sie nicht wegen des Gesundheitszu-
stands des zu Vernehmenden (innerhalb der 48-Stunden-Frist ab

seiner Einlieferung) faktisch unmöglich ist. Dem in § 180 Abs 1
StPO realisierten verfassungsrechtlichen Gebot des Art 4 Abs 3
PersFrSchG zur Vernehmung ohne Verzug wird durch eine Verneh-
mung des Festgenommenen zum ehest möglichen Zeitpunkt nach
Wiedereintritt seiner Vernehmungsfähigkeit entsprochen.
OGH 15. 7. 2004, 11 Os 66, 67/04 (ÖJZ-LSK 2004/253).

&

§ 228 Abs 1 StGB:

Mittelbare unrichtige Beurkundung

Ebenso, wie sich die Tätigkeit der Meldebehörde bei Ausstellung
des Meldevisums bloß in der Bestätigung erschöpft, dass der Mel-
depflicht entsprochen wurde, ohne damit aber die Richtigkeit der
im Meldezettel enthaltenen personenbezogenen Angaben zu be-
stätigen, wird mit einer Meldebestätigung nach § 19 Abs 1 Mel-
deG 1991 lediglich die Tatsache der erfolgten Anmeldung des
Meldepflichtigen bestätigt, nicht aber die Richtigkeit der von jenem
im Meldezettel angegebenen, von der Meldebehörde nicht zu
überprüfenden Berechtigung zur Führung eines akademischen
Grades. Falsche Angaben im Meldezettel sind daher allenfalls ver-
waltungsbehördlich zu ahnden, verwirklichen jedoch nicht § 228
Abs 1 StGB.
OGH 22. 6. 2004, 14 Os 63/04 (LG Leoben 20 Hv 3/03 s);
EvBl 2004/206.

&

§ 104 Abs 1 und § 106 Abs 1 FrG:

Reichweite der Schlepperei iSd § 104 Abs 1 FrG

Das Tatbestandsmerkmal „rechtswidrige Einreise“ in § 104 Abs 1
FrG bringt zum Ausdruck, dass jede Einreise erfasst wird, die ge-
gen eine (verwaltungsbehördliche) Rechtsvorschrift verstößt. Aus
dieser deliktsbezogen weiten Sicht ist die Einreise eines Fremden
nur dann rechtmäßig, wenn sie unter Einhaltung der Bestimmungen
des zweiten Hauptstückes des FrG und ohne Umgehung der Grenz-
kontrolle bewirkt wird. Eine Einreise, die sich auf einen Aufenthalts-
titel stützt, der sich auf die – nachträglich falsifizierte – Behauptung
eines gemeinsamen Familienlebens gründet, verletzt § 8 Abs 4
FrG und ist somit in der Bedeutung des § 104 Abs 1 FrG rechtswid-
rig.
OGH 30. 9. 2003, 14 Os 79/03 (LG Steyr 7. 2. 2003, 11 Hv
1/03); JBl 2004, 592.

&

Honorarnote eines Rechtsanwalts und Abgehen von dieser im Falle
der Nichtbezahlung durch den Klienten: OLG Linz zu 3 R 10/04 t-
46 vom 30. 3. 2004:
Die Honorarnote eines Rechtsanwalts stelle lediglich eine Einmah-

nung nach § 1417 ABGB dar, weshalb der Rechtsanwalt an die

Schon gelesen?
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Höhe des beanspruchten Honorars auch dann nicht gebunden sei,
wenn er es ohne jeden Vorbehalt bekanntgegeben habe. Daher
könne er im Falle der Nichtbegleichung auch eine höhere, ange-
messene Entlohnung fordern, möge auch der Rechtsanwalt aus
standesrechtlichen Erwägungen von einem deutlich gewährten

Nachlass nicht mehr abgehen dürfen.
Diese Ansicht bestätigt der dazu angerufene OGH in 2 Ob 152/
04 y vom 5. 8. 2004 (RdW 2005/8, S 15): Eine anderslautende
Entscheidung des OGH zu 2 Ob 312/29 (!), wonach kein höherer
Betrag verlangt werden kann, wenn die Höhe der Kosten ohne je-
den Vorbehalt bekanntgegeben wurde, ist „vereinzelt geblieben
und wird seit dem Jahr 1930 nicht mehr vertreten“. Vielmehr: „In
der Bekanntgabe eines bestimmten Honorars in einer Rechnung
kann ein Anbot des Unternehmens liegen, sich mit diesem Betrag
begnügen zu wollen, falls der Besteller das Anbot annimmt; der Un-
ternehmer ist aber an die von ihm ausgestellte Rechnung ebenfalls
dann nicht mehr gebunden, wenn der Besteller das Anbot nicht an-
nimmt“ (SZ 63.115 = ecolex 1990, 676 = JBl 1991, 192).
(Schon wegen des Hinweises in der OLG-Linz-Entscheidung „stan-
desrechtliche Erwägungen . . . Abgehen von deutlich gewährtem
Nachlass . . .“ empfiehlt sich daher immer eine entsprechende be-
gleitende Vereinbarung und vor allem der Hinweis, ein Anbot er-
stellt zu haben, welches im Falle der Nichtannahme hinfällig wür-
de. Die Entscheidung ist im Übrigen lesenswert im Zusammenhang
mit der dort der einschreitenden Kollegin entgegengehaltenen
„Verwirkung des Honoraranspruches wegen Schlechtvertretung“
und zur Frage „Wertlosigkeit der vom Rechtsanwalt erbrachten
Leistung“, die hier verneint wurde. Bisanz.)

&

§ 3 Abs 2 1. Satz, 2 Abs 1 iVm §§ 173 a, 174 Abs 2 KO:

Unwirksamkeit der Zahlung an den Gemeinschuldner, Bekanntma-

chung in der Insolvenzdatei, Zustellwirkung

Nachdem seit 1. 1. 2000 im Insolvenzverfahren ergehende Be-
schlüsse ausschließlich durch Aufnahme in die Insolvenzdatei be-
kanntzumachen sind, ist die Einsicht in die Insolvenzdatei auch
bei kleinen und mittleren Unternehmen zu fordern. Lediglich bei

Kleinstunternehmen, für die aufgrund der Art ihrer Tätigkeit ein In-

ternetanschluss nicht tunlich ist, ist eine Ausnahme gerechtfertigt
(Mohr, ZIK 2000, 7).
OLG Wien, 1. 3. 2004, 4 R 28/04 y (HG Wien, 7. 11. 2003,
24 Cg 170/03p-8).

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
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RA Dr. Andreas Aigner, LL.M. (LSE), Wien*)

Squeeze-out-Spaltung – Wird der VfGH die für die gerichtliche Über-
prüfung des Barabfindungsangebots vorgesehene Antragsschwelle
zu Fall bringen?
In seinem an den VfGH gerichteten Antrag vom 26. 8. 20041) hegt der OGH verfassungsrechtliche Bedenken gegen die in
§ 9 Abs 2 S 3 SpaltG angeordnete sinngemäße Anwendung des § 225 c Abs 3 AktG, wonach im Fall einer Squeeze-out-
Spaltung grundsätzlich nur jene „hinausgedrängten“ Minderheitsaktionäre, die am Grundkapital der spaltenden Gesell-
schaft (gemeinsam) mit zumindest 1% (bzw E 70.000,–) beteiligt sind, eine gerichtliche Überprüfung des Barabfindungs-
angebots begehren können. Die vorliegende Abhandlung stellt die betreffenden rechtlichen Grundlagen dar, bespricht den
Antrag des OGH, beleuchtet dessen Bedenken und setzt sich mit diesen – vor allem aus handelsrechtlicher Sicht – kritisch
auseinander.

I. Rechtliche Grundlagen

1. Relevante Bestimmungen des SpaltG

Die in § 8 Abs 3 SpaltG geregelte nicht verhältniswahrende (nvw)
Spaltung zur Neugründung zeichnet sich dadurch aus, dass die
Anteile an der/den neuen Gesellschaft(en) (Ges) „den Anteilsinha-
bern der übertragenden Ges nicht in dem Verhältnis zugeteilt wer-
den, das ihrer Beteiligung an der übertragenden Ges entspricht“.
Der betreffende Spaltungsbeschluss bedarf zu seiner Wirksamkeit
über die auch bei einer verhältniswahrenden Spaltung erforderli-
chen Beschlussmehrheiten2) hinaus jedenfalls einer Mehrheit von
90% des gesamten Nennkapitals.
Gem § 9 Abs 1 S 1 SpaltG steht jedem Anteilsinhaber, der bei ei-
ner nvw Spaltung gegen den Spaltungsbeschluss Widerspruch zur
Niederschrift erklärt, das Recht auf angemessene Barabfindung
seiner Anteile zu. Eine Klage auf Anfechtung des Spaltungsbe-

schlusses kann nach § 9 Abs 2 S 1 SpaltG insb nicht darauf ge-
stütztwerden, dass das Umtauschverhältnis der Anteile (einschließ-
lich allfälliger Zuzahlungen) oder die angebotene Barabfindung

nicht angemessen festgelegt sind. Anteilsinhaber, die gegen den
Spaltungsbeschluss Widerspruch zur Niederschrift erklären, kön-
nen gem § 9 Abs 2 S 2 SpaltG bei Gericht den Antrag stellen,
dass die angebotene Barabfindung überprüft und eine höhere

Barabfindung festgelegt wird.
§ 9 Abs 2 S 3 SpaltG verweist hinsichtlich des Überprüfungsver-
fahrens ua auf die sinngemäße Anwendung des § 225 c Abs 3

AktG, der die gerichtliche Überprüfung des Umtauschverhältnisses
im Zusammenhang mit der Verschmelzung von Aktiengesellschaf-
ten (AGs) regelt. Gem dieser Bestimmung sind nur jene Aktionäre

antragsberechtigt, die vom Zeitpunkt der Beschlussfassung der
Hauptversammlung (HV) der übertragenden Ges bis zur Antrag-
stellung Aktionäre waren und nicht auf Zuzahlungen und zusätzli-
che Aktien verzichtet haben (Z 1) und entweder bei einer der betei-
ligten Ges (sei es auch nur gemeinsam) jeweils übermindestens 1%

des Grundkapitals oder über Aktien im anteiligen Betrag von mind

E 70.000,– (Z 2 lit a) oder gemeinsam über alle Aktien verfügen,
für welche die Voraussetzungen nach Z 1 erfüllt sind (Z 2 lit b).

Nach den Materialien zu § 225 c Abs 3 AktG hat der Gesetzge-
ber die Antragslegitimation an die eben dargestellten Vorausset-
zungen geknüpft, „[u]m Fälle des Missbrauchs des Antragsrechts

hintanzuhalten und gleichzeitig wie auch sonst im Gesellschafts-
recht eine Ernstlichkeitsschwelle durch Bindung von Minderheits-
rechten einzuziehen“. Eine Bindung von Minderheitsrechten an
prozentuelle oder nominelle Schwellenwerte finde bereits Vorbilder
im geltenden Gesellschafts- und Handelsrecht und sei somit system-

konform.3)

2. Relevante Bestimmungen des UmwG

Gem § 2 Abs 1 UmwG kann die HV bzw Generalversammlung
einer Kapitalges die „Umwandlung durch Übertragung des Unter-
nehmens auf den Hauptgesellschafter beschließen, wenn ihm An-
teilsrechte an mindestens 90% des Grundkapitals (Stammkapitals)
gehören und er für die Umwandlung stimmt“ (verschmelzende Um-

wandlung). Mit der Eintragung der Umwandlung im Firmenbuch4)
geht das Vermögen der Kapitalges (ausschließlich) auf den Haupt-

gesellschafter über, der den anderen (Minderheits-)Gesellschaftern
eine angemessene Barabfindung zu gewähren hat (§ 2 Abs 2 Z 1
und 3 UmwG).

Wie bei der nvw Spaltung verweist auch § 2 Abs 3 UmwG auf die
sinngemäße Anwendung bestimmter Vorschriften über die Ver-
schmelzung zur Aufnahme, nimmt aber § 225 c Abs 3 AktG, der

Abhandlungen

*) Dr. Andreas Aigner, LL.M. (LSE), ist Rechtsanwalt der DORDA BRUGGER
JORDIS Rechtsanwälte GmbH.

1) 6 Ob 132/04m.
2) 75% des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals; bei mehre-

ren Aktiengattungen: Zustimmung der stimmberechtigten Aktionäre jeder
Gattung in Form von Sonderbeschlüssen.

3) 32 BlgNR 20. GP 104.
4) Bei der übertragenden Ges.
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die erwähnte „Ernstlichkeitsschwelle“ für die Antragsberechtigung
von Minderheitsaktionären enthält, ausdrücklich von diesem Ver-

weis aus. Im Unterschied zur nvw Spaltung können hinausge-
drängte Minderheitsaktionäre bei der verschmelzenden (verschm)
Umwandlung daher unabhängig von der Größe ihrer Beteiligung

amGrundkapital der übertragenden Ges einen Antrag auf gericht-
liche Überprüfung des Barabfindungsgebots stellen.

3. Zulässigkeit der Squeeze-out-Spaltung

Da das SpaltG keine Grenze normiert, wie weit das bei einer Ges
bestehende Beteiligungsverhältnis verändert werden kann, ist
durch nvw Spaltung auch eine Vermögensverteilung derart, dass
einzelne Gesellschafter an bestimmten Ges als Folge der Spaltung
überhaupt nicht mehr beteiligt sind, dh aus der Ges ausgeschlos-
sen werden (Spaltung zu Null, Squeeze-out), zulässig.5)

In seinem Beschluss vom 9. 3. 20006) tritt derOGH dem Argument,
dass eine Squeeze-out-Spaltung evident dem Zweck gedient habe,
Kleinaktionäre gegen Barabfindung auszuschließen und damit die
umwandlungsrechtlichen Bestimmungen des § 2 Abs 3 UmwG zu
umgehen, entschieden entgegen: In Fällen angestrebter Entflech-
tung der Gesellschafterstrukturen bestehe keine Priorität des Ge-

setzgebers für die verschm Umwandlung gegenüber der nvw Spal-
tung. Es liege in der Entscheidungsbefugnis des Mehrheitsgesell-
schafters, unter mehreren gesetzlich zulässigen Umstrukturierungs-
maßnahmen jene zu wählen, mit der das gewünschte Ergebnis
erreicht werden könne. Dorda7) hat überzeugend dargetan, dass
das Verhalten eines Vorstands, der die nvw Spaltung als Mittel
des Squeeze-out der verschm Umwandlung vorzieht, aus verschie-
denen Gründen nicht als schikanös, sondern sogar als sorgfältig
und daher pflichtgemäß zu beurteilen sein kann.

Seit dem eben erwähnten OGH-Beschluss steht ferner fest, dass
ausgeschlossenen Minderheitsgesellschaftern nicht unbedingt An-
teile an einer Nachfolge-Ges mit unternehmerischem Vermögen
(zB einem Teilbetrieb) zugeteilt werden müssen. Vielmehr kann ent-
sprechend der spaltungsrechtlichen Zuordnungsfreiheit beim Hi-
nausdrängen von Minderheitsgesellschaftern auch so vorgegan-
gen werden, dass im Wege einer Abspaltung zur Neugründung
eine Kapitalges gegründet wird, die genau mit jenen Barmitteln
ausgestattet wird, die zur angebotenen Barabfindung für die Min-
derheit erforderlich ist (in der Praxis spricht man in diesem Zusam-
menhang von einer sog „Cash Box“).

II. Dem Aufhebungsantrag zu Grunde
liegender Sachverhalt

Josef A. war am Grundkapital der G-AG mit 0,0024% (und weni-
ger als E 70.000,–) beteiligt. Am 28. 7. 2003 hatte die außeror-
dentliche HV der G-AG mit einer Mehrheit von jedenfalls 90% des

gesamten Grundkapitals eine nvw Spaltung beschlossen, in dessen
Rahmen Vermögensteile der G-AG auf die im Zuge der Spaltung
neu gegründete A-AG abgespalten wurden. Die Anteile an der
A-AG wurden den Streubesitz-Aktionären der G-AG zugeteilt, so-
dass diese – darunter auch Herr A. – im Zuge der Abspaltung
aus der übertragenden Ges ausschieden.

Die Hauptgesellschafterin der G-AG bot den vom Squeeze-out be-
troffenen Minderheitsaktionären eine bare Zuzahlung von
E 16,64 pro Aktie, die diese an der A-AG zugeteilt erhielten,
an. Jenen Minderheitsaktionären, die das Zuzahlungsangebot
nicht annahmen, wurde – für den Fall, dass sie gegen den Spal-
tungsbeschluss Widerspruch erklären – eine Barabfindung von
E 18,10 pro Aktie offeriert. Die A-AG wurde auf bestimmte Dauer
errichtet und endete nach ihrer Satzung automatisch am 27. 6.
2004. Herr A. und andere Minderheitsaktionäre hatten in der
HV Widerspruch gegen den Spaltungsbeschluss erhoben. Die Ge-
samtbeteiligung dieser Widerspruch erhebenden Minderheitsak-
tionäre betrug 0,0238% (und weniger als E 70.000,–). Ganz of-
fensichtlich handelte es sich bei der A-AG, in welche die Minder-
heitsaktionäre „hineingespalten“ werden sollten, um eine Cash

Box.

Obwohl sein Anteilsbesitz unter der Ernstlichkeitsschwelle lag, be-
gehrte Herr A. die gerichtliche Überprüfung des Barabfindungsbe-

trags: Er sei durch die nvw Abspaltung seiner Aktien enteignetwor-
den. Der Verweis des § 9 Abs 2 SpaltG auf § 225 c Abs 3 AktG,
der ihm das Recht auf gerichtliche Überprüfung der Zwangsabfin-
dung verwehre, sei nicht verfassungskonform. Mit Beschluss vom
26. 8. 20048) unterbrach der OGH das Verfahren und stellte beim
VfGH den Antrag, die Wortfolge „§ 225 c Abs 3 und 4 sowie“ in
§ 9 Abs 2 S 3 SpaltG wegen Verstoßes gegen die verfassungs-
rechtliche Eigentumsgarantie, den Gleichbehandlungsgrundsatz

und Art 6 MRK aufzuheben.9)

Abhandlungen

5) Kalss, Handkommentar zur Verschmelzung, Spaltung, Umwandlung, § 8
SpaltG Rz 8 mwN. Diese Gestaltung setzt voraus, dass die Nichtbeteili-
gung an einer oder mehreren beteiligten Ges durch eine entsprechend
höhere Beteiligung an einer anderen übernehmenden oder der übertra-
genden Ges kompensiert wird;Wertdisparitäten sind durch Zuzahlungen
auszugleichen.

6) 6 Ob 31/00b; für Urteilsbesprechungen siehe etwa Hügel, Aktuelle Pro-
bleme des Spaltungsrechts, wbl 2001, 387 (392); Bachner, Squeeze-out
durch nicht verhältniswahrende Spaltung, ecolex 2000, 399.

7) „Squeeze-out durch Spaltung?“ Eine Replik, RdW 1999, 185. Zu den
Vorteilen der Squeeze-out-Spaltung siehe unten Punkt III.2.b.aa).

8) 6 Ob 132/04m.
9) In eventu beantragte der OGH, die Verweisungsbestimmung in § 9

Abs 2 S 3 SpaltG auf § 225 c Abs 3 AktG, beginnend mit „Für das Ver-
fahren auf gerichtliche Überprüfung gelten . . .“ im Umfang des § 225 c
Abs 3 Z 2 AktG als verfassungswidrig aufzuheben.
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III. Kritische Beleuchtung der Bedenken des OGH

Im Folgenden sollen die Argumente, mit denen der OGH die (sei-
ner Ansicht nach gegebene) Verfassungswidrigkeit der in § 9
Abs 2 S 3 SpaltG iVm § 225 c Abs 3 Z 2 AktG enthaltenen An-
tragsschwelle begründet, getrennt nach den im Aufhebungsantrag
angeführten verfassungsrechtlichen Garantien beleuchtet und kri-
tisch hinterfragt werden.

1. Unverletzlichkeit des Eigentums

Nach der ständigen Rsp des VfGH erfasst der Schutzbereich der in
Art 5 StGG und Art 1 1. ZP-MRK verankerten verfassungsrechtli-
chen Eigentumsgarantie alle vermögenswerten Privatrechte10)
und damit auch die Squeeze-out-Spaltung, die Minderheitsaktionä-
ren ihre Beteiligung (und Gewinnmöglichkeit) an bestimmten Ver-
mögensgegenständen entzieht.11)

a) Bedenken des OGH

Der OGH erwähnt zunächst, dass die Zulässigkeit des Squeeze-

out überwiegend anerkannt werde.12) Der Ausschluss der Minder-
heit aus der Kapitalges für sich allein – möge dies durch Umwand-
lung oder durch Spaltung geschehen – unterliege nach hA auch
keiner Abwägung zwischen den Interessen der Minderheit und de-
nen des Hauptgesellschafters.13) Die Minderheit habe grundsätz-
lich keinen Anspruch auf Fortsetzung des Gesellschaftsverhältnis-

ses.14) Auch Herr A. erachte das Hinausdrängen von Minderheits-
aktionären nicht grundsätzlich als unzulässig, weise aber zutref-
fend darauf hin, dass gegen derartige, die Freiheit des
Eigentums beschränkende Regelungen nur dann keine verfassungs-
rechtlichen Bedenken bestünden, wenn sie im allgemeinen Inte-

resse erforderlich seien, Sachlichkeitserwägungen standhielten
und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprächen.

Eine unverhältnismäßige Eigentumsbeschränkung könne darin be-
stehen, dass sich die den hinausgedrängten Aktionären angebo-
tene Barabfindung angesichts des Wertes ihrer bisherigen Beteili-
gung als unzureichend erweise.15) Dem Erfordernis einer angemes-
senen Abfindung trage zwar § 9 Abs 1 S 1 SpaltG Rechnung. Ob
allerdings die vom Gesetzgeber zum Schutz der Minderheit vorge-
sehenen Regelungen ausreichen, um dieses Recht auf angemes-

sene Barabfindung auch tatsächlich zu garantieren, erachtet der
OGH auf Grund der nachfolgenden Überlegungen als zumindest
zweifelhaft.

aa) Keine gerichtliche Bestellung des Spaltungsprüfers

Die für den Fall des Ausscheidens des Minderheitsgesellschafters
aus der vorgesehenen Beteiligung festzulegende Barabfindung
muss demWert der bisherigen Beteiligung des austrittswilligen Ge-
sellschafters an der übertragenden Ges entsprechen. Sie ist auf

Grundlage einer Unternehmensbewertung der übertragenden
Ges zu ermitteln und als Inhalt des Spaltungsplans vom Spaltungs-

prüfer zu prüfen.16)
Der OGH moniert in diesem Zusammenhang, dass der Spaltungs-
prüfer gem § 5 Abs 2 SpaltG nicht durch ein Gericht, sondern
durch den AR (bei Nichtvorhandensein eines AR durch den Vor-
stand) bestellt werde, worin Hügel17) die in Art 10 Verschmel-

zungs-RL18) und Art 619) Spaltungs-RL20) angeordnete Prüfung
durch „unabhängige Sachverständige“ nicht gewährleistet sehe.

bb) Einschränkung des Rechtsschutzes unter der Erheblichkeits-
schwelle

Ferner bemängelt der OGH, dass der Gesetzgeber das in § 9
Abs 2 S 2 SpaltG vorgesehene Recht auf gerichtliche Nachprü-
fung des Barabfindungsangebots durch den Verweis auf § 225 c
Abs 3 AktG auf Aktionäre einschränke, die über eine Beteiligung
von mind 1% bzw E 70.000,– verfügen. Der in § 225 c Abs 3
Z 2 lit b AktG angeführte Fall, dass alle Minderheitsaktionäre ge-
meinsam den Überprüfungsantrag stellen, habe – wie das Schrift-
tum zutreffend aufzeige – kaum praktische Bedeutung.21)
Diese Einschränkung des Rechtsschutzes im Zusammenhang mit ei-
ner allfälligen unrichtigen Ermittlung der Barabfindung sei auch im
Schrifttum22) auf beachtliche verfassungsrechtliche Einwände ge-

Abhandlungen

10) Öhlinger, Verfassungsrecht5 (2003) Rn 868 mwN.
11) Kalss, Handkommentar, § 8 SpaltG Rz 7 mwN.
12) Vgl dazu Punkt I.3. Siehe ferner Grünwald in Helbich/Wiesner/Bruck-

ner, Handbuch der Umgründungen, Band B, Art VI, Rz 117 mwN.
13) Siehe 6 Ob 335/97a; RdW 1998, 384; Bachner, Squeeze-out durch

Spaltung, ecolex 2000, 360.
14) Hügel, Aktuelle Probleme, wbl 2001, 387 (392); Kalss, Handkommen-

tar, § 8 SpaltG Rz 10.
15) Vgl VfGH G 286/01 (JBl 2003, 302) zur „ermöglichten zwangsweisen

Einziehung des Partizipationskapitals iSd § 102a BWG“.
16) Kalss, Handkommentar, § 9 SpaltG Rz 7.
17) Das neue Spaltungsgesetz und die Reform des Umgründungsrechts, eco-

lex 1996, 527 (539).
18) Dritte Richtlinie 78/855/EWG vom 9. 10. 1978 betreffend die Ver-

schmelzung von AGs.
19) Gemeint ist offenbar Art 8 der Spaltungs-RL.
20) Sechste RL 82/891/EWG vom 17. 12. 1982 betreffend die Spaltung

von AGs.
21) Bachner in Kalss, Handkommentar, § 225 c AktG Rz 15; Bachner, Be-

wertungskontrolle bei Fusionen (2000), 132; Szep in Jabornegg/Stras-
ser, AktG4 § 225 c Rz 6.

22) Reich/Rohrwig, EU-GesRÄG, ecolex Spezial 71 (1996) vertrete die Auf-
fassung, diese Regelung sei nicht sachgerecht, bleibe weit hinter dem
Standard des Umwandlungsrechts zurück und sei unter dem Gesichts-
punkt des Gleichheitssatzes bedenklich.
Hügel, Spaltungsgesetz, ecolex 1996, 527 verweise darauf, dass das
EU-GesRÄG 1996 zwar die Minderheitsrechte verbessert habe, dies
aber um den zu hohen Preis einer zu weitgehenden de-facto Beseitigung
des Anfechtungsrechts bei gesetzwidrigen Umgründungen. Der Gesetz-
geber habe im Interesse der Mehrheitsgesellschafter die ungestörte Ge-
staltungsfreiheit bei Umgründungen im Auge gehabt und sich bei Konflik-
ten zwischen diesen Gestaltungsinteressen der Mehrheit und den Schutz-
interessen der Minderheit zu Gunsten der Mehrheitsgesellschafter ent-
schieden.
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stoßen, die der OGH teile. Aktionäre, die die „Antragsschwelle“
(allein oder gemeinsam) nicht erreichten, hätten – so sie nicht alle
gemeinsam den Antrag stellten (§ 225 c Abs 3 Z 2 lit b AktG) –
kein Antragsrecht und seien auf allfällige Ansprüche gegen die Or-
gane der betreffenden Ges angewiesen.23)

Eine sachliche Rechtfertigung des Ausschlusses der Überprüfungs-
rechte von Minderheitsgesellschaftern mit einer unter dem Schwel-
lenwert liegenden Beteiligung sei zumindest fraglich. Dass eine Be-
teiligung von 1% so geringfügig wäre, dass dem betreffenden Ge-
sellschafter kein nennenswerter finanzieller Nachteil durch eine al-
lenfalls unrichtige Bewertung entstehen könnte, könne nicht gesagt
werden. Hänge doch der Wert der Beteiligung – und damit der
dem Minderheitsgesellschafter durch eine unrichtige Bewertung al-
lenfalls entstehende finanzielle Nachteil – von der Höhe des Grund-
kapitals ab. Schon die vom Gesetzgeber vorgesehene Erheblich-
keitsschwelle von E 70.000,– lasse erkennen, dass der Ausschluss
vom Antragsrecht auch Gesellschafter treffe, für die – in absoluten
Zahlen gerechnet – die Höhe der Barabfindung existentiell durch-
aus nicht unbedeutend sei.

Auch dasArgument derMaterialien,die Beschränkung der Überprü-
fungsbefugnis solle einen Missbrauch des Antragsrechts hintanhal-
ten, könne zu einer sachlichen Rechtfertigung der Regelung nichts
beitragen, zumal dem Minderheitsgesellschafter auch keine Mög-
lichkeit offen stehe, die Unangemessenheit der Barabfindung auf an-
dere Weise, etwa durch Anfechtungsklage geltend zu machen.

cc) Mangelnde „Systemkonformität“ der Erheblichkeitsschwelle

Dass die Bindung der Antragslegitimation an prozentuelle oder no-
minelle Schwellenwerte systemkonform wäre, wie dies die Mate-
rialien nahe legten, werde im Schrifttum zu Recht angezweifelt.24)
Die im Gesellschaftsrecht bisher vorgesehenen Beschränkungen
von Minderheitsgesellschaftern nach prozentuellen oder nominel-
len Schwellenwerten würden Herrschafts- und Kontrollrechte (so
etwa das Begehren auf Einberufung der HV gem § 106 Abs 2
AktG, die Antragstellung auf Bestellung von Sonderprüfern gem
§ 118 Abs 2 und 3 AktG oder die Geltendmachung von Ersatzan-
sprüchen gem § 122 Abs 1 AktG), nicht aber individuelle, aus der
Beteiligung resultierende vermögensrechtliche Ansprüche des Ge-
sellschafters betreffen.

b) Eigene Ansicht

aa) Kein Erfordernis einer gerichtlichen Bestellung des Spaltungs-
prüfers

Mit dem Argument, dass die Angemessenheit der den Minderheits-
gesellschaftern angebotenen Barabfindung von einem Spaltungs-
prüfer geprüft werde, der nicht durch ein Gericht, sondern vom
AR (bzw Vorstand) der betreffenden übertragenden Ges bestellt

werde, will der OGH ganz offenbar dieGefahr einer gewissen Ab-
hängigkeit des derart bestellten Spaltungsprüfers von der übertra-
genden Ges bei der Prüfung des Spaltungsplans und darauf auf-
bauend das Erfordernis, auch für hinausgedrängte Minderheitsak-
tionäre unter der Antragsschwelle eine gerichtliche Überprüfung
der Angemessenheit der Barabfindung zu ermöglichen, zum Aus-
druck bringen.

Dem ist entgegenzuhalten, dass gem § 5 Abs 3 SpaltG für die Aus-
wahl und die Verantwortlichkeit des Spaltungsprüfers die §§ 271
und 275 HGB sinngemäß gelten. § 271 HBG stellt die Unpartei-

lichkeit des Spaltungsprüfers gegenüber der übertragenden Ges
durch umfangreiche Ausschlussgründe25) sicher, die durch das Ge-
sellschaftsrechtsänderungsgesetz 200526) noch weiter verschärft
werden sollen – auch im Fall einer gerichtlichen Bestellung würde
diesbezüglich kein strengerer Maßstab angelegt werden. Zudem
werden in der Praxis selbst in jenen Fällen, in denen eine gerichtli-
che Bestellung vorgesehen ist – etwa bei Gründungsprüfern, Sach-
einlageprüfern und Stiftungsprüfern –, durch das Firmenbuchge-
richt in der Regel jene Personen bestellt, die von den Gesellschafts-
organen im Bestellungsantrag vorgeschlagen werden.

Überdies wird die Unparteilichkeit des Spaltungsprüfers gem
§ 275 HGB durch seine strenge Haftung für die gewissenhafte
und unparteiische Prüfung der Angemessenheit der im Spaltungs-
plan festgesetzten Barabfindung sichergestellt. Gem § 5 Abs 3
S 2 SpaltG besteht diese Haftung nicht nur gegenüber der Ges,
sondern auch gegenüber den Anteilsinhabern, die den Spaltungs-
prüfer bei allfälligen Unregelmäßigkeiten jederzeit zur Verantwor-
tung ziehen können. Die Barabfindung kann somit vom Vorstand
der übertragenden Ges nicht willkürlich festgelegt werden, son-
dern unterliegt der Prüfung durch einen externen Spaltungsprüfer,
dessen Unabhängigkeit durch gesetzliche Unvereinbarkeitsbestim-
mungen sichergestellt ist und der für die Richtigkeit der Spaltungs-
prüfung den Minderheitsgesellschaftern gegenüber einzustehen
hat.27)

Abhandlungen

Bachner, Bewertungskontrolle, 131 vertrete die Auffassung, dass das Er-
fordernis einer Mindestbeteiligung als Voraussetzung der gerichtlichen
Durchsetzung eines individuellen vermögensrechtlichen Anspruchs (auf
Barabfindung) im Hinblick auf den Gleichheitssatz und Art 6 MRK verfas-
sungsrechtlich bedenklich sei.

23) Kalss, Handkommentar, § 9 SpaltG Rz 20 bis 23.
24) Bachner in Kalss, Handkommentar, § 225 c AktG Rz 13; Bachner, Be-

wertungskontrolle, 131; Szep aaO § 225 c AktG Rz 5.
25) Insb ist nach dem geplanten § 271 Abs 2 Z 4 lit d HGB als Abschlusspr-

üfer ausgeschlossen, wer für die zu prüfende Gesellschaft in dem zu prü-
fenden Geschäftsjahr Bewertungsleistungen erbracht hat, die sich auf
den Jahresabschluss auswirken.

26) Das GesRÄG 2005 soll am 1. 7. 2005 in Kraft treten. Vgl dazu Dorda/
Aigner, Wesentliche Neuerungen des geplanten GesRÄG 2005, ecolex
2005, 42 (Teil I) und ecolex 2005, 127 (Teil II).

27) Ähnlich schon die Argumentation des Rekursgerichts, auf die der OGH
im Aufhebungsantrag allerdings nicht eingeht.
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Ferner ist die vom OGH unter Verweis auf Hügel28) vertretene An-
sicht, wonach § 5 Abs 2 SpaltG die in Art 8 Spaltungs-RL ange-
ordnete Prüfung durch „unabhängige Sachverständige“ nicht ge-
währleiste, unzutreffend. Art 8 Spaltungs-RL sieht vor, dass ein
von der Ges unabhängiger Sachverständiger, welcher „durch ein
Gericht oder eine Verwaltungsbehörde bestellt oder zugelassen“
ist, den Spaltungsplan zu überprüfen hat – eine zwingende Bestel-

lung des Spaltungsprüfers durch das Gericht ist gem Art 8 Spal-
tungs-RL (bzw in dessen Umsetzung gem § 220b Abs 2 AktG)
nur für den Fall der gemeinsamen Prüfung29) vorgesehen.30)

In Österreich dürfen – wie oben ausgeführt – gem § 5 Abs 3
SpaltG iVm § 271 Abs 1 HGB nur (unabhängige)31) beeidete

Wirtschaftsprüfer und Steuerberater32) zu Spaltungsprüfern be-
stellt werden. Für diese sieht der Gesetzgeber eine Zulassung nach
den Bestimmungen des Wirtschaftstreuhandberufsgesetzes
(WTBG) vor. Gem § 7 Abs 2 und 3 WTBG ist eine natürliche Per-
son/Ges erst „berufsberechtigt und somit zur selbständigen Aus-
übung eines Wirtschaftstreuhandberufes berechtigt, nachdem sie
durch die Kammer der Wirtschaftstreuhänder [nach Beeidigung
durch den BM für wirtschaftliche Angelegenheiten33)] öffentlich be-
stellt/anerkannt wurde“. Die Kammer der Wirtschaftstreuhänder
und der BM für wirtschaftliche Angelegenheiten sind in diesem Zu-
sammenhang als Verwaltungsbehörden zu qualifizieren. Spal-
tungsprüfer sind somit auch in Österreich in Übereinstimmung mit
Art 8 Spaltungs-RL durch eine Verwaltungsbehörde zugelassen.34)

Im Übrigen sei erwähnt, dass die Angemessenheit der Höhe der
Barabfindung auch bei der Umwandlung durch einen Umwand-

lungsprüfer geprüft wird, der gem § 2 Abs 3 UmwG iVm § 220b
Abs 2 AktG grundsätzlich vom AR zu bestellen ist. Schließlich baut
das gesamte System der Abschlussprüfung des HGB darauf auf,
dass der Jahresabschluss von beeideten Wirtschaftsprüfern und
Steuerberatern geprüft wird, die nicht von einem Gericht bestellt,
sondern gem § 270 Abs 1 HGB „von den Gesellschaftern [bei Vor-
handensein eines AR über dessen Vorschlag] gewählt“ werden.

bb) Keine unverhältnismäßige Einschränkung des Rechtsschutzes
unter der Erheblichkeitsschwelle

Der Hinweis des OGH, dass der in § 225 c Abs 3 Z 2 lit b AktG
angeführte Sonderfall, wonach alle Minderheitsaktionäre, welche
die Voraussetzungen nach § 225 c Abs 3 Z 1 AktG (kontinuierli-
cher Aktienbesitz, kein Verzicht) erfüllen, auch unterhalb der An-
tragsschwelle gemeinsam den Überprüfungsantrag stellen können,
kaum praktische Bedeutung habe, beruht auf im Schrifttum geäu-
ßerten Vermutungen,35) die – zumindest empirisch – (noch) nicht
belegt sind. Selbst wenn diese Vermutungen im Hinblick auf Publi-
kumsges, bei denen es schwieriger sein wird, dass sich alle erfor-
derlichen Aktionäre zu einem gemeinsamen Antrag zusammenfin-
den, Einiges für sich haben mögen, sind sie auf AGs mit keinem

oder nur geringem Streubesitz nicht ohne Weiteres übertragbar:
Für 20 Streubesitzaktionäre ist es kein unmögliches Unterfangen,
einen gemeinsamen Überprüfungsantrag zu stellen. Mit großer
Wahrscheinlichkeit wird eine sehr kleine Gruppe von hinausge-
drängten Minderheitsaktionären und erst recht ein einzelner Min-
derheitsaktionär die gerichtliche Überprüfung der Barabfindung
nach § 225 c Abs 3 Z 2 lit b AktG durchsetzen können, sieht
man einmal von dem von Bachner36) aufgeworfenen, als unzuläs-
sige Umgehung des Minderheitenschutzes zu qualifizierenden,
aber zugegebenermaßen nicht immer leicht nachweisbaren Fall
ab, dass ein Großaktionär eine einzelne Aktie vor dem Spaltungs-
beschluss an eine ihm nahe stehende Person überträgt, die dann
keinen Überprüfungsantrag stellt und damit die anderen Aktionäre
blockiert. Da Minderheitsaktionäre ihren Widerspruch entweder
persönlich oder durch Vertreter in der HV (meist durch Handheben)
zu erklären haben („Teilnahmeobliegenheit“), bestehen durchaus
realistische Möglichkeiten, dass sich – insb kleinere – Aktionärs-
gruppen in der HV zu einem gemeinsamen Überprüfungsantrag
zusammenfinden.

Auch im Hinblick auf Minderheitsaktionäre (insb von Publikums-

ges), deren jeweiliger Anteilsbesitz (für sich gesehen) unter der
Ernstlichkeitsschwelle, deren gemeinsamer Anteilsbesitz (zusam-
mengerechnet) aber über dieser Schwelle liegt, lässt der OGH ei-
nen bedeutenden Aspekt betreffend die Möglichkeit der Antragstel-
lung – das sog „Ansammeln von Anträgen“ – außer Betracht: Bach-
ner37) macht zutreffend darauf aufmerksam, dass für Minderheits-
aktionäre, deren Anteilsbesitz zusammengerechnet über der
Erheblichkeitsschwelle liegt und die einen Antrag auf Überprüfung
der Barabfindung stellen wollen, ein geschlossenes Vorgehen iS ei-
nes gemeinsam gestellten Antrags nicht erforderlich ist – einen sol-
chen sehe das Gesetz38) nicht vor: Wenn mehrere Kleinaktionäre

unabhängig voneinander Überprüfungsanträge stellten, spreche

Abhandlungen

28) Spaltungsgesetz, ecolex 1996, 527 (539).
29) Dh Prüfung durch einen gemeinsamen Prüfer für alle an der Spaltung be-

teiligten Ges.
30) Art 10 Verschmelzungs-RL enthält eine wortgleiche Bestimmung.
31) Vgl dazu auch § 82 WTBG und Art 24 der 8. RL 84/253/EWG vom

10. 4. 1984 (Prüferbefähigungs-RL).
32) Oder Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsges.
33) Vgl § 62 Abs 1 WTBG.
34) In diesem Sinn auch Wenger, Spaltung: Ist das Erfordernis der Mindest-

beteiligung für einen Antrag auf Überprüfung der Barabfindung verfas-
sungswidrig? RWZ 11/2004, 324 (325), der darauf hinweist, dass in
der Praxis – zumindest bei der Spaltung zur Aufnahme – auf Antrag
der beteiligten Ges ohnehin meist gemeinsame Prüfer vom Firmenbuchge-
richt bestellt werden.

35) Bachner in Kalss, Handkommentar, § 225 c AktG Rz 15; ders, Bewer-
tungskontrolle, 132; Szep aaO § 225 c Rz 6.

36) Bachner in Kalss, Handkommentar, § 225 c AktG Rz 13; ders, Bewer-
tungskontrolle, 131.

37) Bewertungskontrolle aaO 132.
38) Allgemein zum Überprüfungsverfahren vgl Brugger, Das Überprüfungs-

verfahren nach der Verschmelzung, ecolex 1997, 501.
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das eher dafür, dass das Umtauschverhältnis tatsächlich unange-
messen sein könnte. Das Gericht dürfe einzelne Anträge, die unter-
halb der Beteiligungsschwelle blieben, daher nicht zurückweisen,
sondern müsse bis zum Ende der Frist für Erstanträge, also bis ei-
nen Monat, nachdem die Eintragung der Spaltung in das Firmen-
buch als bekannt gemacht gilt,39) zuwarten, ob sich kapitalmäßig
ausreichend unterlegte Anträge „ansammeln“.40) Die Ansicht des
OGH, dass Aktionäre, welche die Erheblichkeitsschwelle (allein
oder gemeinsam) nicht erreichten, kein Antragsrecht auf gerichtli-
che Überprüfung der Barabfindung hätten, ist somit in dieser Allge-
meinheit nicht zutreffend.

Die vom OGH unter Berufung auf Kalss41) getätigte Aussage, dass
eben diese Minderheitsaktionäre auf allfällige Ansprüche gegen

die Organe der betreffenden Ges angewiesen seien, ist mit Vor-
sicht zu genießen: Zwar taucht in der Diskussion immer wieder
das Argument auf, dass sowohl Vorstand als auch AR (im Hinblick
auf unrichtige oder fehlende Ausführungen in dem gem § 4 bzw
§ 6 SpaltG zu erstellenden Bericht) zur Verantwortung gezogen
werden können, wenn hinausgedrängte Anteilsinhaber auf Grund
deren Tätigkeit Schäden erleiden42) – dabei darf aber nicht überse-
hen werden, dass § 3 Abs 5 S 3 SpaltG für die Geltendmachung

dieser Schadenersatzansprüche wiederum auf die Antrags-
schwelle des § 225 c Abs 3 Z 2 AktG verweist.

Zur Untermauerung seiner Einschätzung, dass die sachliche Recht-
fertigung der Beschränkung der Überprüfungsrechte von Minder-
heitsgesellschaftern mit einer unter dem Schwellenwert liegenden
Beteiligung zumindest fraglich sei, führt der OGH aus, schon die
Erheblichkeitsschwelle von E 70.000,– lasse erkennen, dass dem
betreffenden Gesellschafter durch eine unrichtige Bewertung ein
nennenswerter („existentiell durchaus nicht unbedeutender“) fi-

nanzieller Nachteil entstehen könne. Dem ist entgegen zu halten,
dass sich der finanzielle Nachteil jedes einzelnen Minderheitsge-
sellschafters in Folge einer unrichtigen Bewertung freilich nur im
Ausmaß jenes Prozentsatzes realisiert, um den der geschätzte
Wert der übertragenden Ges deren tatsächlichen Wert unterschrei-
tet, und dass ein „negatives Bewertungsdelta“ von mehr als 30%
angesichts der strengen Haftung des Spaltungsprüfers unwahr-
scheinlich ist. Dazu kommt, dass die Größe des potentiellen „Be-

wertungsschadens“ eines Minderheitsgesellschafters mit zuneh-
mender Zahl der Minderheitsgesellschafter tendenziell abnimmt,

sodass wohl nur in Extremfällen43) existentiell bedeutende finan-
zielle Nachteile zu erwarten sind.44) Gerade in diesen Extremfällen
ist aber die Anzahl der betroffenen Minderheitsaktionäre tenden-
ziell gering, sodass der in § 225 c Abs 3 AktG gewährte Rechts-
schutz – entsprechend den obigen Ausführungen – angemessen
greifen kann. Wenn sich trotz der geringen Anzahl zu wenig An-
träge „ansammeln“ bzw sich (unterhalb der Antragsschwelle) nicht
alle Minderheitsaktionäre zu einem gemeinsamen Überprüfungs-

antrag zusammenfinden, spricht das wiederum dafür, dass das
Umtauschverhältnis angemessen bzw nicht so unangemessen ist,
dass nennenswerte finanzielle Nachteile drohen.

Ferner ist die Ansicht des OGH, dass auch die Hintanthaltung des

Missbrauchs des Antragsrechts die Beschränkung der Überprü-
fungsbefugnis nicht sachlich rechtfertigen könne, unzutreffend.

Der Gesetzgeber hat sich nach sorgfältiger Abwägung der ver-
schiedenen Interessen bewusst und zu Recht für die Einziehung ei-
ner Ernstlichkeitsschwelle entschieden:

Der Aufwand, den das Verfahren zur Überprüfung der Barabfin-
dung den an der Spaltung beteiligten Ges verursacht, ist enorm.

Zu den „Kosten des Verfahrens“ gem § 225 l Abs 1 AktG zählen
insb die Kosten für die gemeinsamen Vertreter der nicht antragstel-
lenden Anteilsinhaber (§ 225 f AktG), für das Gremium, für allfäl-
lige von diesem oder vom Gericht zusätzlich beauftragte Sachver-
ständige und die Gerichtsgebühren. Diese Kosten werden nicht nur
„zunächst“,45) sondern im Regelfall endgültig von den an der Spal-
tung beteiligten Ges getragen – die Verfahrenskosten sind den An-
tragstellern nämlich gem § 225 l Abs 1 S 2 AktG nur insoweit zur
Gänze oder zum Teil nach Billigkeit aufzuerlegen, als diese über-
haupt oder ab einem bestimmten Zeitpunkt voraussehen konnten,
dass sie einen nicht zweckentsprechenden Verfahrensaufwand ver-
ursachen. Im Ergebnis sollen Minderheitsgesellschafter gem
§ 225 l AktG nur die Verfahrenskosten für mutwillige oder nicht
ernst gemeinte Anträge tragen.46)

Auch bei den „Kosten rechtsfreundlicher Vertretung“, die „zu-
nächst“ jede Seite für sich selbst zu tragen hat, sieht § 225 l Abs 2
S 2 AktG den Kostenersatz nur in eine Richtung (zu Ungunsten der
an der Spaltung beteiligten Ges)47) vor. Dazu kommt noch anderer
Aufwand, der die an der Spaltung beteiligten Ges belastet, wie

Abhandlungen

39) § 9 Abs 2 S 3 SpaltG iVm § 225e Abs 2 S 1 AktG iVm § 10 HGB.
40) Sobald ein erster zulässiger Überprüfungsantrag gestellt worden ist oder

sich genügend kleinere Anträge für eine Verfahrenseinleitung angesam-
melt haben, muss das Gericht dies unverzüglich in den Bekanntma-
chungsblättern der übernehmenden Ges veröffentlichen (§ 9 Abs 2 S 3
SpaltG iVm § 225e Abs 2 S 2 AktG). Diese Bekanntmachungsfrist löst
eine weitere Monatsfrist aus, innerhalb der weitere Anteilsinhaber noch
„Anschlussanträge“ stellen können.

41) Kalss, Handkommentar, § 9 SpaltG Rz 20 bis 23.
42) Vgl dazu etwa Kalss, Handkommentar, § 4 SpaltG Rz 9 („bei Vorliegen

der Voraussetzungen“) und § 6 SpaltG Rz 4. Für die AR-Mitglieder be-
steht wie im Verschmelzungsrecht im Vergleich zum Vorstand eine abge-
schwächte Verantwortung für die zutreffende Wertermittlung bzw sons-
tige Abschätzung der Folgen der Spaltung (vgl Nowotny, Bewertungs-
fragen bei Fusionen, in FS für Walther Kastner [1992], 329 [342]).

43) Insb auch dann, wenn die Aktien der betroffenen Minderheitsgesellschaf-
ter ein Vielfaches ihres rechnerischen Nennbetrags wert sind.

44) Ähnlich Wenger, Spaltung, RWZ 11/2004, 324 (325).
45) Siehe § 225 l Abs 1 S 1 AktG.
46) Bachner, Bewertungskontrolle, 97 mit weiteren Details.
47) Die Kosten rechtsfreundlicher Vertretung sind den an der Spaltung betei-

ligten Ges insoweit ganz oder zum überwiegenden Teil nach Billigkeit
aufzuerlegen, als beträchtliche Abweichungen vom angemessenen Um-
tauschverhältnis festgestellt werden.
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beispielsweise Kosten für die Übersetzung des Bewertungsgutach-
tens in andere Sprachen (va bei internationalen Unternehmens-
gruppen), (unternehmensinterne) Kosten der zusätzlich gebunde-
nen Arbeitskraft oder „immaterieller Schaden“, der durch negative
Schlagzeilen in den Medien (unabhängig von einer tatsächlichen
Benachteiligung hinausgedrängter Minderheitsgesellschafter) ent-
steht. Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass ein Überprüfungs-
verfahren den an der Spaltung beteiligten Ges in der Regel (insge-
samt) zwischen E 200.000,– und E 300.000,– kostet.48)

Erst vor diesem Hintergrund erhellt der mit der Einziehung der Er-
hebichkeitsschwelle vom Gesetzgeber verfolgte Zweck – diese
Schwelle soll die Einleitung des Überprüfungsverfahrens erschwe-
ren, damit die an der Spaltung beteiligten Ges nicht allein wegen

eines (möglicherweise sogar in erpresserischer Absicht gestellten)
Bagatellantrags mit den hohen Verfahrenskosten belastet wer-
den.49) Der von einer qualifizierten Minderheit, die vom Überprü-
fungsantrag ausgeschlossen ist, in einem Überprüfungsverfahren
(ohne Kostenrisiko) bloß möglicherweise zu realisierende und ten-
denziell sehr geringe Vorteil50) steht zu den hohen Kosten dieses
Verfahrens, die den an der Spaltung beteiligten Ges in jedem Fall
entstehen, in einem sachlich nicht rechtzufertigenden Missverhält-

nis.

Der Gesetzgeber ist bei der Erlassung des § 9 Abs 2 S 3 SpaltG
bzw des § 225 c Abs 3 AktG zulässigerweise von einer Durch-
schnittsbetrachtung ausgegangen und hat die Gefahr einzelner
Härtefälle mit angemessenen Mechanismen abgefedert: Neben
der Prüfung der Spaltung (einschließlich der Höhe der angebote-
nen Barabfindung) durch den Vorstand (§ 4 SpaltG), einen exter-
nen Spaltungsprüfer (§ 5 SpaltG) und den AR (§ 6 SpaltG), der
strengen Haftung des Spaltungsprüfers (dessen Unabhängigkeit
ua durch den Verweis des § 5 Abs 3 SpaltG auf § 271 HGB sicher
gestellt ist) gegenüber den Anteilsinhabern, der Möglichkeit des
Ansammelns von Überprüfungsanträgen (va auch bei Publikums-
ges) und des gemeinsamen Antrags gem § 225 c Abs 3 Z 2 lit b)
AktG (insb bei einer überschaubaren Anzahl von Minderheits-
aktionären) kann auch die in § 225 i Abs 1 S 1 AktG verankerte
„Erga-omnes-Wirkung“ zum Schutz der Minderheitsaktionäre bei-
tragen. Diese Bestimmung ordnet an, dass die Festlegung einer
Ausgleichsleistung durch das Gericht gem § 225 i AktG oder in ei-
nem Vergleich gem § 225h AktG „für und gegen die überneh-
mende Ges und alle Aktionäre der beteiligten Ges“ wirkt, dh dass
die Ausgleichleistung in gleicher Höhe allen benachteiligten An-
teilsinhabern zusteht – und zwar unabhängig davon, ob sie selbst
einen Überprüfungsantrag gestellt haben oder nicht.51)

Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass der Gesetzgeber nach der
Rechtsprechung des VfGH und des OGH52) sogar entschädigungs-
lose Enteignungen vorsehen dürfte53) – der auf eine angemessene
Schadloshaltung verweisende § 365 ABGB steht nicht in Verfas-

sungsrang.54) Daher wird bei der verfassungsrechtlichen Prüfung
der Verhältnismäßigkeit des vom Gesetzgeber für hinausge-
drängte Minderheitsaktionäre bereit gestellten Rechtsschutzsys-
tems, das eine angemessene Entschädigung vorsieht, wohl ein im
Vergleich zu entschädigungslosen Enteignungen weniger strenger

Maßstab anzulegen sein, dem § 9 Abs 2 S 3 SpaltG iVm § 225 c
Abs 3 AktG entspricht.

cc) „Systemkonformität“ der Antragsschwelle

Die vom OGH vertretene Ansicht, wonach die Bindung der An-
tragslegitimation an die Erheblichkeitsschwelle nicht systemkon-
form sei, beruht auf einer zu formalen Unterscheidung zwischen
Herrschafts- und Kontrollrechten einerseits und „individuellen, aus
der Beteiligung resultierenden“ vermögensrechtlichen Ansprüchen
der Minderheitsgesellschafter andererseits. Inhaltlich betrachtet ist
aus dieser Unterscheidung wenig zu gewinnen, da viele der formal
mit „Herrschafts- und Kontrollrechte“ titulierten Minderheitsrechte
– gerade auch die vom OGH angeführten Anträge auf Sonderprü-
fung und die Geltendmachung von Ersatzansprüchen durch 5 bzw
10% – mittelbar sehr wohl individuelle vermögensrechtliche An-
sprüche der antragstellenden Gesellschafter zum Gegenstand ha-
ben. Zutreffend verweist Wenger55) darauf, dass auch sonstige Be-
schlussmehrheiten56) (über die Gewinnverwendung, über Kapital-
maßnahmen, über Vermögensveränderungen etc) die vermögens-
rechtlichen Ansprüche oder zumindest die vermögensrechtlichen
Interessen der einzelnen Gesellschafter berühren, sodass aus ge-
sellschaftsrechtlicher Sicht einiges dafür spricht, die Schwellen-
werte von 1% bzw E 70.000,– als systemkonform anzusehen.
Im Übrigen sind Fragen der Systemgerechtigkeit einer Regelung
im Rahmen des Gleichheitsgrundsatzes – und nicht bei der Unver-
letzlichkeit des Eigentums – zu prüfen.57)

Abhandlungen

48) Als wichtigste Ansätze neben sonstigen Kosten können angeführt wer-
den: Bewertungsgutachten (E 65.000,–), Gegen- und Ergänzungsgut-
achten (E 40.000,–); Anwaltskosten (E 50.000,–); Bindung von Unter-
nehmensressourcen (E 40.000,–); Übersetzungen (E 5.000,–).

49) Vgl Beyerle, Notwendige Änderungen im Verfahren der Freiwilligen Ge-
richtsbarkeit nach § 306dAktG, BB 1978, 784 (790).

50) In Form einer baren Zuzahlung gem § 225 i AktG.
51) Ausgenommen sind nur jene Anteilsinhaber, die gem § 225d AktG auf

den Ausgleichsanspruch verzichtet haben.
52) AA die hL.
53) Die meisten der betreffenden einfachgesetzlichen Regelungen sehen al-

lerdings Entschädigungen vor.
54) Vgl dazu Berka, Die Grundrechte (1999), Rz 733 ff mwN. Da im Fall ei-

ner unrichtigen Bewertung durch den Spaltungsprüfer alle hinausge-
drängten Minderheitsaktionäre gleichmäßig benachteiligt werden, kann
auch die vom VfGH über den verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz ent-
wickelte Sonderopfertheorie nicht greifen.

55) Spaltung, RWZ 11/2004, 324 (325 f).
56) Genau genommen: negative Minderheitenrechte, die sich aus den Mehr-

heitserfordernissen ergeben (sog „Sperrminoritäten“).
57) Vgl dazu etwa Berka, Die Grundrechte, Rz 942 ff.
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dd) Exkurs: Angemessenheitsvermutung für den Squeeze-out in
der Übernahme-RL

Nur der Vollständigkeit halber sei der vom OGH geschilderte
Sachverhalt dahingehend ergänzt, dass die rund 98%-ige Beteili-
gung an der G-AG, die als Grundlage für den Squeeze-out diente,
in Folge eines freiwilligen öffentlichen Übernahmeangebots erwor-
ben wurde. Genau für auf dieser Grundlage basierende Fälle des
„Ausschlusses von Minderheitsaktionären“ sieht Art 15 Abs 5 der
am 21. 4. 2004 beschlossenen Übernahme-RL58) vor, dass „die im
[freiwilligen] Angebot angebotene Abfindung dann als angemes-
sen [gilt], wenn der Bieter durch die Annahme des Angebots Wert-
papiere erworben hat, die mindestens 90% des vom Angebot be-
troffenen stimmberechtigten Kapitals entsprechen“ (unwiderlegli-
che Angemessenheitsvermutung).59) Der Schutz der Minderheitsak-
tionäre wird dadurch sichergestellt, dass die Aktionäre, die das
vorangehende Übernahmeangebot angenommen haben, einen
möglichst hohen Preis für ihre Aktien erzielen wollten und somit
der Markt die Angemessenheit des Preises gewährleistet.60) Wäre
das Regime der Übernahme-RL, die erst bis zum 20. 5. 2006 um-
zusetzen ist, schon auf den vorliegenden Sachverhalt anzuwenden
gewesen, hätte Herr A. keine Grundlage für eine Überprüfung bzw
Erhöhung der ihm angebotenen Abfindung gehabt – die ihm offe-
rierten E 18,10 pro Aktie an der G-AG entsprachen nämlich exakt
jenem Betrag, der auch im freiwilligen öffentlichen Übernahmean-
gebot angeboten wurde.

2. Gleichbehandlungsgebot

Der Gleichheitssatz des Art 7 Abs 1 B-VG garantiert die gesetzli-
che Gleichbehandlung paralleler Fallgestaltungen. Das Sachlich-

keitsgebot verlangt das Vorliegen vernünftiger Gründe für eine Un-
gleichbehandlung. Wenn daher ein Gesetz einem aus einer Ge-
meinschaft gedrängten Mitglied die wirtschaftlich volle Entschädi-
gung nach dem Wert der Beteiligung mit einer gerichtlichen
Kontrolle zubilligt, so kann in einem vergleichbar ähnlichen Fall
ohne sachliche Rechtfertigung nichts anderes angeordnet wer-
den.61)

a) Bedenken des OGH

Nach Ansicht des OGH verletzt die in § 9 Abs 2 S 3 SpaltG vor-
gesehene Antragsschwelle das verfassungsrechtliche Gleichbe-
handlungsgebot in zweierlei Hinsicht.

aa) Vergleich zur verschmelzenden Umwandlung

Die nvw Spaltung könne – wie auch die verschm Umwandlung –

dazu dienen, Kleinaktionäre aus der Ges hinauszudrängen. Wäh-
rend nun § 2 Abs 3 UmwG bei der verschm Umwandlung jedem
(Minderheits-)Gesellschafter ein Antragsrecht auf gerichtliche
Überprüfung des Barabfindungsanbots einräume, seien nach § 9

Abs 2 SpaltG iVm § 225 c Abs 3 AktG nur Gesellschafter mit
der dort angeführten Mindestbeteiligung antragslegitimiert. Eine
sachliche Rechtfertigung dafür sei nicht zu erkennen.

Der OGH hätte zwar in seiner Entscheidung vom 9. 3. 200062)
ausgesprochen, dass der durch § 9 SpaltG und § 2 Abs 3 UmwG
der Minderheit gewährte Rechtsschutz durch die unterschiedlichen
Rechtsfolgen der jeweiligen Umgründungsmaßnahme als sachlich
gerechtfertigt und gleichwertig anzusehen sei – konkret führte
der OGH aus, das zwingende Ausscheiden der Minderheitsgesell-
schafter im Fall einer verschm Umwandlung rechtfertige die Einräu-
mung des Antragsrechts zur Überprüfung des Barabfindungsange-
bots an alle Gesellschafter unabhängig davon, ob sie der Um-
wandlung zugestimmt oder Widerspruch erhoben hätten. Diese
Beurteilung habe allerdings das Widerspruchserfordernis betrof-
fen63) und könne auf den vorliegenden Fall nicht übertragen wer-
den. Habe ein Gesellschafter gegen den Spaltungsbeschluss Wi-
derspruch erhoben und veräußere er dementsprechend seine An-
teile gegen Barabfindung, so scheide er aus dem Gesellschaftsver-
hältnis aus. Sein Anspruch auf angemessene Barabfindung und
deren Durchsetzung gleiche jenem eines im Zuge einer verschm
Umwandlung ausscheidenden Gesellschafters.

bb) Vergleich zu Gesellschaftern über der Antragsschwelle

Nach Ansicht des OGH ist der Ausschluss des Überprüfungsrechts
von Gesellschaftern mit unter dem Schwellenwert liegender Beteili-
gung auch im Vergleich zu Gesellschaftern mit einer 1% überstei-

genden Beteiligung bedenklich. Der Ausschluss von Gesellschaf-
tern unter einer bestimmten Mindestbeteiligung von der Möglich-
keit, die ihnen gebotene Barabfindung gerichtlich überprüfen zu
lassen, benachteilige diese gegenüber jenen Gesellschaftern, die
im Fall von Bedenken gegen die Höhe des Barabfindungsanbots
eine gerichtliche Nachprüfung beantragen können. Eine sachliche
Rechtfertigung sei im Zusammenhang mit der Prüfung einer allfälli-

Abhandlungen

58) Richtlinie 2004/25/EG betreffend Übernahmeangebote.
59) Bei einem Pflichtangebot gilt gem Art 15 Abs 5 Übernahme-RL „die Ge-

genleistung des Angebots“ als angemessen.
60) Vgl dazu Austmann/Mennicke, Übernahmerechtlicher Squeeze-out und

Sell-out, NGZ 2004, 846 (849 ff).
61) 6 Ob 99/01d = ÖBA 2002, 135.
62) 6 Ob 31/00b = ecolex 2000, 399.
63) Es ging um die vom damaligen Antragsteller (er hatte einen Überprü-

fungsantrag nach § 9 Abs 2 SpaltG gestellt, ohne zuvor Widerspruch
gegen den Spaltungsbeschluss erhoben zu haben) angestrebte analoge
Anwendung des § 2 Abs 3 UmwG, der im Gegensatz zu § 9 SpaltG ei-
nen Widerspruch als Voraussetzung eines Überprüfungsantrags nicht
vorsieht. Der OGH hatte damals ausgesprochen, dass die Beschränkung
der Antragslegitimation auf jene Gesellschafter, die tatsächlich Wider-
spruch zur Niederschrift erklärt hatten, aus der Überlegung verständlich
sei, dass § 9 SpaltG nur jenen Gesellschaftern ein Recht auf Barabfin-
dung und deren Überprüfung einräumen wollte, die auch tatsächlich An-
spruch auf Abfindung haben, weil sie dem Spaltungsbeschluss in der Ge-
sellschafterversammlung nicht zugestimmt, sondern Widerspruch erklärt
hatten.
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gen Verletzung des Gleichheitssatzes ebenso fraglich, wie im Zu-
sammenhang mit einer allfälligen Verletzung von Vermögensrech-
ten.

b) Eigene Ansicht

aa) Unterschiede zwischen Spaltung und Umwandlung

Zugegebenermaßen kann mit der nvw Spaltung uU ein ähnlicher
wirtschaftlicher Effekt wie mit der verschm Umwandlung erreicht
werden – dies trifft jedoch nur für jenen engen Randbereich zu,
in dem die nvw Spaltung (in ihrer extremsten Form – dh „zu Null“)
tatsächlich zum Hinausdrängen von Minderheitsaktionären und
nicht – wie im Regelfall und entsprechend der Konzeption des Ge-
setzes – zur Entflechtung von Aktionärsgruppen unter gleichzeiti-
ger Zuordnung unterschiedlicher Unternehmensbereiche einge-
setzt wird. In ihrem Hauptanwendungsbereich – und das ist nicht
der Squeeze-out – unterscheidet sich die nvw Spaltung von der
verschm Umwandlung, die immer zum Squeeze-out führt und füh-
ren muss, ganz wesentlich. Daher wäre es unzutreffend, wollte
man den Minderheitenschutz bei der nvw Spaltung und der
verschm Umwandlung per se, dh ohne Rücksicht auf die Tatsache,
dass die Squeeze-out-Spaltung nur einen Sonderfall der nvw Spal-
tung darstellt, gleich behandelt wissen.64)
Dementsprechend hat der OGH in der erwähnten Entscheidung
vom 9. 3. 2000 auch ein Argument, das für eine sachliche Recht-
fertigung des unterschiedlichen Minderheitenschutzes bei der
Squeeze-out-Spaltung und der verschm Umwandlung sprechen
könnte, hervorgehoben: Bei der verschm Umwandlung scheiden

die Minderheitsgesellschafter zwangsweise aus dem Unterneh-
mensverbund aus. Anders als bei der nvw (Squeeze-out-)Spaltung
steht ihnen kein Wahlrecht zu, ob sie an der übertragenden Ges
weiterhin beteiligt sein oder gegen Barabfindung aus der Ges aus-
scheiden wollen. Da die Barabfindung bei der verschm Umwand-
lung unausweichliche Konsequenz des Untergangs des Anteils
ist65) – es ist schon im Vorhinein (vor Fassung des Umwandlungsbe-
schlusses) klar, dass es in jedem Fall zur Abfindung aller Minder-
heitsgesellschafter kommt –, wird jedem Minderheitsgesellschafter
(ohne dass dieser in der HV Widerspruch gegen den Umwand-
lungsbeschluss erheben oder diesem zustimmen müsste) – und nicht
bloß Minderheitsgesellschaftern über einer bestimmten Antrags-
schwelle – das Recht eingeräumt, einen Überprüfungsantrag zu
stellen.
Das Wahlrecht bzw die Freiheit, die den Minderheitsaktionären
bei der nvw (Squeeze-out-)Spaltung zugestanden wird, könnte es
rechtfertigen, bei dieser strenger als bei der verschm Umwandlung
die unverhältnismäßigen Kosten von (missbräuchlichen) Bagatell-

anträgen durch Einführung einer Erheblichkeitsschwelle ins Kalkül
zu ziehen. Indem der OGH beim Vergleich zwischen Squeeze-out-
Spaltung und verschm Umwandlung denWiderspruch der Minder-

heitsgesellschafter gegen den Spaltungsbeschluss (ohne weiteres)
voraussetzt, negiert er die erwähnte Wahlfreiheit als wesentliches
Charakteristikum der nvw (Squeeze-out-)Spaltung.

Ferner bestehen zwischen nvw Spaltung und verschm Umwand-
lung Unterschiede, welche die nvw Spaltung als Mittel des Squee-

ze-out wesentlich „attraktiver“ machen als die verschm Umwand-
lung und hier nur kurz (ohne Anspruch auf Vollständigkeit) ange-
führt werden sollen: Bei der verschm Umwandlung geht zwangs-
läufig das gesamte Vermögen der übertragenden Ges auf den
Hauptgesellschafter über, was, wenn im Vermögen Liegenschaften
enthalten sind, Grunderwerbsteuer auslöst und die Gefahr birgt,
dass wichtige Verträge (Lizenzvereinbarungen, Liefervereinbarun-
gen etc) wegen einer change-of-control clause vorzeitig beendet
werden.66) Ferner gehen bei der verschm Umwandlung gem
§ 10 Z 1 UmgrStG Verlustvorträge nur sehr beschränkt auf die
Nachfolgeges über.67) Bei der (auf Grund der spaltungsrechtlichen
Zuordnungsfreiheit zulässigen) Squeeze-out-Spaltung in eine Cash
Box wird hingegen nur Barvermögen übertragen. Dies hat keine
nachteiligen steuerlichen Folgen.68)

Die verschm Umwandlung setzt voraus, dass ein Gesellschafter al-
lein 90% des Nennkapitals hält.69) Mehrere Gesellschafter, die
etwa in einem Syndikat verbunden sind, müssen ihre Anteile in eine
gemeinsame Holding einbringen, um diese Voraussetzung zu erfül-
len. Bei der nvw Spaltung kann dieser Zwischenschritt entfallen.
Auch dort, wo ein Hauptgesellschafter 90% allein hält, wird eine
Zwischenholding dann erforderlich, wenn sich die Ges nach der
Umstrukturierung auf derselben Stufe des Konzerns befinden soll
wie vorher, wenn also eine Verschmelzung auf die Oberges nicht
intendiert ist. Alternativ müsste sonst die up-stream verschmolzene
Tochterges gleich wieder ausgegliedert werden.70) Bei der verschm
Umwandlung geht die umgründende Kapitalges zwangsweise un-

ter und der Hauptgesellschafter erwirbt ein Vermögen. Bei der nvw
Spaltung besteht die umgründende Ges hingegen fort und der
Hauptgesellschafter behält seine Beteiligung (wenngleich mit einer
der Abspaltung entsprechenden Wertverringerung).71)

Der gewichtigste (gesellschaftsrechtliche) Vorteil der nvw Spaltung
liegt wohl darin, dass bei dieser nur solche Minderheitsgesellschaf-
ter, die in der HV Widerspruch erhoben haben, die gerichtliche Er-
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64) Für diesen Hinweis danke ich meinem Kanzleikollegen Dr. Walter Brug-
ger.

65) Bachner, Squeeze-out, ecolex 2000, 360 (362).
66) Dorda, Squeeze-out, RdW 1999, 185; Hügel, Aktuelle Probleme des

Spaltungsrechts, wbl 2001, 387 (391); Bachner, Squeeze-out durch
Spaltung, ecolex 2000, 360 (362).

67) Dorda, Squeeze-out, RdW 1999, 185; Hügel, Aktuelle Probleme, wbl
2001, 387 (391).

68) Hügel, Aktuelle Probleme, wbl 2001, 387 (391).
69) Kalss, Handkommentar, Vorbem zum UmwG, Rz 12.
70) Bachner, Squeeze-out, ecolex 2000, 360 (362).
71) Dorda, Squeeze-out, RdW 1999, 185 (186).
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höhung der Barabfindung verlangen können. Bei der verschm Um-
wandlung steht dieser Anspruch allen Minderheitsgesellschaftern

zu. Dabei kommt eine gerichtliche Erhöhung der Barabfindung we-
gen der Erga-omnes-Wirkung72) auch solchen Minderheitsgesell-
schaftern zu, die sich am gerichtlichen Überprüfungsverfahren

nicht beteiligt haben.73) Der einzige wesentliche Vorteil der
verschm Umwandlung besteht wohl darin, dass sie nach der Ent-
scheidung des OGH vom 20. 3. 200374) uU auch grenzüber-

schreitend möglich ist.75)

Auf Grund der überragenden Vorteile der nvw Spaltung wird diese
in der Praxis fast ausschließlich zum Squeeze-out herangezogen.
Das übermäßig starke „Zurückgreifen“ auf die nvw Spaltung im
Vergleich zur verschm Umwandlung könnte als (weitere) sachliche
Rechtfertigung dafür dienen, Unternehmer gerade bei der viel häu-
figer auftretenden Umgründungsvariante (Spaltung) besonders
(durch Einziehung einer Erheblichkeitsschwelle) vor den (unverhält-
nismäßigen) Kosten, die mit (missbräuchlichen) Bagatellanträgen
verbunden sind, zu bewahren.

bb) Unterschied zwischen Minderheitsgesellschaftern über und
unter der Antragsschwelle

Die sachliche Rechtfertigung für die Ungleichbehandlung von Min-
derheitsgesellschaftern über und unter der Erheblichkeitsschwelle
liegt darin, dass die Größe des potentiellen „Bewertungsscha-
dens“ eines Minderheitsgesellschafters unter der Antragsschwelle

tendenziell sehr gering ist, über der Antragsschwelle hingegen ste-
tig zunimmt.76) Der relativ geringe potentielle Bewertungsschaden
eines Minderheitsgesellschafters unter der Antragsschwelle recht-
fertigt es, dessen Antragslegitimation in Anbetracht des hohen Auf-
wands, den das Überprüfungsverfahren den an der Spaltung betei-
ligten Ges (in jedem Fall) verursacht, abzuschwächen. Bei tenden-
ziell größeren Bewertungsschäden über der Antragsschwelle
erachtet der Gesetzgeber eine Einschränkung der Antragslegitima-
tion hingegen als nicht mehr angebracht.77)

3. Fair Trial – Art 6 MRK

Art 6 MRK garantiert, dass über zivilrechtliche Ansprüche vor ei-
nem unabhängigen Gericht in billiger Weise öffentlich und inner-
halb angemessener Frist eine Anhörung zu erfolgen hat. Dieses
Recht kann zwar Einschränkungen (so etwa hinsichtlich der Bedin-
gungen der Zulässigkeit eines Rechtsmittels) unterworfen werden.
Diese Einschränkungen dürfen jedoch die Ausübung des Rechts
nicht in einer solchen Weise oder in einem solchen Ausmaß be-
schränken, dass der Wesensgehalt des Rechts beeinträchtigt wird.
Sie müssen ein legitimes Ziel verfolgen, und es muss eine vernünf-
tige Verhältnismäßigkeitsbeziehung zwischen den eingesetzten
Mitteln und dem angestrebten Ziel bestehen.78)

a) Bedenken des OGH

Der OGH meint, dass mit dem in § 9 Abs 3 S 2 SpaltG vorgesehe-
nen Ausschluss des Antragsrechts von Minderheitsgesellschaftern
auf Überprüfung der ihnen gebotenen Barabfindung auch ein Ver-
stoß gegen Art 6 MRK verwirklicht sein könnte. Der Ausschluss des
Minderheitsgesellschafters vom Überprüfungsrecht scheine mit ei-
ner Einschränkung des Rechtszuges in Bagatellangelegenheiten

nicht vergleichbar,weil in diesen zumindest einmal ein unabhängi-
ges Gericht über den zivilen Anspruch entschieden hat. Dass die
Vermeidung von Kosten des Überprüfungsverfahrens den gänzli-
chen Ausschluss von Minderheitsaktionären vom Recht auf gericht-
liche Überprüfung der angebotenen Barabfindung rechtfertigen
könnte, sei zweifelhaft, zumal auch Minderheitsgesellschaftern
mit einer Beteiligung von nicht ganz E 70.000,– der Zugang zur
gerichtlichen Überprüfung versagt werde. Dies erscheine umso
gravierender, als § 5 Abs 2 SpaltG keine gerichtliche Bestellung

des Spaltungsprüfers vorsehe. Wie erwähnt, verweise auch Hü-
gel79) darauf, dass diese Regelung des Spaltungsgesetzes entge-
gen Art 10 der Verschmelzungs-RL und Art 8 der Spaltungs-RL

die Bestellung eines „unabhängigen Sachverständigen“ nicht ge-
währleiste.

b) Eigene Ansicht

In der in diesem Zusammenhang geführten Diskussion ist verschie-
dentlich das Argument zu vernehmen, dass die Antragsbeschrän-
kung der Minderheitsaktionäre nicht gegen Art 6 MRK verstoße,
weil ohnedies ein unabhängiges Gericht – nämlich das Firmen-
buchgericht – über die Eintragung der nvw Spaltung im Firmen-
buch entscheide.80) Dies ist insofern unzutreffend als der Firmen-
buchrichter die Angemessenheit der Barabfindung nicht zu prüfen
hat, da dafür ein eigenes Verfahren vorgesehen ist und ein diesbe-
züglicher Mangel nach § 9 Abs 2 S 2 SpaltG keinen Anfechtungs-
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72) Vgl dazu Kalss, Handkommentar, § 2 UmwG Rz 4.
73) Hügel, Aktuelle Probleme, wbl 2001, 391.
74) 6 Ob 283/02 i.
75) Auch in dieser Entscheidung sah der OGH einen wesentlichen Unter-

schied zwischen Verschmelzung und verschm Umwandlung: Die Um-
wandlung greife nicht in die gesellschaftsrechtliche Organisation und
die Gesellschafterstruktur des übernehmenden Hauptgesellschafters ein.
Die Organisations- und Eigentümerstruktur des Hauptgesellschafters
bleibe durch die Übernahme des Vermögens im Wege der Umwandlung
unberührt, weshalb es nach österreichischem Umwandlungsrecht auch
keinerlei Beschlussfassung durch die Gesellschafter des übernehmenden
Hauptgesellschafters (wenn dieser eine Kapitalges ist) bedürfe.

76) Vgl Punkt III.1.b.bb).
77) „Ungleichbehandlungen“ von Minderheitsgesellschaftern, deren Anteil-

besitz sehr knapp über bzw unter der Antragsschwelle liegt, sind einer
Schwellenregelung immanent und bei einer sachlichen Durchschnittsbe-
trachtung wie im vorliegenden Fall nicht zu beanstanden.

78) Vgl EGMR 12. 7. 2001, ÖJZ 2002/9, 347; EGMR 16. 10. 2001, ÖJZ
2003/10, 197.

79) Spaltungsgesetz, ecolex 1996, 527 (539).
80) So wohl ansatzweise Wenger, Spaltung, RWZ 11/2004, 324 (325).
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grund darstellt.81) Das Firmenbuchgericht hat (im Zuge der formel-
len Prüfung der Vollständigkeit der gem § 13 SpaltG einzureichen-
den Unterlagen) lediglich zu prüfen, ob der gem § 13 Z 3 SpaltG
einzureichende Prüfungsbericht des Spaltungsprüfers dem Eintra-
gungsgesuch beiliegt.

Dennoch kann jeder betroffene Minderheitsgesellschafter eine all-
fällige Unangemessenheit der Höhe der ihm angebotenen bzw be-
zahlten Barabfindung vor einem Gericht relevieren, indem er die
Haftung des betreffenden Spaltungsprüfers klagsweise geltend
macht. Im Zuge des Haftungsprozesses hat das Gericht im Ergeb-
nis zu prüfen, ob die dem Minderheitsgesellschafter angebotene
Barabfindung unzulässigerweise zu niedrig festgesetzt wurde. Ist
dies der Fall, hat nämlich auch der Spaltungsprüfer seine Pflicht
zur gewissenhaften Überprüfung verletzt.82) Schon aus diesem
Grund verstößt die Ernstlichkeitsschwelle nicht gegen Art 6 MRK.

Selbst wenn man die Prozessführung über den „Umweg“ der Haf-
tung des Spaltungsprüfers als für den Maßstab des Art 6MRK nicht
ausreichend ansehen würde,83) wäre das diesfalls aus der Ernst-
lichkeitsschwelle resultierende Rechtsschutzdefizit aus den schon
bei der Eigentumsgarantie ausgeführten Gründen als zulässige
Einschränkung des gem Art 6 MRK gewährten Rechts auf Zugang
zu den Gerichten zu qualifizieren: Das mit der Beteiligungs-
schwelle legitimer Weise verfolgte Ziel, Unternehmer nicht allein
wegen eines (möglicherweise missbräuchlich eingebrachten) Ba-
gatellantrags mit den hohen Kosten und sonstigen Nachteilen des
Überprüfungverfahrens zu belasten, steht zu dem eingesetzten Mit-
tel, dh zu dem tendenziell geringen, finanziell nicht nennenswerten
„Bewertungsschaden“, der Minderheitsgesellschaftern mit Anteils-
besitz unter der Erheblichkeitsschwelle droht, insb auch angesichts
der begleitenden „Korrektive“ – Prüfung der Höhe der angebote-
nen Barabfindung durch Vorstand, AR und einen externen Spal-
tungsprüfer (dessen Unabhängigkeit sicher gestellt ist und der einer
strengen Haftung unterliegt), Möglichkeit des Ansammelns von
Überprüfungsanträgen und des gemeinsamen Antrags sowie der
Erga-omnes-Wirkung – in einer vernünftigen Verhältnismäßigkeits-
beziehung. Die solcherart ausgestaltete Beschränkung des Rechts-
schutzes lediglich für Minderheitsaktionäre unter der (niedrig ange-
setzten) Antragsschwelle beeinträchtigt nicht den Wesensgehalt
des Rechts, die Höhe der im Zuge einer Squeeze-out-Spaltung an-
gebotenen Barabfindung gerichtlich überprüfen lassen zu können.

Wie oben ausgeführt, verhindern umfangreiche Ausschlussgründe
und die Haftung des Spaltungsprüfers, dass dieser in ein Abhän-
gigkeitsverhältnis zur übertragenden Gesellschaft gerät. Selbst
wenn § 5 Abs 2 SpaltG eine gerichtliche Bestellung des Spaltungs-
prüfers normierte, würde das Firmenbuchgericht in der Praxis dem
Bestellungsvorschlag der Gesellschaftsorgane im Firmenbuchan-
trag folgen. Dass § 5 Abs 2 SpaltG entgegen der Ansicht des
OGH im Einklang mit Art 8 der Spaltungs-RL steht, wurde ebenfalls

bereits oben dargetan. Damit fallen aber jene Argumente weg,
welche die Einschränkung der Antragslegitimation der hinausge-
drängten Minderheitsaktionäre nach Meinung des OGH beson-
ders gravierend erscheinen lassen.

IV. Schlussbetrachtungen

Entgegen der Ansicht des OGH sprechen gute Gründe dafür, dass
die vom Gesetzgeber in § 9 Abs 2 S 3 SpaltG iVm § 225 c Abs 3
Z 2 AktG vorgesehene Ernstlichkeitsschwelle zur Verhinderung
missbräuchlicher Bagatellanträge weder die in Art 5 StGG und
Art 1 1. ZP-MRK verankerte Eigentumsgarantie noch das Grund-
recht auf Zugang zu den Gerichten gem Art 6 MRK verletzt. Für
eine sachliche Rechtfertigung der Ungleichbehandlung hinausge-
drängter Minderheitsaktionäre bei nvw Spaltung und verschm Um-
wandlung finden sich ebenfalls gute Argumente.

Es liegt nun am VfGH, die im Schrifttum geäußerten Argumente für
und gegen eine Verfassungswidrigkeit der Antragsschwelle gegen-
einander abzuwägen. Möglicherweise wird bei dieser Abwägung
auch die Tatsache eine Rolle spielen, dass es sich bei Josef A., der
an der G-AG lediglich im Ausmaß von 0,0024% beteiligt war, (wie
auch sonst in aller Regel) um einen Minderheitsaktionär handelt,
der durch eine etwaige Fehlbewertung des Spaltungsprüfers jeden-
falls keinen existenziell bedeutenden finanziellen Nachteil erleiden
würde. Für den Fall der Aufhebung des Verweises in § 9 Abs 2 S 3
SpaltG hat das BMJ um Festsetzung einer Außer-Kraft-Tretens-Frist
bis zum 19. 5. 2006 gebeten, um die Thematik im Rahmen der
Umsetzung der Übernahme-RL einer kohärenten Regelung zuführen
zu können. Sollte es zu einer Aufhebung wegen Verletzung des
Gleichheitsgrundsatzes kommen, bleibt es dem Gesetzgeber unbe-
nommen, die Antragsschwelle auch für die verschm Umwandlung
einzuführen.84) Mit Spannung blickt der Verfasser dieser Abhand-
lung der in Bälde erwarteten E des VfGH entgegen.

Abhandlungen

81) Kalss, Handkommentar, § 225a AktG Rz 13 mwN.
82) Vgl Kalss, Handkommentar, § 5 SpaltG Rz 4: Der Spaltungsprüfer „hat

die Unternehmensbewertung der spaltenden Gesellschaft, die Grundlage
für die Ermittlung der Barabfindung ist, auf ihre Angemessenheit zu über-
prüfen“.

83) Soweit ersichtlich, existiert dazu keine einschlägige Judikatur.
84) Zu „Folgewirkungen“ einer allfälligen Aufhebung der Ernstlichkeits-

schwelle vgl auch Nowotny, Squeeze-out-Spaltung vor dem Verfassungs-
gerichtshof, RdW 2004, 653 (654).
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Stichwort Clementi
Vorschlag für eine Reform des englischen
anwaltlichen Berufsrechts

Ende 2004 hat Sir David Clementi seinen Bericht „The Regulatory
Framework for Legal Services in England and Wales“ veröffent-
licht. Clementi, ehemaliger stellvertretender Präsident der Bank of
England und amtierender Aufsichtsratpräsident der Prudential plc.,
war 2003 von der britischen Regierung mit der Überprüfung der
für anwaltliche Dienstleistungen bestehenden Regelungen und mit
der Erarbeitung von Verbesserungsvorschlägen beauftragt wor-
den. Der Bericht empfiehlt insb eine grundlegende Reform in der
Kompetenz- und Aufgabenverteilung der Berufsorganisationen
und eine Öffnung der Geschäftsstrukturen der Anwaltskanzleien
für „nicht anwaltliches“ Kapital. Wie ein roter Faden zieht sich
die Forderung durch den Bericht, die Anwaltschaft möge sich nicht
nur auf ihre Unabhängigkeit berufen, wenn es darum gehe, äußere
(staatliche) Einflussnahme abzuwehren, sondern auch dann unab-
hängig handeln, wenn es gelte, legitime öffentliche Interessen und
Konsumenteninteressen zu berücksichtigen.

In England und Wales werden die unterschiedlichen anwaltlichen
Berufssparten von „ihren“ jeweiligen unabhängigen Berufsorgani-
sationen wie zB der Law Society for England andWales (für die So-
licitors in England undWales) oder dem Bar Council (für die Barris-
ters in England und Wales) reglementiert. Geht es nach Clementi –
und die Reaktionen von Regierung und Öffentlichkeit auf seinen Be-
richt scheinen ihn zu bestätigen – wird sich das durch die Einfüh-
rung des sogenannten B+ Modells (siehe Abb 1) bald ändern.

Abb 1

Nach diesem Modell sollen den Berufsorganisationen einerseits
zwar regelsetzende und interessenvertretende Aufgaben belassen
werden. Andererseits sollen Interessenvertretung und Disziplinar-
gewalt zur Vermeidung von Interessenkonflikten strukturell von

den rechtssetzenden Funktionen getrennt werden. Konkret bedeu-
tet dies erstens die Aufspaltung der bestehenden Berufsorganisatio-
nen in drei von einander unabhängige, wenn auch möglicher-
weise unter demselben Namen operierende Einheiten, die je für
eine Funktion (also die regelsetzende, die interessenvertretende
und die diszipläre) zuständig wären, und zweitens den Verlust
der Unabhängigkeit auf Grund der Schaffung eines der „Financial
Services Authority“ nachgebildeten „Legal Services Board (LSB)“,
der allen aufgespalteten Berufsorganisationen in England undWa-
les vorstünde.

Für Clementi liegen die Vorzüge des B+ Modells in der Bildung so-
wohl einer einheitlichen Aufsicht über das gesamte Spektrum der
englisch-walisischen Anwaltschaft (Solicitors, Barristers, Patent
Agents, Legal Executives, Trade Mark Attorneys etc) als auch eines
einzigenAnsprechpartners für die Reglementierung. Die Kompeten-
zen der traditionellen Berufsorganisationen würden aufs „day-to-
day business“ reduziert. Sie hätten keine originären Befugnisse
mehr, sondern würden diese aus einer Bewilligung des mit generel-
ler Aufsichtskompetenz ausgestatteten LSB ableiten. Nach Vorstel-
lung Clementis würde der LSB von einem Präsidenten und einem
CEO geführt, wobei beide Nicht-Anwälte sein müssten. Der Board
hätte zwischen 12 und 16 Mitglieder, deren Mehrheit wiederum
aus Nicht-Anwälten bestehen müsste. Die Einbindung von „Laien“
ist nach Meinung Clementis äußerst wichtig, um die Unabhängig-
keit der regulierenden Behörde bei der Wahrnehmung öffentlicher
Interessen und Verbraucherinteressen zu gewährleisten.

Wie erwartet, spricht Clementi auch der Zulassung von „Legal Dis-
ciplinary Practices (LDPs)“, also Sozietäten, die sich aus Vertretern
unterschiedlicher Anwaltssparten wie etwa Solicitors und Barris-
ters, zusammensetzen, sehr stark das Wort. Als besonders folgen-
schwer dürfte sich dabei die Forderung Clementis erweisen, die Ei-
gentumsstrukturen der Anwaltssozietäten für „frisches“, nicht an-
waltliches Kapital zu öffnen. Demnach soll es Nicht-Anwälten künf-
tig möglich sein, Eigentumsanteile an Anwaltsgesellschaften zu
erwerben und die Geschäftsführer solcher Sozietäten zu stellen.
Bedingung für den Erwerb von Gesellschaftsanteilen durch Nicht-
Anwälte wäre, dass diese für „fit to own“ erklärt würden. Ein sol-
cher Fit-To-Own-Test wäre von einem dem LSB unterstehenden
„LDP Regulator“ (Abb 2), in der Praxis wahrscheinlich den Berufs-
organisationen, durchzuführen. Dabei würden die nicht anwaltli-
chen Eigentümer auf gewisse Kriterien wie Integrität und guten Ruf,
Kompetenz und Tauglichkeit sowie finanzielle Gesundheit über-
prüft. Die Sozietät selbst müsste einen Anwalt als für die Einhaltung
von Dienstleistungsstandards verantwortlichen „Head of Legal
Practice“ und einen erfahrenen für die Finanzen und die Verwal-
tung verantwortlichen Manager (Head of Finance and Administra-
tion) benennen. In keinem Fall dürften nicht anwaltliche Gesell-
schafter in die Fallbearbeitung durch die Sozietät eingreifen oder
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Zugang zu den Rechtssachen oder anderen Informationen über die
Mandate erhalten.

Abb 2

Im Rahmen der heurigen EPK (vgl Bericht in AnwBl 2005, 125 ff)
wiesen sowohl Nally, Präsident der Law Society, als auch Mans-
field, Vorsitzender des Bar Councils, in ihren Statements zum Cle-
menti-Bericht auf drei Punkte hin: Erstens seien Law Society und
Bar Council ungeachtet ihrer Zustimmung zur Bildung eines LSB

der Ansicht, dass derzeit von den Berufsorganisationen ausgeübte
Befugnisse nicht ohne eine entsprechende Grundlage im Primär-
recht beschnitten werden dürften. Zweitens stünden beide Berufsor-
ganisationen der Übertragung von Kompetenzen im Disziplinarbe-
reich an den LSB beziehungsweise ein unter der Aufsicht des LSB
operierendes „Office for Legal Complaints“ skeptisch gegenüber.
Drittens müssten derzeit nicht reglementierte Rechtsdienstleistungs-
bereiche schnellst möglich einer Regulierung unterzogen werden.
Abgesehen von diesen drei gemeinsamen Punkten scheinen die
Meinungen von Law Society und Bar Council zum Clementi-Bericht
jedoch auseinander zu gehen. Während die Law Society der Re-
form eher positiv gegenübersteht und die Bildung eines LSB und
die Einführung von LDPs sowie die Öffnung ihrer Geschäftsstruktu-
ren für Nicht-Anwälte ausdrücklich begrüßt, steht der Bar Council
der Reform generell wesentlich kritischer gegenüber. Die Öffnung
der LDP-Gesellschaftsstrukturen für Nicht-Anwälte etwa lehnt er ka-
tegorisch ab. Beide Berufsorganisationen scheinen fix mit einer Re-
form im Sinne Clementis zu rechnen, weshalb sie bereits begonnen
haben, strukturelle Änderungen ihrer Berufsorganisationen einzu-
leiten. Es wird erwartet, dass der Reformvorschlag dem britischen
Parlament Anfang 2006 unterbreitet wird und die Reform gegen
2007 in Kraft tritt. Sie finden den Bericht auf der Homepage der
Clementi Review (www. legal-services-review.org.uk).

RA Benedict Saupe, ÖRAK-Büro Brüssel
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Jetzt in ecolex 3/2005
bestellen unter 01/531 61-100 �

3/05

Monat für Monat 
topaktuelle Entscheidungen 
aus dem Wirtschaftsrecht:

• Schadenersatzanspruch des Spielsüchtigen gegen das Casino (Max Leitner)

• Doppeldeutige Firma unzulässig

• Unterlassene Anzeige einer unverbindlichen Verbandsempfehlung und kartellrechtli-
che Geldbuße (Ernst Tremmel)

• Entlassung wegen Nebentätigkeiten

• § 117 BAO vom VfGH als verfassungswidrig aufgehoben (Daniela Latsch-
bacher/Barbara Postl)

• Europarechtswidrige Besteuerung ausländischer Dividenden (Marco Laudacher)

• Pflicht zur Planauflage vor mündlicher Verhandlung (Edmund Primosch)

Jetzt bestellen: Einzelheft EUR 20,30
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Terminübersicht – Seminare

Mai 2005

20. bis 21. 5. Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20050520/3 ST. GEORGEN i. A.

20. bis 21. 5. Persönlichkeitsschutz im Medien-,
Straf- und Zivilrecht
Seminar-Nr: 20050520/5 GRAZ

20. bis 21. 5. Zivilverfahren I
Seminar-Nr: 20050520/6 INNSBRUCK

20. bis 21. 5. Gewerblicher Rechtsschutz
und Urheberrecht
Seminar-Nr: 20050520/8 WIEN

24. 5. Seminarreihe Steuerrecht:
6. Kapitalverkehrsteuern
Seminar-Nr: 20050524/8 WIEN

Juni 2005

3. 6. Bauvertrag und Bauprozess
Seminar-Nr: 20050603/7 FELDKIRCH

3. bis 4. 6. Internet-New Media
Seminar-Nr: 20050603/8 WIEN

3. bis 4. 6. Der Unternehmens- und Anteilskauf
Seminar-Nr: 20050603A/8 WIEN

3. bis 4. 6. Arbeitsrechtstagung – Individual-
arbeitsrecht in der Praxis
Seminar-Nr: 20050603/1 PÖRTSCHACH

7. 6. Seminarreihe Steuerrecht:
7. Erbschafts- und Schenkungssteuer
Seminar-Nr: 20050607/8 WIEN

10. 6. Be up to date! Die Rechtsentwicklung
im Strafrecht
Seminar-Nr: 20050610/2 WR. NEUSTADT

10. bis 11. 6. Versicherungsvertragsrecht
Seminar-Nr: 20050610/8 WIEN

17. bis 18. 6. Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 20050617/6 INNSBRUCK

17. bis 18. 6. Optimale Fragetechnik:
Der Weg zur richtigen Antwort
Seminar-Nr: 20050617/8 WIEN

17. bis 18. 6. Mietrecht
Seminar-Nr: 20050617A/8 WIEN

21. 6. Seminarreihe Steuerrecht:
8. Finanzstrafrecht
Seminar-Nr: 20050621/8 WIEN

24. 6. Workshop Umgründung
Seminar-Nr: 20050624/8 WIEN

24. bis 25. 6. Verkehrsunfallanalyse
Seminar-Nr: 20050624/3 ST. GEORGEN i. A.

24. bis 25. 6. Mietrecht
Seminar-Nr: 20050624/6 INNSBRUCK

Unternehmens- und Anteilskauf
special

Das Seminar vermittelt eine praxisorientierte Übersicht über die
rechtlichen Aspekte der Übertragung von Unternehmen und Unter-
nehmensanteilen. Neben den durch den Erwerb von Unternehmen
bzw Geschäftsanteilen tangierten Normen des allgemeinen Zivil-
und Handelsrechts, des Kartell- und Fusionskontrollrechts sowie
des Arbeits- und Mietrechts werden im Besonderen auch Vertrags-
technik sowie steuerliche Aspekte von Unternehmens- und Anteilser-
werben behandelt.
Termin: Freitag, 20. 5. 2005 bis Samstag, 21. 5. 2005 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Christoph Szep, RA in Linz
Referenten: Dr. Christoph Szep, RA in Linz
Mag. Dr. Robert Bachl, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater in Linz
Seminarort: St. Georgen i. A.

Seminar-Nr: 20050520/3

Persönlichkeitsschutz im Medien-, Straf- und
Zivilrecht
special

Das Spannungsverhältnis zwischen Persönlichkeitsschutzrechten
und der Meinungsfreiheit wird ebenso behandelt wie die einfach
gesetzlichen Regelungen im Straf-, Medien-, Zivil- und Urheber-
recht.
In einer praxisnahen Betrachtung werden die Ausschlussgründe
aus der Sicht der Medien und Betroffenen sowie der Prozessverlauf
am Straf- und Zivilgericht beleuchtet.
Termin: Freitag, 20. 5. 2005 bis Samstag, 21. 5. 2005 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Stefan Schoeller, RA in Graz
Referenten: Dr. Stefan Schoeller, RA in Graz
Mag. Alfred Tanczos, Richter des LG für ZRS Graz
Dr. Martin Piaty, RA in Graz
Seminarort: Graz
Seminar-Nr: 20050520/5

Zivilverfahren I
basic

Dieses Seminar vermittelt insb dem (Neu-)Einsteiger praxisorientier-
tes Know-how zum Zivilprozess. Praxisbezogene Beispiele aus Si-
tuationen vor, während und nach dem Prozess ermöglichen die
Transparenz des Verfahrens in erster Instanz.
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Das Seminar bietet einen Überblick über die wesentlichen Statio-
nen des Verfahrens von der Erstinformation durch den Klienten
bis zum Urteil. Es ist ein Seminar für jene, die ein solides Funda-
ment für die Alltagssituation im Gerichtsprozess benötigen.
Wir ersuchen Sie höflichst, Ihr „Handwerkszeug“ (ZPO, Taschen-
rechner, Tarif) zum Seminar mitzubringen.

Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilnehmerzahl auf
30 Personen beschränkt ist.

Termin: Freitag, 20. 5. 2005 bis Samstag, 21. 5. 2005 = 3 Halb-
tage
Planung: Dr. Sabine Völkl-Torggler, Richterin des LG Innsbruck
Referenten: Dr. Sabine Völkl-Torggler, Richterin des LG Innsbruck
Dr. Rudolf Kathrein, RA in Innsbruck
Dr. Claudia Zimmermann-Ganahl, Richterin des LG Innsbruck
Mag. Renate Rohner, Richterin des LG Innsbruck
Seminarort: Innsbruck
Seminar-Nr: 20050520/6

Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht
special

Immaterialgüterrechte gewähren eine starke zivil- und strafrechtlich
abgesicherte Monopolstellung zur Nutzung einer erfinderischen
Idee, eines Kennzeichens, eines Designs oder einer schöpferischen
Leistung im urheberrechtlichen Sinn. Das österreichische Immateri-
algüterrecht ist eingebunden in ein internationales, durch bilaterale
und internationale Abkommen geprägtes Schutzrechtssystem.
Termin: Freitag, 20. 5. 2005 bis Samstag, 21. 5. 2005 = 3 Halb-
tage
Planung: Univ.-Prof. Dr. Michael Enzinger, RA in Wien
Referenten: Mag. Dr. Daniel Alge, Patentanwalt in Wien
Dr. Susanne Lang, Österreichisches Patentamt
DI Helmut Sonn, Patentanwalt in Wien
Dr. Markus Stangl, Österreichisches Patentamt
Hon.-Prof. Dr. Michel Walter, RA in Wien
Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20050520/8

Arbeitsrechtstagung
Individualarbeitsrecht in der Praxis
update

Ausgewählte Fragen des Individualarbeitsrechtes, mit welchen An-
wälte häufig konfrontiert werden, werden von Referenten aus der
Praxis im Detail bearbeitet.

Freitag, 3. 6. 2005
14.30 –16.00 Tücken und Fallen in Kollektivverträgen
16.15 –17.45 Betriebsübergang und AVRAG
Samstag, 4. Juni 2005
08.30 –09.30 EU-Gemeinschaftsarbeitsrecht – ein Überblick
09.30 –11.00 Klagen aus der Auflösung des Dienstverhältnisses
11.15 –12.15 Der optimale Vergleich im arbeitsrechtlichen Ver-
fahren
13.45 –15.15 Der Arbeitnehmer in der Insolvenz des Arbeitge-
bers – eine Übersicht
15.30 –17.00 Judikaturübersicht aus dem Arbeitsrecht
Termin: Freitag, 3. 6. bis Samstag, 4. 6. 2005 = 3 Halbtage
Planung: Dr. Manfred Angerer, RA in Klagenfurt
Dr. Norbert Moser, RA in Klagenfurt
Referenten in zeitlicher Reihenfolge:
Univ.-Prof. Dr. Walter Schrammel, Universität Wien – Institut für Ar-
beits- und Sozialrecht
Dr. Sieglinde Gahleitner, RA in Wien
Univ.-Ass. Dr. Katharina Posch, Universität Wien – Institut für Ar-
beits- und Sozialrecht
Dr. Harald Pirker, Richter des OLG Innsbruck
Dr. Norbert Moser, RA in Klagenfurt
Dr. Stephan Rainer, RA in Innsbruck
Dr. Gerhard Kuras, Hofrat des OGH
Seminarort: Pörtschach
Seminar-Nr: 20050603/1

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den zu entrichtenden
Seminarbeitrag, welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat.
Der Veranstaltungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im
Zeitraum bis zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen.
Der Anmeldung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes
beigelegt werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte
nach ihrer Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich
nach ihrer Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!
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Liebe Kolleginnen!

Liebe Kollegen!

Obwohl außergerichtlichen Konfliktlösungsmodellen, wie ua der
Mediation, in Europa immer größere Bedeutung zukommt, ist
das Interesse an einer fundierten Mediationsausbildung in Öster-
reich in der Anwaltschaft leider noch immer so gering, dass der
für heuer in Salzburg geplante Mediationsgrundkurs mangels ent-
sprechender Teilnehmeranzahl abgesagt werden musste. Die Tat-
sache, dass die Europäische Kommission derzeit nicht nur an ei-
nem Verhaltenskodex für Mediatoren arbeitet, sondern auch eine
Mediationsrichtlinie ausarbeitet, verdeutlicht den Stellenwert, den
die Kommission der Mediation als Konfliktlösungsmodell beimisst.
Auch wenn es derzeit in Österreich sicher im Verhältnis zu den Me-
diationsfällen ein Überangebot an Mediatoren gibt, so gilt es
doch, mit aller Kraft dieses Betätigungsfeld der Rechtsanwaltschaft
zu erhalten, da ansonsten auch diese Möglichkeit der beruflichen
Beschäftigung zu anderen Berufsgruppen hinüberwandern wird.
Die Wirtschaftstreuhänder und Unternehmensberater haben dies
bereits erkannt und werben mit aller Vehemenz für ihre Berufsgrup-
pen auf dem Gebiet der Mediation.

Ohne dass man daher der Mediation einen Stellenwert einräumt,
der ihr nicht zukommt, oder die Möglichkeiten einer Mediation
überbewerten will, wäre die Anwaltschaft gut beraten, sich in Zu-
kunft verstärkt auch um diese Art der Konfliktlösung zu bemühen,
was auch deshalb logisch erscheint, weil wir hier die juristische
Fachkompetenz von Haus aus mitbringen und Mediation nach un-
serem Berufsbild eben auch anwaltliche Tätigkeit ist. Sicher wird
die Mediation erst in einigen Jahren in Österreich soweit Fuß ge-
fasst haben, dass sie auch wirklich wirtschaftlich interessant ist.
Wir müssen aber – so glaube ich jedenfalls – bereits jetzt den
Fuß in der Tür haben, da andere Berufsgruppen diese Chance be-

reits erkannt haben und alles daransetzen, um sich dieses Stück
vom Kuchen abzuschneiden.

Die AVM führt heuer zum ersten Mal einen kompakten Kurs für Col-
laborative Law durch. Die Ausbildung zum Collaborative Lawyer
besteht aus zwei Teilen, nämlich einer Kommunikationsausbildung
und der eigentlichen Collaborative Law Ausbildung. Insgesamt um-
fasst die Ausbildung 100 Stunden. Der zeitliche und finanzielle
Aufwand ist sohin deutlich geringer als bei einer Mediationsausbil-
dung und überdies hat in Österreich bis jetzt von den anderen ju-
ristischen Berufsgruppen noch niemand erkannt, welche Chancen
dieses Verfahren in der Praxis bietet. Dh mit anderen Worten, die-
ses Feld gehört zumindest vorerst ausschließlich der Rechtsanwalt-
schaft.

Ergänzend sei vielleicht noch bemerkt, dass sich das Collaborative
Law Verfahren für fast alle Rechtsgebiete eignet, jedenfalls für alle
Zivilrechtsagenden. Der Nachteil des Verfahrens – dass sei nicht
verschwiegen – ist derzeit der, dass es eben noch fast unbekannt
ist und dass die Anwälte, die an diesem Verfahren teilnehmen,
für den Fall, dass das Collaborative Law Verfahren nicht zu einem
positiven Ergebnis führt, in einem nachfolgenden Zivilprozess in
dieser Angelegenheit ihren Klienten nicht mehr vertreten dürfen.
Dies erzeugt natürlich eine gewisse Schwellenangst. Nach den Er-
fahrungen in Amerika ist diese Angst jedoch unbegründet, da dort
statistisch gesehen 94% aller übernommenen Fälle auch positiv er-
ledigt werden.

Ich lade daher alle Kolleginnen und Kollegen, die das erste Kom-
munikationsseminar versäumt haben, ein, sich an der Ausbildung
noch zu beteiligen und dieses eine Seminar vielleicht im kommen-
den Jahr nachzuholen.

Hinsichtlich der Wirtschaftsmediation, die im Herbst beginnt, und
hinsichtlich der Fortbildungsseminare, die die AVM im heurigen
Jahr anbietet, darf ich auf die nachstehende Auflistung verweisen.

Dr. Michael Czinglar, Generalsekretär der AVM

Liebe Kolleginnen!

Liebe Kollegen!

Ich möchte als Generalsekretär der AVM die Gelegenheit ergrei-
fen, den diversen Gerüchten entgegen zu treten, die in Zusammen-
hang mit den neuen, 6 verpflichtenden Halbtagen Mediationsaus-
bildung, kursieren:

1. Die AVMwird es jedem Rechtsanwaltsanwärter/in, die nach dem
30. 6. 2005 eingetragen werden wollen, ermöglichen, rechtzeitig
die Seminare „Mediation und konsensorientiertes Verhandeln I
und II“ zu absolvieren, damit hier bei der Eintragung keine Verzöge-
rung eintritt. Ich darf betonen, dass dieAVMso viele Seminare anbie-
ten wird, als notwendig sind, um jeden Bedarf zu decken.

2. Wenn jemand bereits eingetragener Mediator ist, braucht er
diese 6 Halbtage nicht zu absolvieren, sondern bekommt die Ap-
probation von der für ihn zuständigen Länderkammer.

3. Kolleginnen und Kollegen, die nicht eingetragene Mediatoren
sind, aber bei irgendeiner Institution eine Mediationsausbildung
absolviert haben, können um die Approbation dieser Ausbildung
bei der zuständigen Länderkammer ansuchen. Diese wird dann
im Einzelfall entscheiden, ob und in welchem Ausmaß diese Ausbil-
dung auf die verpflichteten 6 Halbtage Mediation angerechnet
wird.

4. Ich ersuche alle Kolleginnen und Kollegen die 6 zusätzlichen
Halbtage nicht als eine lästige Pflicht anzusehen, sondern als eine
Chance, auf hohem Niveau zusätzliche Qualifikationen für die Be-
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rufsausbildung zu erhalten. Die Seminarreihe wird jeweils von
1 Anwaltsmediator/Mediatorin und 1 Psychotherapeutin absol-
viert und bietet eine Einführung in die Welt der Mediation, der
Kommunikation und anderer Arten der außergerichtlichen Streit-
beilegung.

Da solche Kenntnisse bislang weder auf der Universität noch in der
Ausbildung der Rechtsanwaltschaft angeboten wurden, ist dies
eine neue Schiene, die wir allen Berufsangehörigen nur wärmstens

empfehlen können. Aus diesem Grunde bietet die AVM neben die-
sen Seminaren ja auch eine kompakte Kommunikationsausbildung
und die Ausbildung in Collaborative Law an.

Wer zu einer der angebotenen Ausbildungen, insbesondere aber
zur Seminarreihe „Mediation und konsensorientiertes Verhandeln“
noch nähere Fragen hat, möge sich bitte an das Büro der AVM
(Frau Douet ) unter der Tel.-Nr. (01) 513 12 01 wenden.

Dr. Michael Czinglar, Generalsekretär der AVM

AVM-Fachausbildung/
Fortbildung

I. Kommunikation

Referentin: Dr. Renate Wustinger

Modul 2 – Termin:

Fr., 29. April 2005, ab 9.00 Uhr bis

Sa., 30. April 2005, 18.00 Uhr

Modul 3 – Termin:

Fr., 23. Sep. 2005, ab 9.00 Uhr bis

Sa., 24. Sep. 2005, 18.00 Uhr

Seminarort für beide Module:

Quality Hotel Point

5081 Salzburg/Anif, Eisgrabenstraße 32

II. Collaborative Law

Kooperatives Anwaltsverfahren

Collaborative Law 1 – Termin:

Fr., 10. Juni 2005, 9.00 Uhr bis

Sa., 11. Juni 2005, 18.00 Uhr

Collaborative Law 2 – Termin:

Fr., 11. Nov. 2005, 9.00 Uhr bis

Sa., 12. Nov. 2005, 18.00 Uhr

Seminarort für beide Termine:

Quality Hotel Point,

5081 Salzburg/Anif, Eisgrabenstraße 32

III. Wirtschaftsmediation

Referent: Dr. Gerhard Falk
Modul 1: Wirtschaftsmediation spezial

Termin: 2. und 3. Dez. 2005,
jeweils 9.00 bis 18.00 Uhr
Modul 2: Anfangssituationen

Termin: 27. und 28. Jän. 2006,
jeweils 9.00 bis 18.00 Uhr
Modul 3: Erfolgreicher Verlauf und Abschluss

Termin: 7. und 8. April 2006,
jeweils 9.00 bis 18.00 Uhr
Seminarort für alle 3 Module wird noch bekannt gegeben.

IV. Professionalisierung für MediatorInnen

Referentin: Marlies Lenglachner
Systemische Haltung, Methoden in Mediationsprozessen I

Termin: 2. und 3. Juni 2005
Systemische Haltung, Methoden in Mediationsprozessen II

Termin: 28. und 29. Nov. 2005
Seminarort für beide Termine:
Hotel Kaiserhof
1040 Wien, Frankenberggasse 10

Auskunft und Anmeldung bei:

Anwaltliche Vereinigung für Mediation und kooperatives Verhan-
deln,
1010 Wien, Tuchlauben 12, Tel: +43-1-513 12 01,
Fax: +43-1-513 12 05
E-Mail: office@avm.co.at oder internet: www.avm.co.at
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Präsident
Hon.-Prof. Dr. Steininger †

Ein Großer ist gegangen.

Am 6. 3. 2005 ist Präsident Hon.-Prof.
Dr. Herbert Steininger im 72. Lebens-
jahr verstorben.

Er konnte auf eine mehr als erfolgreiche
Laufbahn zurückblicken: Seit 1960 war
er Richter, dann Staatsanwalt bei der
Staatsanwaltschaft Wien und ab 1969
bei der Oberstaatsanwaltschaft Wien.
1973 wurde er dem Evidenzbüro des
OGH zugeteilt und war dann dessen stell-
vertretender Leiter. Am 1. 4. 1976, also
im Alter von noch nicht 43 Jahren, wurde

er zum Hofrat des OGH ernannt und wurde auch Leiter des Evidenz-
büros. Am 1. 1. 1991 erfolgte seine Ernennung zum Senatspräsi-
denten des OGH, mit 1. 1. 1994 wurde er, als Krönung seiner Lauf-
bahn, vom Bundespräsidenten zum Präsidenten des OGH ernannt.

Das allein würde schon für einen ehrendenNachruf ausreichen. Bei
einem Spitzenjuristen wie Dr. Steininger war das Interessensgebiet
jedoch noch weit umfangreicher, übte er doch neben seiner richter-
lichen Tätigkeit auch eine Lehrtätigkeit an der UniversitätWien aus,
zunächst als Lehrbeauftragter und ab 1982 als Honorarprofessor
für Strafrecht und Strafprozessrecht. Seine Vorlesungen hatten gro-
ßen Zulauf, dementsprechend großwar auch die Anzahl seiner Prü-
fungskandidaten; eine Prüfung bei ihm dauerte –wie er demGefer-
tigten einmal auf dessen Frage sagte – ca 30Minuten. Bei einer Ter-
minplanung für einen OBDK-Termin äußerte er quasi nebenbei,
dass eine bestimmte Woche nicht sehr günstig wäre, weil er da
76 (!) Prüfungen an der Universität abzuhalten hätte; mit Vorlesun-
gen oder Seminaren ist dies mehr als eine ganze Arbeitswoche.

Prof. Steininger war aber auch – zunächst als Beisitzer, dann als
Senatsvorsitzender –Mitglied der Obersten Berufungs- und Diszip-
linarkommission für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter, ab
1. 1. 1991 bis zu seiner Pensionierung Ende 1998 war er von Be-
rufsrichtern wie auch von Anwaltsrichtern ohne Gegenstimme ge-
wählter Präsident der OBDK; in dieser Funktion behielt er den Vor-
sitz eines Senates, der außer Disziplinarfällen auch die Rechtsmittel
in „Verwaltungssachen“ zu behandeln hatte.

Schon in seiner Funktion als Hofrat und dann Senatspräsident des
OGH hatte er an manchen die Anwaltschaft betreffenden Entschei-
dungen mitgewirkt. Hier kann auf die berühmt gewordene Ent-
scheidung EvBl 1992/175 verwiesen werden, welche die unver-
kennbare Handschrift des Meisters trägt. Die Veröffentlichung
von Entscheidungen seines OBDK-Senates im Anwaltsblatt machen

deutlich, dass er auch auf dem Gebiet des anwaltlichen Standes-
rechtes an bahnbrechenden und neue Judikatur einleitenden Ent-
scheidungen maßgeblich mitwirkte.

Quasi nebenbei besorgte er die Auflagen des 1974 gemeinsam
mit Otto Leukauf begründeten und ab der 3. Auflage allein von
ihm bearbeiteten Standard-Kommentars zum StGB; kaum war eine
Neuauflage im Druck, begann er schon mit den Arbeiten für die
nächste. Woher er die Zeit nahm, außerdem auch noch Mitautor
des Wiener Kommentars zum StGB zu sein und auch noch die
Agenden eines Chefredakteurs der Österreichischen Juristenzei-
tung wahrzunehmen, ist unerfindlich.

Aber er war auch noch Vorsitzender des Bundesvergabeamtes,
weiters Vizepräsident der Gesellschaft für Strafrecht und Kriminolo-
gie, Vorstandsmitglied der Österreichischen Vereinigung für Euro-
päisches Strafrecht und Mitglied des geschäftsführenden Ausschus-
ses des Österreichischen Juristentages und Mitglied der Associa-
tion International de Droit Pénal.

Seine in jeder Funktion höchst erfolgreiche und ebenso anerkannte
Tätigkeit, seine besonderen Fachkenntnisse auf jedem von ihm be-
arbeiteten Gebiet waren Gegenstand zahlreicher Würdigungen
und Auszeichnungen. Zuletzt wurde ihm im Dezember 1998 das
Große Goldene Ehrenzeichen am Bande für Verdienste um die Re-
publik Österreich verliehen.

Neben der Wertschätzung und Anerkennung, die er von seinen
Studenten, seinen Richterkollegen und von der gesamten Anwalt-
schaft stets in reichem Maß empfing, ist ihm der Anwaltsstand für
seine langjährige Tätigkeit in unserer Standes-Jurisdiktion zu gro-
ßem Respekt und ganz besonderem Dank verpflichtet. Wie wenig
andere OBDK-Vorsitzende vor ihm hat er auch die Belange und
Sorgen des Berufsstandes der Anwälte berücksichtigt und in von
ihm präsidierten Entscheidungen unter Beachtung der Interessen
der rechtsuchenden Bevölkerung gewahrt und dabei auch im Ein-
zelfall dieWünsche und Nöte eines Rechtsmittelwerbers im verwal-
tungsrechtlichen Bereich wie auch die eines Disziplinarbeschuldig-
ten verstanden. Seine Menschlichkeit als zweites Standbein neben
seiner unverbrüchlichen Beachtung des Rechtes – was in der Dis-
ziplinarjudikatur auch die standesrechtlichen Gewohnheiten und
Bräuche umfasste – haben sowohl bei den richterlichen Beisitzern
seiner OBDK-Senate als auch bei den Anwaltsrichtern höchste An-
erkennung gefunden. Durch seinen Fleiß, dessen Folge ua eine ge-
naueste Aktenkenntnis war, und durch die juristische Brillanz der
von ihm formulierten Entscheidungstexte, aber auch durch seine
im Ergebnis stets gesetzeskonforme und jedem Einzelfall gerecht
werdende Beurteilung wurde „seine“ Entscheidung ein oftmals
über den Einzelfall hinaus wirkendes „Erkenntnis“.

Im Fall von Präsident Herbert Steininger ist es daher kein leeres
Wort, dass wir Anwälte seiner stets in Verehrung gedenken wer-
den, und:Wir werden ihn nicht vergessen. Walter Strigl

Bild: SN/SPRENGER

Aus dem juristischen Leben
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Veranstaltungen

Seminarankündigung –

Unternehmensrecht

Aktuelle Entwicklungen im europäischen und
nationalen Unternehmensrecht

Schwerpunkt des Seminars im Sommersemester 2005 ist das Über-
nahmerecht. Nicht nur die bevorstehende Umsetzung der Take-
over-Richtlinie, sondern auch die Praxis der Übernahmekommis-
sion gibt Anlass zu dogmatischen Analysen und rechtspolitischer
Diskussion: Niedrige HV-Präsenzen werfen Fragen des Kontrollbe-
griffs und der passiven Kontrollerlangung auf. In der letzten Zeit ge-
stellte und vorbereitete Übernahmeangebote haben Unternehmen
und ihre Berater sowie die Übernahmekommission mit zahlreichen
Rechtsproblemen konfrontiert.
Ferner werden zwei interessante Beispiele der Wechselwirkungen
zwischen Gesellschafts- und Steuerrecht behandelt, ein Themenbe-
reich, der von Anbeginn die vorliegende Seminarreihe bestimmt
hat: Die am 1. 1. 2005 in Kraft getretene Gruppenbesteuerung
wirft gesellschaftsrechtliche Fragen des Steuerausgleichs auf. Die
gesellschaftsrechtliche Judikatur des EuGH zu Centros und Über-
seering stellt nunmehr bestimmte Formen der Durchgriffsbesteue-
rung unter dem Blickwinkel der Anerkennung ausländischer EU-Ka-
pitalgesellschaften in Frage.
Schließlich stehen „ewige“ Themen auf dem Programm, die durch
neue Judikatur oder grundlegende Untersuchungen nachdrücklich
ins Blickfeld gerückt sind: Direktwirkung von Richtlinien, Kapitaler-
haltung, Haftungsdurchgriff durch Kapitalgesellschaften.
Nähere Informationen samt Hinweisen zu Judikatur und Fach-
schrifttum finden Sie in der Homepage von Haarmann Hügel:
www.haarmannhuegel.com – unter der Rubrik „Aktuelles/Veran-
staltungen/Externe Veranstaltungen, Seminare“. Anregungen und
Hinweise sind willkommen.
Das Seminar findet an jedem Mittwoch in der Zeit von 18.00 Uhr

bis 20.00 Uhr im Hörsaal U 11 (Untergeschoss), am Dienstag,
10. 5. 2005 im Hörsaal U 18 (Untergeschoss) und am Donners-
tag, 14. 4. 2005 ebenfalls im U 18 der Universität Wien, Juridi-
cum, statt. Kurzfristige Änderungen werden in der Regel durch ge-
trennte Aussendungen, im Übrigen aber unter www.haarmannhue-
gel.com publiziert.

14. April
Do!

U18:

Öffentliche Übernahmeangebote und Fusionskontrol-
le: Vorweg-Anmeldung und Ausnahme vom Vollzugs-

verbot; Aufgabenteilung zwischen Kommission und
nationalen Kartellbehörden; „Hold seperate“-Kons-

truktionen

Referenten: RAMMag. Dr. Astrid Ablasser, Haarmann
Hügel
RA MMag. Dr. Hanno Wollmann, LL.M., Schönherr

20. April: Aktuelle Praxisfragen des Übernahmerechts: Verhält-

nis von Pflichtangebot und Übernahmeangebot iSd
§ 22 Abs 11 ÜbgG; Zulässigkeit von Bedingungen

und Bedingungsverzicht; Allein- und gemeinsame
Kontrolle insbesondere im Syndikat; Kontrollwechsel

im Syndikat; Voraussetzungen und Konsequenzen ge-

meinsamen Vorgehens: Angebotspflicht; Tendern von
Aktien gemeinsam vorgehender Rechtsträger? „Aus-

brechen“ aus einem Syndikat; ÜbK 24. 2. 2005, GZ
2004/1/9, Böhler-Uddeholm

Referenten: Univ.-Ass. Dr. Johannes Zollner, Wirt-
schaftsuniversität Wien

RA Dr. Peter Huber, LL.M., CMS Reich-Rohrwig Hainz

27. April: SE-Mitbestimmungsrecht anhand einer SE-Gründung
über die dt-österr Grenze: Verhandlungslösung

(§§ 215 ff ArbVG); Mitbestimmungsverzicht (§ 227
ArbVG); Mitbestimmungs-Vereinbarung (§ 230

ArbVG); Strukturänderungen (§ 228 ArbVG); Auf-

fanglösung: SE-Betriebsrat kraft Gesetzes (§§ 232 ff
ArbVG)/Verhältnis zum Europäischen Betriebsrat;

Mitbestimmung kraft Gesetzes (§§ 244 ff ArbVG)

Referentin: RA Dr. Sieglinde Gahleitner, Grießer Ger-
lach Gahleitner

Diskussion mit: NN

4. Mai: Zum Verhältnis von Übernahme- und Umgründungs-

recht: Pflichtangebot bei SE-Verschmelzungs-
Gründung und Holding-SE-Gründung, Delisting; kapi-

talmarktrechtliche Überlegungen zum Squeeze-Out
börsenotierter Unternehmen, Kalss/Zollner, ÖBA

2004, 237

Referent: Univ.-Ass. Dr. MartinWinner,Wirtschaftsuni-
versität Wien

10. Mai
Di!

U 18:

Auswirkungen von Centros & Überseering auf die
steuerrechtliche Anerkennung ausländischer Gesell-

schaften mit „Aktivitätsschwächen“: BFH 25. 2. 2004

DB 2004, 1755 – Dublin Docks II; Wirkung der Grund-
freiheiten zug Gesellschaften aus Drittstaaten: BFH

29. 1. 2003; IStR 2003, 422; Hruschka/Bendlinger,
SWI 2003, 271; EAS 2276 = SWI 2003, 260 – Folge-

rungen für § 10 Abs 4 KStG und die auf § 22 BAO ge-

stützte „Durchgriffs-Praxis“ der Finanzverwaltung;
Lang, SWI 2005, 67; VwGH 19. 1. 2005, 2000/13/

0176

Referent: Univ.-Ass. Dr. Georg Kofler, Universität Linz

Diskussion mit: Hofrat Univ.-Doz. Dr. Nikolaus Zorn,
VwGH
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18. Mai: Zur Reform des ÜbG: Kontrollbegriff, passive Kontrol-

lerlangung, EU-Übernahmerichtlinie (2004/25/EG)
und Auswirkungen auf das österreichische Übernah-

megesetz, Papierangebot, Durchbruchsregel

Podiumsdiskussion: Univ.-Doz. Dr. Hanspeter Han-
reich, WKÖ/Übernahmekommission

Univ.-Prof. DDr. Waldemar Jud, Universität Graz

Univ.-Prof. Dr. Susanne Kalss, LL.M.,Wirtschaftsuniver-
sität Wien

Impulsreferat: RA Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel

26. Mai: Entfällt

1. Juni: Kapitalerhaltung: Upstream-Sicherheiten im Konzern;

„financial assistance“, Vereinbarungen bei Aktien-
emissionen; Sachdividenden im Handels- und Steuer-

recht; Einlagenrückgewähr bei AG/GmbH & Co –

dazu Reich-Rohrwig, Grundsatzfragen der Kapitaler-
haltung bei AG, GmbH sowie GmbH & Co KG; Stern
in FS Doralt (2004) 625

Referent: RA Univ.-Doz. Dr. Johannes Reich-Rohrwig,
CMS Reich-Rohrwig Hainz

Diskussion mit: Univ.-Prof. Dr. Friedrich Rüffler, Univer-
sität Klagenfurt

8. Juni: Haftungsdurchgriff durch Kapitalgesellschaften; BGH-
Judikatur zur Haftung aufgrund existenzvernichten-

den Eingriffs, dazu OGH 12. 4. 2001, 8 Ob A 98/

00w, OGH 29. 4. 2004, 6 Ob 313/03b, ecolex
2004, 951; Nassall, ZIP 2003, 969

Referent: Univ.-Ass. Dr. Ulrich Torggler, Universität
Wien
Diskussion mit: em. Univ.-Prof. Dr. Hans-Georg Kop-
pensteiner, Universität Salzburg

15. Juni: Lasteyrie du Saillant und die (positivistischen) Steuer-

rechts-Folgen im Bereich der Wegzugsbesteuerung:
grenzüberschreitende Verlegung von Wirtschaftsgü-

tern/Betrieben (§ 6 Z 6 EStG), Wegzug (§ 31 Abs 2
Z 2 EStG) und grenzüberschreitende Umgründungen

(§§ 1 Abs 2, 7 Abs 2 UmgrStG) idF AbgÄG 2004;

dazu Schindler, IStR 2004, 711 ff; Schindler in Kalss/
Hügel, SE-Kommentar (2004) Teil III

Referent: RAA MMag. Dr. Clemens Ph. Schindler, LL.
M., Haarmann Hügel

Diskussion mit: StB Univ.-Prof. Dr. Sabine Kirchmayr,
Leitner & Leitner

MR Hon.-Prof. Dr. Werner Wiesner, BMF

22. Juni: Direktwirkung mangelhaft umgesetzter Richtlinien:
bloß „vertikale“ Direktwirkung gegenüber dem Staat

oder auch „horizontale“ Direktwirkung zwischen Pri-
vaten, bloß begünstigende Wirkung oder auch belas-

tende Wirkung gegenüber Privaten? – dazu Eilmans-
berger, JBl 2004, 283, 364; Pfeiffer, C-397/01

Referent: Univ.-Prof. DDr. Thomas Eilmansberger, Uni-
versität Salzburg

Diskussion mit: Dr. Christine Stix-Hackl, Generalan-
wältin beim EuGH

29. Juni: Reservetermin

RA Univ.-Prof. Dr. Hanns F. Hügel

Veranstaltungen

Steiner/Jirousek
Index Internationales Steuerrecht – Ansässigkeit
und DBA-Auslegung

In Fortsetzung der erstmals im Dezember 2001 aufgelegten Reihe des „Index Internationales Steuer-
recht“ („Steueroasen“ 2001 bzw „Verrechnungspreise“ 2003), erscheint nun als dritter Band die
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Disziplinarrecht
7979

§ 9 Abs 1 RAO – Umgehung des U-Richters

Ein RA, der seinen Konzipienten beauftragt, einen
U-Häftling zwecks Ausstellung einer Vollmacht
und Einholung bestimmter von einer Zeitschrift ge-
wünschter, in einer Frageliste spezifizierter Aus-
künfte in einer Justizanstalt zu besuchen und die
erhaltenen Auskünfte an einen Journalisten
zwecks (auch erfolgter) Veröffentlichung weiter-
zugeben, umgeht die im Rahmen der U-Haft ver-
hängte Zensur, wenn hiefür keine Genehmigung
des U-Richters eingeholt worden war.

OBDK 24. 1. 2005, 6 Bkd 3/04

Aus den Gründen:

Den Kern des Tatvorwurfs im Einleitungsbeschluss und Erk stellt die
unterlassene Einholung der Zustimmung des zuständigen U-Rich-
ters zur Einholung von Informationen des U-Häftlings zum Zwecke
der Weitergabe an Medien dar, und zwar völlig unabhängig von
der Richtigkeit des Inhalts dieser Informationen.
Wenn ein RA über ausdrückliches gezieltes Ersuchen eines Re-
dakteurs seinen Konzipienten damit beauftragt, den Besuch eines
U-Häftlings zum Zwecke der Vollmachtserteilung mit dazu zu be-
nützen, den Häftling vom Redakteur in Auftrag gegebene Fragen
beantworten zu lassen, um diese dann an das Printmedium weiter-
zuleiten, so hat dies nicht das Geringste mit „Verteidigungsstrate-
gie“ zu tun, auch nichts damit, der Öffentlichkeit eine bessere Mei-
nung vom Besch zu vermitteln (was unter den Aspekt der in der Be-
rufung angezogenen generalpräventiven Erwägungen, die bei
der Strafbemessung des Gerichts anzustellen sind, auch durchaus
negative Auswirkungen für den Besch haben könnte).
Gleichgültig, ob von den weitergegebenen Informationen viel oder
wenig, wahrheitsgetreu oder nicht, in dem fingierten Direktinter-
view wiedergegeben wurde, bleibt die Tatsache bestehen, dass
ein RA faktisch stellvertretend für einen Redakteur in dessen Inte-
resse mit dem Mandanten ein Interview geführt hat, welches im ge-
gebenen Verfahrensstadium vom U-Richter voraussichtlich nicht ge-
nehmigt worden wäre, zumindest aber eben dessen Genehmigung
bedurft hätte. Eben diese Genehmigung hätte der DB aber unter
den gegebenen Umständen einzuholen gehabt und stellt die dies-
bezügliche Unterlassung, wie im angefochtenen Erk dargelegt, so-
mit tatsächlich eine Verletzung des Rechts des U-Richters auf Kon-
trolle des Verkehrs des einsitzenden U-Häftlings mit der Außenwelt
dar. Dies stellt sich, bezogen auf das anwaltliche Standesrecht, als
Berufspflichtenverletzung dar.

Rechtsprechung

Anmerkung:

Der Konzipient hatte die laut Zeitungsmagazin-Fragenliste vom
U-Häftling gegebenen Antworten telefonisch der Redaktion bekannt
gegeben, welche in einem ausführlichen Artikel einen Teil dieser
Antworten veröffentlichte und dabei ein unmittelbares Interview ei-
nes Reporters mit dem U-Häftling vortäuschte. Das wiederum hat of-
fensichtlich einen Antwortbedarf des U-Richters produziert, wodurch
die Sache amtlich recherchiert wurde und aufflog. Merke: Auf (man-
che) Zusagen (mancher) Reporter (mancher) Zeitschriften verlassen
sich (manche) RAe vergeblich.

Die Umgehung der Aufsichtspflicht (und des Aufsichtsrechts) des U-
Richters ist Berufspflichtenverletzung und Beeinträchtigung des Stan-
desansehens. Aus der E der OBDK erfährt man nicht, was dem Kon-
zipienten widerfahren ist. Offenbar hatte er ein Lerchenauisch’
Glück (Rosenkavalier), denn dass das, was er tat, nicht geht, musste
auch ein Konzipient, und sei er noch so ein Anfänger, wissen.

Strigl

7980

§ 10 RAO – Doppelvertretung,
§ 32 StGB – Strafbemessung

Ein RA, der ein seinen Klienten exkulpierendes Be-
weismittel zurückhält, um die Weisung eines an-
deren Klienten, für den dessen Vorlage eine straf-
gerichtliche Verfolgung nach sich ziehen kann, zu
befolgen, verletzt die in § 10 RAO normierte Be-
rufspflicht der Doppelvertretung besonders
schwer.

OBDK 31. 1. 2005, 1 Bkd 4/01, 1 Bkd 3/02

Aus den Gründen:

Die OBDK zur Straffrage:

Wie der KA in seiner Berufung zutreffend ausführt, war eine gravie-
rende Interessenkollision zwischen A und B gegeben. Der DB wuss-
te, dass sein Mandant B seinen Mandanten A, der wegen seiner
Verleumdung sogar in U-Haft genommen wurde, zu Unrecht be-
schuldigte. Er hatte den schriftlichen Widerruf von B in Händen,
mit welchem er die Möglichkeit gehabt hätte, die weitere strafge-
richtliche Verfolgung seines Mandanten A zu beenden und hielt
denWiderruf auch noch zurück, nachdem sein Klient B ins Ausland
geflüchtet war, wovon er wusste. Er erhob in Vertretung beider
Besch gegen die Anklageschrift Einspruch und zog ihn einen Mo-
nat später wieder zurück. Er wusste zu diesem Zeitpunkt, dass
die Anschuldigungen des B gegen A erlogen waren und hatte so-
gar den Beweis hiefür in Händen, der dem Einspruch gegen die
Anklageschrift hinsichtlich A wohl zum Erfolg verholfen hätte, ließ
dieses Beweismittel aber unerwähnt. Unter Hinweis auf seine Ver-

202 AnwBl 2005/4



schwiegenheitspflicht gegenüber seinem Klienten B nahm er in
Kauf, dass gegen seinen Mandanten Aweiter ein Straf- und ein Dis-
Verfahren geführt wurden.

Das Verhalten des DB hat nicht nur zu einer Verlängerung des Straf-
verfahrens und daher auch des DisVerfahrens gegen A geführt,
sondern auch in das Recht des Staates, Straftaten nur bei hinrei-
chendem Tatverdacht zu verfolgen, beeinträchtigt.

Nach den in § 32 StGB aufgestellten allgemeinen Grundsätzen
der Strafbemessung, die auch für das anwaltliche DisVerfahren he-
ranzuziehen sind, ist die Strafe umso strenger zu bemessen, je grö-
ßer die Schädigung ist, die der Täter verschuldet hat, je mehr Pflich-
ten er durch seine Handlung verletzt und je reiflicher er seine Tat
überlegt hat. Die persönliche Täterschuld wiegt umso schwerer,
je ablehnender oder gleichgültiger der Täter bei der Tat den recht-
lich geschützten Werten gegenüberstand und je nachdrücklicher
ein maßstabgerechter Mensch den Tatentschluss von sich gewiesen
hätte (Leukauf/Steininger3, RZ 8 zu § 32 StGB).

Ein RA, der ein seinen Klienten exkulpierendes Beweismittel zurück-
hält, um die Weisung eines anderen Klienten, für den die Vorlage
eine strafgerichtliche Verfolgung nach sich ziehen kann, zu befol-
gen, verletzt die in § 10 RAO normierte Berufspflicht des Verbots
der Doppelvertretung besonders schwer. Nur erwähnt sei noch,
dass der DB sein diesbezügliches (Fehl-)Verhalten fortgesetzt hat
(Vertretung des B in der HV), nachdem er vorher vom DR diesbe-
züglich bereits schuldig gesprochen worden war.

Die vom KA in seiner Strafberufung aufgezeigten Argumente für
eine Erhöhung der Geldbuße sind daher überzeugend.

Anmerkung:

Der Besch hat Verleumder und Verleumdeten, teilweise sogar gleich-
zeitig, vertreten (= unechte [formelle] Doppelvertretung). Alles, was
er zugunsten des einen Klienten tat oder unterließ, schadete dem an-
deren. Bei diesem gehäuften Fall von Doppelvertretung sind allein
die OBDK-Ausführungen zur Straffrage interessant; die OBDK hat
vor allem auf die allgemeinen Grundsätze der Strafbemessung in
§ 32 StGB (s dort) verwiesen.

Strigl

Exekutionsrecht

Rechtsschutzinteresse, Verpflichtung zur Einstellung
der Exekution

7981

§§ 39, 65, 74 EO

1. Das Rechtsschutzinteresse an einer Rekursent-
scheidung ist va zu verneinen,wenn die Exekution

unter Aufhebung aller Exekutionsakte eingestellt
wurde. Jedoch Rechtsschutzinteresse an sachli-
cher Erledigung durch die zweite Instanz wegen
der Kosten der ersten Instanz.

2. Keine Verpflichtung des betreibenden Gläubi-
gers zur Einstellung der Exekution, wenn nicht ir-
reversible, dem Verpflichteten nachteilige Voll-
zugsakte (hier: Verkauf) unmittelbar bevorstehen.

LG Wr. Neustadt vom 22. 10. 2004, 17 R 260/04p

Sachverhalt:

Mit Beschluss vom 30. 1. 2004 bewilligte das Erstgericht die
Zwangsversteigerung der Liegenschaft EZ x sowie zu einer weite-
ren GZ die Fahrnisexekution. Im Zwangsversteigerungsverfahren
trug es den Betreibenden auf, einen Kostenvorschuss von
E 3.000,– „zur Deckung der für die Schätzung und den Verkauf
voraussichtlich auflaufenden Kosten zu erlegen“, dem die Betrei-
benden auch rechtzeitig nachkamen. Mit Beschluss vom 23. 2.
2004 wurde die Schätzung der Liegenschaft angeordnet und der
SV bestellt. Als Schätztermin wurde der 29. 3. 2004 festgelegt.
Am 3. 3. 2004 wurde im Fahrnisexekutionsakt Vollzahlung geleis-
tet und dieses Exekutionsverfahren gem § 39 Abs 1 Z6 EO am
2. 4. 2004 eingestellt. Bereits am 12. 3. 2004 langte zum
Zwangsversteigerungsakt der Einschränkungsantrag der Betrei-
benden ein, in Folge Teilzahlung auf Kosten (des SV-KV von
E 3.000,–) einzuschränken, den das Erstgericht noch am 12. 3.
2004 antragsgemäß bewilligte.

Am 29. 3. 2004 wurde die Schätzung der Liegenschaft durch den
SV durchgeführt. Erst am 31. 3. 2004 langte ein am 30. 3. 2004
gefertigter Einstellungsantrag des Verpflichteten zum Zwangsver-
steigerungsverfahren ein. Darin führt der Verpflichtete ua aus, er
habe am 24. 2. 2004 die Forderung samt Kosten an den Betrei-
bendenvertreter überwiesen.

Mit Beschluss vom 15. 4. 2004 (idF des Berichtigungsbeschlusses
vom 21. 4. 2004) hat das Erstgericht über Antrag des Verpflichte-
ten, trotz ablehnender Stellungnahme der Betreibenden, das
Zwangsversteigerungsverfahren gem § 39 Z5 EO eingestellt, da
sich aus dem Fahrnisexekutionsakt ergebe, dass die gesamte For-
derung am 24. 2. 2004 bezahlt worden sei. Mit Beschluss vom
11. 5. 2004 hat das Erstgericht auf Grund des rechtskräftigen Ein-
stellungsbeschlusses die Anmerkung der Einleitung des Versteige-
rungsverfahren bei der Liegenschaft EZ x gelöscht. Mit dem ange-
fochtenen Beschluss vom 11. 5. 2004 wurden die Gebühren des
SV für die Teilnahme an der Schätzung und die Vorbereitung der
Gutachtenserstattung hinsichtlich der Liegenschaft EZ x mit
E 520,– bestimmt, ausgesprochen, dass diese Kosten nicht als wei-
tere Kosten des Verfahrens bestimmt werden und von den betreiben-

Rechtsprechung
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den Parteien zu tragen sind, „da die gesamte Forderung bereits am
24. 2. 2004 bezahlt wurde und die Schätzung am 29. 3. 2004
daher nicht mehr erforderlich gewesen wäre, wenn die betrei-
bende Partei rechtzeitig die Einstellung beantragt hätte, . . .“, und
die Rechnungsführerin beauftragt, den Betrag von E 520,– aus
dem von den Betreibenden eingezahlten Kostenvorschuss an den
SV zu überweisen und den Restbetrag von E 2.480,– an den Erle-
ger rückzuüberweisen. Den dagegen erhobenen Rekurs der Betrei-
benden wurde Folge gegeben und der erstinstanzliche Beschluss
dahin abgeändert, dass er wie folgt lautet: „Die verpflichtete Partei
ist schuldig, den betreibenden Parteien an Kosten E 520,– binnen
14 Tagen bei sonstiger Exekution zu bezahlen.“

Aus der Begründung:

Das Berufungsgericht führte im Wesentlichen aus, dass das Rechts-
schutzinteresse an einer Rekursentscheidung va zu verneinen ist,
wenn die Exekution unter Aufhebung aller Exekutionsakte einge-
stellt wurde (Jakusch in Angst EO, RZ 13 f zu § 65, RIS-JUSTIZ,
RS 0002495). Anders als dann, wenn es nur um das Interesse
an der Beseitigung der Kostenentscheidung der zweiten Instanz
geht, ist das Rechtsschutzinteresse des Rechtsmittelwerbers an ei-
ner sachlichen Erledigung seines Rechtsmittels durch die 2. Instanz
wegen der Kosten der 1. Instanz gegeben (Jakusch aaO, wbl
1988, 55), sodass im konkreten Fall die Beschwerde der Rekurs-
werber zu bejahen ist, weil es im Gegenstande um Kosten des
Zwangsversteigerungsverfahren geht.

Zur Frage der Verpflichtung der Betreibenden zur Einstellung der
Exekution vertritt das Rekursgericht die Ansicht, dass va dann,
wenn irreversible, dem Verpflichteten nachteilige Vollzugsakte
(also insb der Verkauf) unmittelbar bevorstanden und ein Einstel-
lungsantrag des Verpflichteten auf Grund einer vom betreibenden
Gläubiger erteilten Ermächtigung zu spät gekommen wäre (Ja-
kusch in Angst aaO RZ 49 zu § 74 mwN, EFSlg 82.390, Hel-
ler/Berger/Stix I 716), die Verpflichtung der Betreibenden zur Ein-
stellung besteht. Die Auffassung des Erstgerichtes ist im konkreten
Fall verfehlt, wonach die Betreibenden zur Einstellung des Zwangs-
versteigerungsverfahrens verpflichtet gewesen wären, weil irrever-
sible Vollzugsakte nicht unmittelbar bevorgestanden sind. Dass
noch Kosten in Höhe von E 520,– aufgelaufen sind, kann sohin,
wie die Rekurswerber zutreffend hervorheben, den Betreibenden
nicht zur Last gelegt werden. Vielmehr geht es zu Lasten des Ver-
pflichteten, dass der SV zu honorierende Leistungen vor Einlangen
des Einstellungsantrages des Verpflichteten erbracht hat.

Da das Exekutionsverfahren aber zwischenzeitig rechtskräftig ein-
gestellt worden ist, können die SV Gebühren von E 520,– nicht als
weitere Exekutionskosten bestimmt werden, sondern war in diesem
Zusammenhang ein Kostentitel zu Gunsten der Betreibenden zu
schaffen.

Rechtsprechung

Anmerkung:

Der Verpflichtete hat zwar Vollzahlung im Fahrnisexekutionsverfah-
ren geleistet, jedoch den Einstellungsantrag im Zwangsversteige-
rungsverfahren erst nach Teilnahme an der Schätzung und Vorbe-
reitung der Gutachtenserstattung durch den SV gestellt. Das Rekurs-
gericht schließt sich der Meinung des Betreibendenvertreters an,
dass es jedenfalls Sache des Verpflichteten – respektive des Erstge-
richtes – gewesen wäre, die Einstellung des Exekutionsverfahrens
zu beantragen respektive zu verfügen; zumal dem Verpflichteten
kein unmittelbarer irreversibler Schaden gedroht hat. Die Rekurs-
werber haben damit argumentiert, dass sofort mit Zahlung durch
den Verpflichteten auf Kosten eingeschränkt wurde, welche zu die-
sem Zeitpunkt hinsichtlich der aufgelaufenen Kosten des SV noch
nicht feststanden. Es sei jedenfalls üblich, dass der SV vor Inaugen-
scheinnahme der Liegenschaft Vorerhebungen beim Grundbuchs-
gericht und im Bauamt durchführt, sodass auf Kosten eingeschränkt
wurde. Es wäre sohin Sache des Verpflichteten gewesen, den Ein-
stellungsantrag zu stellen und die aufgelaufenen Kosten des SV zu
bezahlen. Im Ergebnis schließt sich das Rekursgericht dieser An-
sicht an.

Da vom Erstgericht das Exekutionsverfahren vor Entscheidung der
2. Instanz eingestellt wurde, war vom Rechtsmittelgericht hinsichtlich
der SV Gebühren ein – gesonderter – Kostentitel zu Gunsten der Be-
treibenden zu schaffen.

RA Dr. Karl Mayer (am Verfahren beteiligt)

Fremdenrecht

Fremdengesetz 1997 – FrG/Visum D
(Aufenthaltsvisum)

7982

§ 6 Abs 1 Z 4, Abs 3u Abs 5, § 8 Abs 3 Z 2,
§ 10 Abs 2 Z 5, § 93 Abs 2 FrG

Die Erteilung eines Einreise- oder Aufenthaltstitels
kann wegen Gefährdung öffentlicher Interessen
(§ 8 Abs 3 Z 2 FrG) versagt werden, „wenn Grund
zur Annahme besteht, der Fremdewerde nach Ab-
lauf der Gültigkeitsdauer des Titels das Bundesge-
biet nicht unaufgefordert verlassen“ (§ 10 Abs 2
Z 5 FrG). Eine schlüssige und nachvollziehbare Be-
gründung für diese vom Gesetz geforderte „An-
nahme“ ist aber weder dem angefochtenen Be-
scheid noch dem Akteninhalt zu entnehmen.

VwGH 21. 12. 2004, Zl 2004/21/0029
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Sachverhalt:

Mit der angefochtenen Erledigung der österreichischen Botschaft in
Skopje vom Dezember 2003 wurde der Antrag der Beschwerde-
führerin auf Visumserteilung abgewiesen.

Spruch:

Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfah-
rensvorschriften und Verpflichtung des Bundes zum Kostenersatz.

Aus den Entscheidungsgründen:

Die Beschwerdeführerin, eine mazedonische Staatsangehörige,
beantragte im September 2003 die (mehrmalige) Erteilung eines
Aufenthaltstitels (Visum D). Zur Begründung brachte die Beschwer-
deführerin unter Vorlage entsprechender Urkunden vor, sie sei seit
1967 mit dem in Österreich aufenthaltsberechtigten und beschäf-
tigten Kadrija K. verheiratet. Dieser habe am 5. 4. 1995 eine „un-
befristete Aufenthaltsbewilligung“ erhalten. Die Beschwerdeführe-
rin wolle ihren Mann „längerfristig wiederholt“ besuchen, was
auch gemäß Art 8 EMRK gerechtfertigt sei. Eine Niederlassungs-
bewilligung habe sie nicht beantragt, sie strebe eine solche auch
nicht an. Die Beschwerdeführerin verwies schließlich noch auf
das Bestehen einer entsprechenden Unterkunft (bei ihrem erwach-
senen Sohn), auf das laufende Einkommen ihres Ehemannes und
darauf, dass sie bei einer Visumserteilung und einem Aufenthalt
in Österreich bei ihrem Mann „mitversichert“ sei.

Mit der vor dem VwGH angefochtenen Erledigung der belangten
Behörde vom Dezember 2003 wurde dieser Antrag der Beschwer-
deführerin abgewiesen.

Zur Begründung führte die belangte Behörde nur aus:

„Eine Prüfung hat ergeben, dass Ihr Antrag gem der folgenden Be-
stimmung(en) des österreichischen Fremdengesetzes (FrG 1997)
abgelehnt werden muss:

Es besteht Grund zur Annahme, dass Sie das Bundesgebiet nach
Ablauf der Gültigkeit des Visums nicht unaufgefordert verlassen
werden (§ 10 Abs 2 Z 5 FrG 1997), da Sie nicht überzeugend
nachweisen konnten, dass Sie feste familiäre, soziale oder wirt-
schaftliche Bindungen an Ihren derzeitigen Wohnsitz haben.“

Vorweg ist klarzustellen, dass keine Bedenken gegen die Bescheid-
qualität der in Beschwerde gezogenen Erledigung der österrei-
chischen Botschaft bestehen (vgl zu ähnlichen Botschaftsschreiben
etwa hg Erk vom 30. 5. 2001, Zl 97/21/0102, und das Erk des
VfGH vom 24. 11. 2003, B 1701/02, mit weiteren Nachwei-
sen).

Die Beschwerdeführerin begehrte die (mehrmalige) Erteilung eines
Aufenthaltsvisums (Visum für den längerfristigen Aufenthalt, Vi-
sum D) im Sinne des § 6 Abs 1 Z 4 FrG. Aufenthaltsvisa berechti-
gen zu einem drei Monate, nicht jedoch sechs Monate übersteigen-

den Aufenthalt in Österreich (§ 6 Abs 5 letzter Satz iVm Abs 3 ers-
ter Satz FrG).

Die belangte Behörde begründete die Antragsabweisung nur mit
dem – ihrer Ansicht nach gegebenen – Vorliegen des Versagungs-
grundes nach § 10 Abs 2 Z 5 FrG. Danach kann die Erteilung
eines Einreise- oder Aufenthaltstitels wegen Gefährdung öffentli-
cher Interessen (§ 8 Abs 3 Z 2 FrG) versagt werden, „wenn Grund
zur Annahme besteht, der Fremde werde nach Ablauf der Gültig-
keitsdauer des Titels das Bundesgebiet nicht unaufgefordert verlas-
sen“.

Eine schlüssige und nachvollziehbare Begründung für diese vom
Gesetz geforderte „Annahme“ ist aber weder dem angefochtenen
Bescheid noch dem Akteninhalt zu entnehmen (zum Umfang der
Begründungspflicht im Verfahren vor österreichischen Vertretungs-
behörden nach § 93 Abs 2 FrG vgl das hg Erkenntnis vom 19. 11.
2003, Zl 2001/21/0001, sowie das schon erwähnte Erkenntnis
des VfGH vom 24. 11. 2003, jeweils mit Bezugnahme auf eigene
Vorjudikatur). Die belangte Behörde stützte sich in der schriftlichen
Erledigung in diesem Zusammenhang lediglich darauf, die Be-
schwerdeführerin habe „nicht überzeugend“ nachweisen können,
dass sie „feste familiäre, soziale oder wirtschaftliche Bindungen an
ihren derzeitigen Wohnsitz“ habe. Der VwGH ist allerdings der
Auffassung, dass selbst bei einem Fehlen derartiger „fester“ Bin-
dungen, die von der belangten Behörde weder in ihrem Schreiben
vom Oktober 2003 noch im Bescheid näher umschrieben und kon-
kretisiert wurden, für sich allein noch keine begründeten Anhalts-
punkte dafür bestehen, die Beschwerdeführerin werde sich im Falle
der Erteilung des beantragten Visums nicht rechtskonform verhalten
und ihrer Ausreiseverpflichtung nach Ablauf der Gültigkeitsdauer
nicht entsprechen.

Ein Grund zu der im § 10 Abs 2 Z 5 FrG umschriebenen Annahme
kann nur dann bestehen, wenn bereits zum Zeitpunkt der Entschei-
dung der Behörde konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass
der Fremde die Absicht hat, seinen Aufenthalt auf illegale Weise
zu verlängern (Muzak in Muzak/Taucher/Pinter/Loibner, Frem-
denrecht [Juni 2003] 65, Anm 3.10. zu § 10 FrG). In diesem
Sinne hat der VwGH in seinem Erk vom 19. 11. 2003, Zl
2003/21/0025 die Ansicht vertreten, dass auch die (im Antrag
auf Erteilung einer Niederlassungsbewilligung zum Ausdruck ge-
brachte) Absicht eines „längerfristigen Aufenthaltes“ für sich
genommen eine solche Schlussfolgerung nicht rechtfertige
(vgl auch den dort zitierten hg Beschluss vom 13. 12. 2002,
Zl 99/21/0042, mwN betreffend die nicht ausreichend begrün-
dete Annahme einer Umgehungsabsicht hinsichtlich der Quotenre-
gelung).

Im vorliegenden Fall hat die Beschwerdeführerin nicht nur eine Nie-
derlassungsabsicht mehrfach in Abrede gestellt, sondern nach der
Aktenlage auch keinen Antrag auf Niederlassungsbewilligung ge-

Rechtsprechung
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stellt. Die belangte Behörde hat auch nicht unterstellt, die Beschwer-
deführerin habe überhaupt keine Bindungen mehr zu ihrem Hei-
matland. Dafür bestehen nach der Aktenlage auch keine Hinweise.
Vielmehr liegt dem angefochtenen Bescheid erkennbar die An-
nahme zugrunde, die Beschwerdeführerin habe ihren „derzeitigen
Wohnsitz“ an der im Antrag angegebenen Adresse in Skopje. Un-
ter diesen Umständen sind somit keine konkreten Anhaltspunkte –

ein diesbezüglich relevantes (fremdenrechtliches) Fehlverhalten
der Beschwerdeführerin in der Vergangenheit hat die belangte Be-
hörde nicht angenommen – ersichtlich, welche die von der belang-
ten Behörde getroffene Schlussfolgerung rechtfertigen könnten.

Anmerkung:

Einzelne österreichische Vertretungsbehörden (Botschaften bzw Kon-
sulate) kommen ihren Verpflichtungen im Zusammenhang mit der Er-
teilung von Visas nicht oder nur völlig unzureichend nach (vgl etwa
auch AnwBl 2004, 186,187).

RA Dr. Gottfried Waibel, Dornbirn (am Verfahren beteiligt)

Strafprozessrecht
7983

§ 41 Abs 5 StPO – Umfang der Verfahrenshilfe,
Ausscheidung von Fakten

Das im Strafverfahren nach Ausscheidung von
Fakten unter Aktenneubildung geführte (neue)
Verfahren ist nach erfolgter Aktenneubildung als
eigenständiges Verfahren zu bewerten. Nach
rechtskräftigem Abschluss des Stammverfahrens
ist dem Beschuldigten demnach bei Vorliegen der
allgemeinen Voraussetzungen des § 41 Abs 2
StPO ein neu zu bestellender Verfahrenshilfever-
teidiger beizugeben.

Beschluss der Ratskammer des LG für Strafsachen Wien 11. 11.

2004, 272 Ur 215/04

Sachverhalt:

In dem zu 272 Ur 398/03 f des LG für Strafsachen Wien wegen
§§ 15, 127, 129 Z 1, 142 Abs 1 StGB geführten Strafverfahren
wurde vom Gericht die Beigebung eines Verfahrenshilfeverteidi-
gers gemäß § 41 Abs 2 StPO verfügt und von der zuständigen
Rechtsanwaltskammer ein solcher bestellt. Gemeinsam mit Einbrin-
gung eines Strafantrages wegen §§ 15, 127, 129 Z 1 StGB bean-
tragte die Staatsanwaltschaft die Ausscheidung des Verfahrens we-
gen § 142 Abs 1 StGB unter Aktenneubildung gem § 57 StPO. Mit
Beschluss des Untersuchungsrichters wurde das Verfahren unter Ak-

tenneubildung ausgeschieden und nunmehr zu 272 Ur 215/04w
geführt. Das Stammverfahren war bereits rechtskräftig abgeschlos-
sen, als demselben Verfahrenshelfer die Anklageschrift im Verfah-
ren 272 Ur 215/04w übermittelt wurde. Dieser wies auf das Erlö-
schen seiner Funktion als Verfahrenshilfeverteidiger infolge rechts-
kräftiger Beendigung des Verfahrens 44 Hv 89/04 k (vormals
272 Ur 398/03 f) hin. Mit dem angefochtenen Beschluss stellte
der Untersuchungsrichter fest, dass der im Verfahren 272 Ur
398/03 f bestellte Verfahrenshelfer auch Verfahrenshelfer im aus-
geschiedenen Verfahren sei, weil sich der gefasste Beschluss über
die Bestellung auf beide Fakten bezogen habe und von einem
rechtskräftigen Abschluss im Sinne des § 41 Abs 5 StPO erst ge-
sprochen werden könne, wenn der gesamte Tatvorwurf, mit dem
sich der Beschuldigte zur Zeit der Bestellung des Verfahrenshilfever-
teidigers konfrontiert sieht, erledigt sei.

Die Ratskammer gab der dagegen erhobenen Beschwerde Folge,
hob den angefochtenen Beschluss auf und ordnete an, dass bei
Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen des § 41 Abs 2 StPO
die Beigebung eines (neuen) Verfahrenshilfeverteidigers für den Be-
schuldigten zu beschließen ist.

Aus der Begründung:

Die Ratskammer stellte hierzu fest, dass mit dem rechtskräftigen Ab-
schluss des Verfahrens, in welchem dem Beschuldigten ein Verfah-
renshilfeverteidiger beigegeben worden war, die Verfahrenshilfe
erloschen und das nach erfolgter Aktenneubildung geführte Verfah-
ren als eigenständiges Verfahren zu bewerten ist, in welchem bei
Vorliegen der allgemeinen Voraussetzungen des § 41 Abs 2 StPO
die Beigebung eines (neuen) Verfahrenshilfeverteidigers zu be-
schließen ist. Die Ratskammer schloss sich in diesem Sinn der
von Achammer imWiener Kommentar zur StPO § 41 Rz 54 vertre-
tenen Rechtsansicht an. Die Textierung des § 41 Abs 5 StPO, wo-
nach die Bestellung eines Verfahrenshilfeverteidigers „für das ge-
samte weitere Verfahren“ gilt, bezieht sich lediglich auf die Dauer
dieser Funktion im konkreten Verfahren, in welchem die Beigebung
gemäß § 41 Abs 2 StPO erfolgte.

Anmerkung:

Soweit ersichtlich, wurde zumeist das aufgrund Ausscheidung von
Fakten geführte Verfahren als von der Verfahrenshilfe umfasst be-
trachtet. Im hier vorliegenden Fall habe ich in sämtlichen Eingaben
mein Einverständnis zu meiner neuerlichen Bestellung als Verfahrens-
helfer erklärt, gleichzeitig aber eine solche Bestellung als erforderlich
erachtet. Dies insb weil der Beschuldigte laut Gerichtsgutachten un-
ter einem abnormen Geisteszustand litt und daher mE einer ord-
nungsgemäßen Bestellung „seines“ Verteidigers besondere Bedeu-
tung zukam.

Stefan Lehner (am Verfahren beteiligt)

Rechtsprechung
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Gebühren- und Steuerrecht

Aufwendungen für gemischt genutzten Kanzlei-
vorraum sind zumindest teilweise absetzbar!

7984

§ 20 Abs 1 Z 1 EStG

Ein für sämtliche Angestellte und den gesamten
Klientenverkehr einer Rechtsanwaltskanzlei ver-
wendeter Vorraum weist eine betriebliche Nut-
zung dieses Raumes in einem Ausmaß auf, wel-
ches es nicht gestattet, die auf einen solchen Raum
entfallenden Aufwendungen aus dem betriebli-
chen Bereich zur Gänze auszuscheiden. Vielmehr
sind diese entsprechend dem Verhältnis der ande-
ren Räumlichkeiten aufzuteilen.

VwGH 7. 7. 2004, 99/13/0197

Sachverhalt:

Der Bf ist Rechtsanwalt. Seine Kanzlei befindet sich im Erdgeschoß
seines Hauses, in dessen Obergeschoß seine Privatwohnung liegt.
Die Kanzlei wird über einen repräsentativ ausgestalteten Vorraum
erreicht, der im Streitjahr auch ständig zur Erreichung der privaten
Wohnräume benützt wurde. Umstritten ist die Zuordnung der auf
den Vorraum entfallenden Aufwendungen des Hauses zum betrieb-
lichen oder privaten Bereich.

Spruch:

Aufhebung des angef B wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit.

Aus den Gründen:

Werden einzelne, bestimmt abgegrenzte Teile eines Gebäudes be-
trieblich genutzt, andere hingegen privat benützt, dann ist das Ge-
bäude nach stRsp des VwGH für die Zwecke der Ermittlung der Ab-
gabenbemessungsgrundlagen in einen betrieblichen und in einen
privaten Teil aufzuteilen, wovon nur dann Abstand zu nehmen ist,
wenn der betrieblich genutzte oder der privat benützte Teil von bloß
untergeordneter Bedeutung ist. Gebäudeteile, die gemeinschaftli-
chen Zwecken dienen, beeinflussen dabei nicht das Aufteilungsver-
hältnis, sondern sind entsprechend dem Verhältnis der anderen
Räumlichkeiten aufzuteilen (s VwGH 5. 7. 1994, 91/14/0110).
Maßgeblich für die vorzunehmende Aufteilung ist jeweils die kon-
krete Nutzung oder Benützung der Räumlichkeiten im Abgabenbe-
messungszeitraum (VwGH 3. 7. 1991, 90/14/0066), wobei es
sich bei der Beurteilung des Überwiegens der beruflichen oder pri-
vaten Nutzung um die Beantwortung einer Tatsachenfrage, die von
der Abgbeh in freier Beweiswürdigung zu lösen ist, handelt.

Die von der bel Beh gefundene Sachfragenlösung steht jedoch mit
der Lebenserfahrung nicht im Einklang. Ein für sämtliche Ange-
stellte und den gesamten Klientenverkehr einer Rechtsanwaltskanz-
lei verwendeter Vorraum weist eine betriebliche Nutzung dieses
Raumes in einem Ausmaß auf, welches es nicht gestattet, die auf
einen solchen Raum entfallenden Aufwendungen aus dem betrieb-
lichen Bereich zur Gänze auszuscheiden. Auch die Auffassung des
Bf, wonach eine große Kundenzahl für die Zuordnung des ge-
mischt genutzten Vorraums zum betrieblichen Bereich spricht (vgl
VwGH 30. 11. 1962, 1268/61, e-contrario), ist nicht grundsätz-
lich verfehlt.

Mit dem aus § 20 Abs 1 Z 1 EStG 1988 abgeleiteten Aufteilungs-
verbot ließ sich die gänzliche Ausscheidung der auf den Vorraum
entfallenden Aufwendungen aus dem betrieblichen Bereich im Be-
schwerdefall nicht tragfähig begründen, weil die von der Rsp ent-
wickelten Kriterien zur Aufteilung eines gemischt genutzten Gebäu-
des in den betrieblichen und in den privaten Bereich vorgehen.
Auch ist zu beachten, dass die privaten Räumlichkeiten nicht nur
über den gemeinsam genützten Raum erreicht werden konnten (in-
sofern anders VwGH 17. 6. 1992, 91/13/0146), wenngleich
der zweite Eingang im Streitjahr regelmäßig nicht benützt wurde.
Dieser Umstand stand einer gänzlichen Zuordnung des Vorraums
zum betrieblichen Bereich für das Streitjahr entgegen, was es bei
der vorgefundenen Sachlage nahe legte, die Aufwendungen für
den Vorraum iSd obigen Judikaturgrundsätze über die Zuordnung
gemeinschaftlichen Zwecken dienender Gebäudeteile entspre-
chend dem Verhältnis der anderen Räumlichkeiten aufzuteilen. In-
dem die bel Beh von einem vom VwGH nicht geteilten Rechtsfolgen-
verständnis des § 20 Abs 1 Z 1 EStG 1988 ausgehend die Auf-
wendungen für den gewichtig auch betrieblich genutzten Vorraum
zur Gänze aus dem betrieblichen Bereich ausgeschieden hat, hat
sie den angef B im Ergebnis mit inhaltlicher Rechtswidrigkeit belas-
tet.

Anmerkung:

Das vorgestellte Erk wird sicherlich einige Leser in eigener Sache in-
teressieren und führt die „Vorzimmerjudikatur“ (s die Nachw bei Do-
ralt, EStG4 § 4 Rz 89) auf die allgemeinen Bahnen der Rsp zu ge-
mischt genutzten Gebäudeteilen zurück (s zB VwGH 25. 1. 1995,
93/15/0003 zur Aliquotierung der Aufwendungen für eine Zufahrt
zum Gebäude). Mit dem Hinweis auf den – freilich im Sachverhalt
unbenützten – Zweiteingang hat sich der VwGH allerdings die Mög-
lichkeit offen gehalten, im Falle einer ausschließlichen Zugänglich-
keit der Privaträume über den gemischt genutzten Vorraum von der
Aliquotierung doch noch abzugehen und die Abzugsfähigkeit zu
versagen.

Franz Philipp Sutter

Rechtsprechung
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RECHTaktuell
Das Neueste zum Wirtschaftsrecht

Sachs/Hahnl

Entscheidungen zum
Bundesvergaberecht
Band II

Mit dem vorliegenden zweiten Band der BVergSlg
werden die Entscheidungen des Bundes-
vergabeamtes, des Verwaltungs- sowie des
Verfassungsgerichtshofes wie auch die Aus-
legungsurteile des Europäischen Gerichtshofs
von 1. 12. 2003 bis 1. 1. 2005 aufgearbeitet.
Um die Praktikabilität der Publikation zu erhö-
hen, wurden die Entscheidungen in Leitsätzen nach
inhaltlichen Schwerpunkten systematisiert. Die
komprimierte Fassung der Inhalte der Entschei-
dungen unter Bezugnahme auf die höchstge-
richtlichen Erkenntnisse und unter Beachtung
der gemeinschaftsrechtlichen Vorgaben bietet
einen umfassenden Überblick über die aktuellen
Entscheidungen der (Bundes-)Rechtsschutzbehör-
den in Österreich. 
Das vorliegende Werk stellt somit für alle, die
mit dem Vergaberecht befasst sind, einen uner-
lässlichen Arbeitsbehelf dar.

Die Autoren:
Dr. Michael Sachs ist der Vorsitzende des Bundesvergabeamtes. Dr. Katharina Hahnl ist
RAA in der internationalen Wirtschaftskanzlei KWR Karasek Wietrzyk Rechtsanwälte
GmbH, Wien.
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RECHTaktuell
Das Neueste zu Bauen, Mieten, Wohnen

Oberndorfer/Wolkerstorfer (Hrsg)
Der Bauvertrag aus ganzheitlicher Sicht

Der Band gibt die Beiträge hochkarätiger Autoren zu den 4. Wiener Gesprächen
Wissenschaft-Wirtschaft an der FH Bauingenieurwesen-Baumanagement der TU Wien
samt Diskussion wieder. Die Beiträge stammen von Juristen und von Vertretern der
Bauwirtschaft. Da es der Praxis vielfach am gegenseitigen Verständnis mangelt, wird
mit diesem Werk ganz bewusst die Schnittstelle zwischen Bauvertragsrecht und Bau-
wirtschaft beleuchtet. Die Wirtschaft erhält zum besseren Verständnis einen Einblick
ins Vertragsrecht und den Juristen wird die wirtschaftliche Bedeutung für die Bauwirt-
schaft näher gebracht.

Heinz Krejci, Das Altbestandsrisiko von Bauwerken
Michael Holoubek, Vergaberechtliche Steuerungsmöglichkeiten bei möglicherweise zu geringem Wettbewerb
Georg Karasek, Fehlerhafter Ausschreibung für den Auftraggeber
Herbert Wolkerstorfer, Die Umlage der Baustellen-Gemeinkosten
Wolfgang Oberndorfer, Die Vergütung von entfallenden Deckungsbeiträgen zur Zentralregie
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RECHTaktuell
Das Neueste zum Zivilrecht

Martin Spitzer
Die Pfandverwertung im Zivil-
und Handelsrecht

Das Pfandrecht ist eines der wichtigsten Mittel der Kreditsicherung. Seine Bedeutung
wird durch die analoge Anwendung pfandrechtlicher Vorschriften auf die Sicherungs-
übereignung und Sicherungszession noch verstärkt.
Diese Arbeit schließt eine Lücke in der literarischen Diskussion über den eigentlichen
Zweck des Pfandrechts, indem sie die sonst meist nur unter exekutionsrechtlichen
Aspekten betrachtete Pfandverwertung aus der materiellrechtlichen Sicht des ABGB
und des HGB erörtert. Der Autor behandelt neben grundlegenden dogmatischen Fragen

auch viele praxisrelevante Spezialfragen.
Die Untersuchung verarbeitet nicht nur ausführlich die österreichische und deutsche Rechtsprechung und Lehre,
sondern analysiert auch erstmals die Auswirkungen der geplanten HGB-Reform auf die Pfandverwertung. 
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Für Sie gelesen

& RAO (Rechtsanwaltsordnung und alle

einschlägigen Rechtsvorschriften). Von
Helmuth Tades/Klaus Hoffmann. Neu
bearbeitete und ergänzte 8. Aufl, Ver-
lag Manz, Wien 2005. XXII, 410 Sei-
ten, geb, E 89,–.

Vor kurzem ist in der Reihe der MANZ-
schen Gesetzausgaben die 8. Auflage
der RAO erschienen. Wie auch schon in
den vorigen Ausgaben sind in dieser Auf-
lage mit Stand 1. 1. 2005 neben der
RAO auch – um nur die wichtigsten Bestim-
mungen anzuführen – das Disziplinarsta-
tut, das RATG, die AHR, das Rechtsan-
waltsprüfungsgesetz, das BG über den
freien Dienstleistungsverkehr und die Nie-
derlassung von europäischen Rechtsanwäl-
ten in Österreich (EuRAG) sowie die RL-BA
enthalten.

Neben Sektionschef des BMJ iR Prof. Dr.
Helmuth Tades konnte als Herausgeber
auch Rechtsanwalt Dr. Klaus Hoffmann, Eh-
renpräsident des Österreichischen Rechts-
anwaltskammertages, gewonnen werden.
Dieser zeichnet auch verantwortlich für
die Kommentierung der RAO. Hierdurch
erhält der Leser – auch durch den Abdruck
der Erläuternden Bemerkungen (Gesetzes-
materialien) – wichtige Hinweise für die
Praxis und auch zum Hintergrund bestimm-
ter Regelungen.

Seit der letzten Auflage, die im Jahr 2002
erschienen ist, gab es im Bereich der RAO
eine umfassende Umgestaltung der Alters-,
Berufsunfähigkeits- und Hinterbliebenen-
versorgung (VII. Abschnitt), der Organisa-
tion des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages sowie durch die Umsetzung
der Geldwäsche-Richtlinie. Diese Richtlinie
zur Verhinderung zur Nutzung des Finanz-
systems zum Zwecke der Geldwäsche in
der Letztfassung vom 28. 12. 2001 ist im
vorliegendenWerk auch unmittelbar abge-
druckt.

Weitere Änderungen in der RAO erfolgten
durch die Zivilverfahrensnovelle 2004
(siehe AnwBl 2004, 590).
Im Bereich der RL-BA gab es ua Änderun-
gen durch die Einführung der Möglichkeit
der Abfrage des Personenverzeichnisses
des Grundbuchs unter bestimmten Voraus-
setzungen, durch den neuen Anwaltsaus-
weis sowie durch Einfügung einer Bestim-
mung hinsichtlich der Verwahrung von
letztwilligen Verfügungen. Änderungen
der RL-BA werden seit 2003 auf http://
www.rechtsanwaelte.at kundgemacht.
Die vorliegende 8. Auflage der RAO ist –
soweit überblickbar – die einzig aktuelle
Sammlung berufs- und standesrechtlicher
Vorschriften in Österreich. Sie sollte daher
Bestandteil einer Bibliothek jeder Rechtsan-
waltskanzlei sein und kann darüber hinaus
all jenen empfohlen werden, die am Berufs-
und Standesrecht der Rechtsanwälte in
Österreich interessiert sind.

Alexander Christian

& Dynamische Verwaltungslehre. Ein
Handbuch der Verwaltungsreform. Von
Norbert Wimmer. Springer Verlag,
Wien 2004. XXXII, 475 Seiten, geb,
E 89,–.

An- und Aussichten einer dynamischen
Verwaltungslehre

I.
Norbert Wimmer, Innsbrucker Ordinarius
für Öffentliches Recht mit weit gefassten
kommunalpolitischen Erfahrungen als Vize-
bürgermeister der Landeshauptstadt Inns-
bruck, zeichnet sich seit jeher durch eine
starke literarische Kraft aus. Schon seine
Habilitationsschrift an der Innsbrucker Ju-
ristenfakultät, einem neuen Ansatz des ma-
terialen Verfassungsverständnisses gewid-
met, verstand es, wissenschaftliche Ent-
wicklungen in statu nascendi begrifflich zu-
sammenzufassen und zu ordnen.
Die starke Orientierung seiner bisherigen
wissenschaftlichen Lebensleistung an den
Concreta der Verwaltung muss zudem be-

tont werden; so waren es unter anderem
die Aufgaben der Verwaltungsreform in
Südtirol, des Rechtes des öffentlichen Wirt-
schaftssektors, des Verkehrs, der Staatsauf-
gaben, der europäischen Integration und
der wissenschaftlichen Erfassung des Wirt-
schaftsrechtes, in denen sich Wimmer ver-
tieft hat.

Nun liegt, unter dem Titel „Dynamische
Verwaltungslehre“ ein „Handbuch der Ver-
waltungsreform“ vor, das vor allem als ge-
wichtiger Denkanstoß zu würdigen ist und
unter den Neuerscheinungen der österrei-
chischen Literatur des Öffentlichen Sektors
eine wesentliche Stellung beanspruchen
darf.

Um es vorweg zu nehmen: Wieder erweist
sich die wissenschaftlich begriffsbildende
und systematisierende Kraft des Autors
als wesenhafter Gewinn des anzuzeigen-
denWerks, wieder hatWimmer sich mitten
in die aktuelle Diskussion gestellt, freilich,
das sei zu sagen erlaubt, mit einer im Ver-
gleich zu manch früheren Untersuchung
größeren Tiefenschärfe und systemati-
schen Durchdringung.

Wer wie Wimmer ein Meister des gespro-
chenen wie des geschriebenen, doch im-
mer geschliffenen Wortes ist, verfällt man-
ches Mal der Versuchung, die große litera-
rische Geste, die es auch in den Rechtswis-
senschaften gibt, in den Vordergrund zu
heben. Dieser Versuchung ist er im anzu-
zeigenden Handbuch, das eine souveräne
Leistung, nichts weniger als das, ist, in kei-
ner Weise erlegen.

II.

Was ist nun das Neue an der „Dynami-
schen Verwaltungslehre“? Zum Ersten der
systematische Aufbau einer bislang allen-
falls nur im Schatten prosperierenden Dis-
ziplin, die, weil nicht „praxisrelevant“,
schnell den Weg zu den brotlosen Künsten
nehmen könnte. Umso mehr ist der Mut des
Autors zu bewundern, sich in den Dienst
der Grundlagendarstellung zu stellen, die
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zu den vornehmsten Aufgaben jeder Geis-
teswissenschaft überhaupt zählt.

Ausgehend von einer historischen Einlei-
tung werden ein kurzer Abriss der heutigen
Lage der Verwaltungslehre und eine Ein-
sicht in den Begriff der dynamischen Ver-
waltungslehre geboten, auf den eine brei-
tere Darstellung der allgemeinen Grundla-
gen dieser Lehre folgt. Verwaltungslehre
wird in diesem Sinne als Integrationswis-
senschaft verstanden (23–48); methodi-
schen Überlegungen wird ein Abschnitt
über die Verwaltungs- als Entscheidungs-
lehre angeschlossen. Die Zwischenbilanz
(64) zeigt deutlich auf, dass Verwaltungs-
lehre keine Rechtswissenschaft ist, sondern
aus allen Erkenntnisquellen schöpft, von
denen aus – je in eigener methodischer
Verdichtung – der Standort der Verwaltung
betrachtet werden kann.

Dem folgt ein breiter Abschnitt, der die Ver-
waltungsaufgaben entwickelt (65–134)
und dabei in einer erfrischend deutlichen
Weise das Bild des heutigen Ist-Zustandes
der Verwaltungsaufgaben und ihrer Träger
zeichnet.

Gewiss, dieser Entwurf begegnet nicht ge-
ringen rechtlichen Bedenken und Bedenk-
lichkeiten, worauf noch zu kommen sein
wird, aber er systematisiert, was bislang
in der „ewigen Flucht der Erscheinungen“
allenfalls mit unbestimmten Unbehagen
und ungern zur Kenntnis genommen wur-
de: nämlich, dass längst neue Sektoren in
die Erfüllung der Staatsaufgaben eingetre-
ten sind, und, dass, wohl auch Folge sin-
kender Budgetmittel, so genannte „Partner-
schaften“ in die Erfüllung der Verwaltungs-
aufgaben Eingang gefunden haben; ein
weites Feld.

Der darauf folgende Abschnitt bietet einen
Längsschnitt durch die zentralen Fragen
der Verwaltungsorganisation (135–223)
und erscheint, gerade in Hinblick auf die
tools, die er auch dem Rechtsanwender
zur Hand gibt, besonders eindrucksvoll.
Gewiss, manche Begrifflichkeit mag etwas
weit hergeholt sein, auch manche „Check-

liste“ eine Zusammenfassung von längst
Bekanntem. Doch auch hier folgt der
Autor einem Trend, dem man sich schwer
entziehen kann: Die Checklist auf Seite
174 ist ein Beispiel für die kurz gefasste Be-
schreibung zweckmäßigen Veränderungs-
managements.

Der weitere Abschnitt einer personalen
Verwaltungslehre setzt die Akteure des Ver-
waltungsgeschehens in den Mittelpunkt
(223–286) und zeichnet sich durch eine
Implementierung wissenschaftlicher Be-
griffsbildungen auch aus dem anglo-ameri-
kanischen Erfahrungskreis aus. Dass das
controlling dabei einen eigenen Abschnitt
einnimmt, gehört zum Programm einer dy-
namischen Verwaltungslehre.

Das dezisionistische Moment der Verwal-
tung wird im Abschnitt F bearbeitet (287–
384), der Grundlagen der Entscheidungs-
findung aufbereitet, die allesamt als funk-
tionale Prinzipien, functional principles gel-
ten dürfen: Optimierung, Nachhaltigkeit,
Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit, Zweckmä-
ßigkeit, Effizienz, Raschheit. Mischformen
des öffentlichen Handels werden bearbei-
tet, man liest auch diese Zusammenfassung
mit großem Gewinn (besonders 344–
370).

Überlegungen zur Verwaltungsreform
(387–426) und ein Schluss (427–432)
runden den Band ab.

III.

Hat man den – auch inhaltlich gewichtigen
– Band aus der Hand gelegt und reflektiert
die Fülle des hervorragend Zusammenge-
fassten, das durchdachte System und die
äußerst gelungene Begriffsbildung dieser
dynamischen Verwaltungslehre, beginnt
man nachzudenken und gerät allenthalben
in ein bestimmtes Unbehagen.

Die Cardinalien des Verwaltungshandelns
fehlen einem, zumindest scheinbar. So neh-
men materiale Überlegungen zu Stellung
und Funktion des Rechtsschutzes
außerhalb bestimmter operationaler Erwä-
gung des administration management ver-

gleichsweise geringen Raum ein; auch
der Abschnitt über die Verwaltungsperso-
nenlehre kommt recht stark ohne einen
grundrechtlichen Anker aus, der den Ein-
zelnen als den Träger der Verwaltung wie
auch dessen Objekt angemessenen veror-
tet. Die systematische Darstellung moder-
ner Entwicklungen, so begrüßenswert sie
ist, gerät erst auf solche Weise zu jenem
ihr eigentlich zukommenden Ort innerhalb
jener Wissenschaften, die im weitesten
Sinne den Spannungsbogen zwischen
Staat, Wirtschaft und Recht ausleuchten.

Die Chance der dynamischen Verwaltungs-
lehre liegt in der systematisierenden Erhel-
lung von Zusammenhängen und Begriffen,
die weitenteils nicht Ergebnis einer konse-
quenten rechtspolitischen Dezision der Par-
lamente waren, sondern sich am Rande
und aufgrund eines nicht nur ökonomisch
schwächer werdenden Staates entwickelt
haben.

Sie, die dynamische Verwaltungslehre,
macht aus der Not, nämlich dem Versagen
einer rezeptiv und reaktiv gewordenen Ad-
ministration und Gestaltungspolitik der
Staatsaufgaben, eine Tugend.

Die Abschiebung genuiner Staatsaufga-
ben – wobei durchaus zu diskutieren ist,
welche dies im Einzelnen wären – an den
Privaten (keine partnership, sondern ein
oktroy) gehört zu diesen Entwicklungen.
Zugleich finden die Figuren einer weitge-
hend ökonomisierenden Verwaltungslehre
ihre natürlichen Grenzen dort, wo die zen-
tralen Axiome des Marktes nicht funktionie-
ren: bei der Erfüllung der Wohlfahrtsfunk-
tion des Staates, die sich, nach jenen Axio-
men, eben nicht rechnet.

Doch ist eine dynamische Verwaltungs-
lehre mitnichten eine materiale. Diese zu
fordern ist Aufgabe des Rechtsanwenders,
der das klägliche Scheitern zahlreicher
Modelle des verwaltungspraktischen Dy-
namismus alltäglich erlebt.

Beispiele gefällig: Vertragsraumordnung,
Andienungspflichten, verwaltungsrechtli-
cher Vertrag, Verlagerung der Entschei-
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dungsverantwortung im Rahmen der ge-
staltenden Verwaltung an Private (Brand-
schutz durch Gutachten), Aushebelung
der Amtshaftung, Verwischung der Kontu-
ren hoheitlichen Handelns, Vernebelung
der Zurechenbarkeiten durch „Ausgliede-
rung“. All diese „Phänomene“ lassen sich
in den Rahmen einer dynamischen Verwal-
tungslehre stellen und – scheinbar – mit
manchen Begriffen daraus rechtfertigen.

So ist die dynamische Verwaltungslehre
denn nichts anderes als der gewichtige Ver-
such, dem schwächer werdenden Staat,
dessen Souveränität partiell bereits zu-
gunsten supranationaler Körperschaften
aufgelassen ist und dessen Zwangswert-
schöpfung an die Grenzen des Zumutba-
ren gelangt ist, neue Handreichungen zu
geben. Ohne inhaltliche Bindungen ein ge-
wiss gefährliches Unterfangen.

So steht zu hoffen, eine materiale Verwal-
tungslehre ergänzte die dynamische. Aus
der Feder Norbert Wimmers wäre eine sol-
che Arbeit doppelter Gewinn. Dass ihm
eine solche Untersuchung möglich wäre
wie kaum einem anderen, belegt das hier
angezeigte Werk.

Doch ende ich, bei allem Zuspruch, mit
einem deutlichem Widerspruch: dass der
Stellenwert rationaler Entscheidungsmuster
der Verwaltung, wie ihn eine Verwaltungs-
lehre entwickle, an die Stelle des Gesetzes
treten oder aber doch zumindest gesetzes-
ergänzend sein soll (199), bleibt zu be-
streiten.

Solche Wegweiser, am Legalitätsprinzip
vorbei, haben nichts mit einer mangelnden
Realitätshaftung zu tun, sondern liefern den
Einzelnen dezisionistischer Willkür im
Kleide der „Vernunft“ aus.

Michael E. Sallinger

& Aktiengesetz. Von Uwe Hüffer. 6. Aufl,
Verlag Beck, München 2004. XXXIV,
1.939 Seiten, Ln, E 115,40.

Der Rezensent hat die 4. Auflage (AnwBl
2000, 53) sowie die 5. Auflage (AnwBl

2002, 601) besprochen. Es ist bemerkens-
wert, dass der Autor innerhalb von 2 Jah-
ren eine Neuauflage herausbringt, in der
das Transparenz- und Publizitätsgesetz so-
wie die gesetzliche Niederlegung des Cor-
porate Governance Codex Eingang gefun-
den hat.

Da in Österreich die Regelungen über das
Konzernrecht, insb die Fragen des Ver-
tragskonzerns nur sehr marginal geregelt
sind, empfiehlt es sich immer wieder einen
Blick auf die Bestimmungen der §§ 15 ff
dAktG sowie 290 ff dAktG zu werfen.
Obzwar man das deutsche Konzernrecht
nicht auf das österreichische übertragen
kann, so ist doch ein wahrer Fundus darin
an Punkten und Fragen zu finden.

Insb die Frage der Beherrschungsverträge
(§ 291) ist ausführlich dargestellt. Was be-
sonders für den Benutzer angenehm auf-
fällt ist, dass die verschiedenen Punkte
wie zum Beispiel mehrstufige Unterneh-
mensverbindungen oder Teilbeherr-
schungsverträge auch mit entsprechenden
weiteren Nachweisen in der Literatur und
Judikatur versehen sind.

Auch die Frage der stillen Beteiligung an ei-
ner Aktiengesellschaft (§ 292 Rn 15) sowie
Fragen der Betriebsüberlassung und Be-
triebspacht sind mit entsprechenden Nach-
weisen ausführlich dargestellt.

Das Verhältnis zwischen Konzern- und Lie-
fer- und Kreditverträgen ist insb im Zuge
der immer größer werdenden Abhängig-
keit von Unternehmen von einigen wenigen
Abnehmern oder von den Banken eine
durchaus interessant zu beleuchtende Fra-
ge, insb auch durch das neue in Österreich
geltende Eigenkapitalersatzrecht. Die
durch das Lesen entstehenden Gedanken
und Querverbindungen sind in diesem Zu-
sammenhang für die tagtägliche Arbeit si-
cher von erheblichem Nutzen.

Der Rezensent kann seine in AnwBl 2002
gemachte Darstellung nur bestätigen, dass
es sich empfiehlt, den Hüffer-Kommentar
zur Hand zu nehmen.

Wolf-Georg Schärf
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& Schriftsätze, Urteile, Rechtsmittel in
Strafsachen. Beispielsammlung für die
Praxis. Von Dieter Zöchling. 4. Auflage,
Verlag Manz,Wien 2004. XX, 344 Sei-
ten, geb, E 69,–.

Der „Zöchling“ enthält, wie auch die Vor-
auflagen, zwei Teile: zum einen eine
Sammlung von Formulierungsvorschlägen
von Urteilssprüchen, zum anderen eine
Mustersammlung für den anwaltlichen Ge-
brauch.

Auch wenn die Urteilssprüche den weit grö-
ßeren Umfang in Anspruch nehmen, ist das
vorliegende Werk im anwaltlichen Teil als
äußerst hilfreich für die tägliche Praxis des
Strafverteidigers anzusehen. Zunächst wer-
den Schriftsätze allgemeiner Art, wie Voll-
machtsvorlage, Enthaftungsantrag, Haftbe-
schwerde, Anträge auf Strafunterbrechung
oder Gnadengesuche, präsentiert. Den Ab-
schluss bilden Muster für Rechtsmittel.

Das Werk ist übersichtlich aufgebaut und
gegenüber den Vorauflagen vor allem im
Urteilsteil der geänderten Rechtslage insb
im materiellen Recht angepasst worden.
Die allgemeinen Schriftsatzmuster sind
meist direkt im konkreten Fall verwendbar.
Im Rechtsmittelteil geben die anschaulichen
Muster wichtige Anhaltspunkte, um die vor
allem für die gesetzmäßige Ausführung der
Nichtigkeitsbeschwerde bzw Berufung we-
gen Nichtigkeit nötige Form sicherzustel-
len. Bekanntlich erfolgen die Zurückwei-
sungen von Rechtsmitteln durch Oberge-
richte in Strafsachen durchwegs unter Ver-
wendung der Standardformulierung „nicht
gesetzmäßig ausgeführt“.

Letztlich können auch die Urteilsmuster für
den Verteidiger bei der inhaltlichen Ausfüh-
rung der materiellen Nichtigkeitsgründe
hilfreich sein.

DasWerk eignet sich zunächst für den Spe-
zialisten zur Auffrischung seiner Schrift-
satzmuster. Aber auch „Gelegenheitsver-
teidiger“ und Verfahrenshelfer finden eine
kompakte und vielseitig verwendbare Mus-
tersammlung.

Ernst Schillhammer
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Indexzahlen 2005: Jän. Feb.

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) ____ 109,7 110,0*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) __________________ 109,5 109,8*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) _______ 115,4 115,7*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) _______ 150,9 151,4*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) _______ 234,6 235,3*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) _______ 411,8 412,9*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) ______________ 524,7 526,1*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) _____________ 526,3 527,8*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) ________ 4610,3 4622,9*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) _______________ 3973,3 3984,2*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) __________________ 112,8 113,1*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) __________________ 117,6 117,9*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) __________________ 156,6 157,0*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) __________________ 260,7 261,4*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt ____ 2543,6 2550,5*)

Zahlenangaben ohne Gewähr
*) vorläufige Werte

& Österreichisches und internationales

Urheberrecht. Von Robert Dittrich
(Hrsg). 4. Auflage, Verlag Manz, Wien
2004. 956 Seiten, geb, E 189,–.

Das Urheberrecht als sein Tätigkeitsgebiet
zu entdecken und sich dort literarisch auf
dem neuesten Stand zu halten wird einem
in Österreich wahrlich nicht gerade leicht
gemacht. Neben wenigen exzellenten
und einigen durchaus bemühten Publikatio-
nen wurde nur allzu schmerzlich die Lücke
spürbar, die durch die Überalterung des
letzten „Dittrich“ in die Bibliothek gerissen
wurde, erfuhr doch das Urheberrechtsge-
setz seit dem Erscheinen dessen Vorauf-
lage durch die Urheberrechtsgesetznovel-
len 2000 und 2003 zweimal umfangrei-
che Änderungen, von der rasanten Weiter-
entwicklung von Rechtsprechung und
Schrifttum ganz zu schweigen. Umso er-
freulicher ist daher die Tatsache, dass die
große Manz’sche Gesetzesausgabe zum
österreichischen und internationalen Urhe-
berrecht nun endlich in vierter, auf den neu-
esten Stand gebrachter Auflage erschienen
ist. Sind schon die wiedergegebenen inter-
nationalen Abkommen und die tabellari-
sche Geltungsübersicht eminent hilfreich,
so ist doch die bewährt umfangreiche
und vor allem zuverlässige, bei jedem Pa-
ragrafen angeführte einschlägige Recht-
sprechung nahezu unverzichtbar. Für die
viele Mühe, die er mit der erkennbar akribi-
schen Überarbeitung des Werkes hatte,
kann dem bekannten Autor wahrlich nicht
genug gedankt werden!

Marcus Essl

& Betriebsanlagenrecht im Umbruch. He-
rausgegeben von Andreas Hauer. Mit
Beiträgen von Gunther Gruber / An-
dreas Hauer / Josef Öberseder / Wolf-
gang Pesendorfer / Bernhard Raschau-
er. Schriften des Instituts für Verwal-
tungsrecht und Verwaltungslehre der
Universität Linz. Trauner Verlag, Linz
2003. 120 Seiten, br, E 19,80.

Das Betriebsanlagenrecht, und hier vor al-
lem das gewerberechtliche, unterliegt seit
vielen Jahren permanenten Veränderun-
gen. Das Institut für Verwaltungsrecht und
Verwaltungslehre an der Johannes Kepler
Universität Linz hat sich im Frühjahr und
Herbst des Jahres 2003 im Rahmen zweier
Fachtagungen mit diesem Themenbereich
eingehend befasst. Im vorliegenden Band
finden sich die Referate der Vortragenden
in ausgearbeiteter Form zusammengefasst.

Gruber stellt in seinem Beitrag die aktuelle
Entwicklung der Judikatur des Verwaltungs-
gerichtshofs zum gewerberechtlichen Be-
triebsanlagenrecht mit den Schwerpunkten
vereinfachtes Genehmigungsverfahren
nach § 359b GewO 1994, Präklusions-
fragen oder Einheit der Betriebsanlage
dar. Hauer selbst widmet sich eingehend
dem Thema der Genehmigungskonzentra-

tion im gewerblichen Anlagenrecht.
Öberseder gibt einen prägnanten, aber
umfassenden Überblick über die Auswir-
kungen des neuen Anlagenrechts auf die
Bezirksverwaltungsbehörden. Pesendorfer
beschäftigt sich in einem Kurzabriss mit
den UVS als Berufungsbehörde gemäß §
67b AVG und Raschauer widmet sich
zum Abschluss relativ ausführlich allgemei-
nen Fragen des vereinfachten Genehmi-
gungsverfahrens.

Der vorliegende Band bietet dem interes-
sierten Leser prägnante, praxisnahe und
wissenschaftlich fundierte Beiträge zu aus-
gewählten Themen des Betriebsanlagen-
rechts. Er wird so eine wertvolle aktuelle Er-
gänzung zum vorhandenen Schrifttum im
Bereich des Gewerberechts darstellen.

Erich Stefan Gerold
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.

Telefon (01) 713 78 33 und 712 32 28, auch außerhalb der Büro-
zeiten, Telefax 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.

Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Michael Drexler, 1090 Wien, Hörlgasse 4/5, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 317 42 88, Telefax 317 42 88-20.

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

&

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.

Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die
Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Hofenedergasse 3/2, 1020 Wien (nächst Justizzentrum
Wien-Mitte).

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
713 07 54, E-Mail: iro@aon.at

&

RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.

Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT
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RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.

Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

&

Substitutionen aller Art übernimmt RA Mag. Judith Eisenberg-
Mirecki, 1030 Wien, Reisnerstraße 25, Telefon (01) 714 82 44,
Mobil I (0699) 1063 19 00, Mobil II (0699) 1162 54 64; durch-
gehend erreichbar.

&

Wien: RA Mag. Katharina Kurz, 1130 Wien, Fleschgasse 34,
übernimmt Substitutionen in Wien und Umgebung.

Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

&

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt RA Dr.
Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3, Telefon
(01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-

nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung, Telefon
(0316) 82 22 02, Fax (DW) 22, Mobil erreichbar: (0676)
310 48 52.

&

Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum Wien-Mitte
übernehme ich Substitutionen vor dem BG I, BGHS und HG Wien;

insbesondere in Reiserechtsachen für auswärtige Kollegen.

RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

&

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei Vollzü-
gen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Bezirksge-
richten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen, Gloggnitz
und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax (02622)
834 94-4.

Substitutionen aller Art in Salzburg übernimmt RA Mag. Klaudius
May, Franz-Josef-Straße 41, Telefon (0662) 87 01 63, E-Mail:
raklaudiusmay@aon.at

&

Slowenien: Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5, Sl
1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandatsüber-
nahmen und cross-border Rechtssachen aller Art zur Verfügung.

Telefon: +386 (0) 1 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net

&

U.S.A.: Dr. Laurence Fauth, amerikanischer Rechtsanwalt, steht Kol-
legen in allen amerikanischen Rechtsangelegenheiten gerne bera-
tend und für Vertretungen (Gerichte) in den U.S.A. zur Verfügung.
Kontakt: Salztorgasse 1/9, A-1010 Wien; Telefon (01)
532 00 00; Telefax (01) 532 00 00-32.

&

Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, niedergelassener europ RA/
RAK Gorizia, Hahngasse 25, 1090 Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staaten-
übergreifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 319 25 25, Telefax (01) 319 65 91, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: uc.walter@aon.at

&

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substituti-
on. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!

Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de



Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht, Dr.-Streiter-
Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471) 05 18
81, E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

&

Regieangebot: Integration in moderne Kanzleistruktur nahtlos mög-
lich. Bewerbung an: RA Dr. Theresia Adelsberger, 6300 Wörgl,
Innsbrucker Straße 5, Telefon (05332) 746 04.

&

Rechtsanwaltskanzlei in 1010Wien, Graben 12, mit moderner In-
frastruktur und überregionalen Partnern, Tätigkeitsschwerpunkt Zi-
vil- und Wirtschaftsrecht, bietet Kollegin/Kollegen Regiegemein-
schaft mit Blickrichtung auf künftige Vollpartnerschaft an. Telefon
(0664) 431 13 83.

&

Wiener Rechtsanwalt (45 Jahre), allgemeine Streitkanzlei sucht
Partner(in) zur Neugründung einer Regiegemeinschaft an einem
neuen Standort in Wien. Anruf erbeten unter (0650) 752 43 73.

&

RA-Kanzlei in Innenstadtlage abzugeben, Infrastruktur vorhanden,
ca 300 m2, repräsentative Lage und Räume, Platz für 3 bis 4 Kol-
legen. Telefon (01) 505 73 71.

&

Rechtsanwaltskanzlei in Korneuburg (künftiger Spezial-Regional-
gerichtsstandort) wegen Pensionierung günstig abzugeben.

Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100732.

&

1030Wien, Nähe Justizzentrum, verkehrsgünstig, Jugendstilhaus,
Mitbenützung von Kanzleiräumlichkeiten (Arbeitszimmer, Sekreta-
riat, Konferenzraum, Nebenräume) samt Infrastruktur.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100718.

&

Wien, Hoher Markt: komplett neu adaptierte, repräsentative, helle
Büroräumlichkeiten geeignet für zwei Anwälte, Sekretariat, Konzi-
pient, ca 95 m2 (4 Räume, Vorraum, Küche), 4. Stock, Lift, Parkett-
böden, Einrichtung samt EDV-Infrastruktur, provisionsfrei; Miete
marktgerecht/günstig; langfristig.
Telefon (01) 535 37 21, Mag. König.

Rechtsanwalt, 1. Bezirk (Rathausviertel), bietet Kanzleiräumlichkeit
und Nutzung der Infrastruktur gegen Regiekostenbeteiligung. Spä-
tere Kanzleiübernahme möglich.
Antworten bitte an: reinhard.Neureiter@chello.at

Renommierte Steuerberatungsgesellschaft in bester Lage sucht
Kooperation mit jungem Anwalt bzw junger Anwältin (nur neu
zugelassen), Möglichkeit zur Nutzung der eigenen Kanzleistruk-
tur vorhanden und erwünscht. Telefon (01) 597 83 68.

Rechtsanwaltskanzlei in der Oberen Donaustraße bietet (zwei)
Zimmer in Untermiete (ca 30 m2) in modernem Bürogebäude,
6. Stock, Lift, Möglichkeit zur Mitbenützung von Kanzleiräumlich-
keiten und Infrastruktur besteht. Zusammenarbeit und spätere
Kanzleigemeinschaft ist grundsätzlich möglich.

Telefon (01) 253 70 00-25, Frau Pumpalovic bzw E-Mail an:
daliborka.pumpalovic@jarolim.at

&

Salzburg – Alpenstraße 108a, zu vermieten: 220 m2 Bürofläche
ebenerdig, 3 Stk Tiefgaragen, 6 Stk Parkplätze. Nähe Gericht
und Großmarkt, bestens geeignet für Rechtsanwaltskanzlei, Nota-
riat etc. Anfragen an: Telefon (0699) 15 16 17 19.

&

Leoben, freie Büroflächen in der Größe von 198 bzw 396 m2 beim
neuen Justizzentrum zu verkaufen, Zubehör: 110 bzw 147 m2 Ar-
chivräume, Telefon (01) 313 80-218 ABV.

&

Ferienwohnung am Wörthersee! Kollegen Dres. Gschöpf ver-
mieten ganzjährig neu adaptierte, ca 90 m2 große, zentrums-
nahe Wohnung in Velden, Nettomonatsmiete E 750,–, Telefon
(04274) 37 86.

&

Ablöse E 50.000,– für Jeans-Shop mit ca 50 m2 und 36 Jahre als
Nahversorger auf Hauptstraße in Döbling. Warenlager Restwert
caE 15.000,– bis E 20.000,–. Wegen Pension ab Sommer 2005
abzugeben. Telefon (01) 369 56 35, Herr Steiner.

&

Verkaufe bzw gebe ab: RGBl/BGBl 1900–2002 (komplett gebun-
den) sowie SSt Band 1–61. Angebote bitte an r.bruce@gmx.net
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